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Kapitel I.
Geschichte des Herzogtums Znlzbach von der Ginsthrnng
des evangelischen Glaubensbekenntnisses bis zu dessen
Unterdrückung, 1542 - M ? .
M b e r keine Sache sind von dem ersten Tage ihrer
Existenz an bis auf den heutigen mehr die Meinungen aus-
einander gegangen und zwar sowohl hinsichtlich der Berech-
tigung ihrer Entstehung wie der Fortdauer ihrer Giltigkeit
als über den Kölnischen Vergleich vom 22. Februar 1652
und zwar, da derselbe aus zwei Teilen besteht, einem politischen
über die Weltlichen Rechte der Pfalzgrafen von Sulzbach und
einem über die kirchlichen Verhältnisse in diesem Fürstentum,
über dessen zweiten Teil, seine Bestimmungen in kirchlicher Be-
ziehung, die Einführung und den Fortbestand der simultanischen
Übung der katholischen und evangelischen Religion.
Wenn auch der Vertrag als fertiges Ganzes und als
unabänderliche Vereinbarung s. Z. für das große Publikum
und insbesondere für die davon Betroffenen, hier die evan-
gelische Bevölkerung der Pfalzgrafschaft Sulzbach, ziemlich
ox abrupto wie ein Donnerschlag bei heiterem Himmel kam,
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so mit einem M a l und plötzlich über Nacht lam er keines-
wegs; er war nicht eine Knall und Fall von den beiden fürst-
lichen Vettern Philipp Wilhelm von Pf.-Neuburg und Chri-
stjan August von Pf.-Sulzbach getroffene Vereinbarung, sondern
es gingen ihm weitschichtige und langwierige Verhandlungen
vorauf; die letzten Ursachen gingen weit zurück und es ist
notwendig, um die Entstehung des Vertrags, den Druck, den
der Pfgr. v. Neuburg auf seinen Vetter in Sulzbach ausübte,
und die Nachgiebigfeit, die scheinbare Schwäche, mit der der
sonst so halsstarrige Pfgr. Christian August seinem Vetter sich
fügte, dann wieder die Hartnäckigkeit, die er, ein evangelischer
und lange Zeit ein gut evangelischer Fürst bei der Durch-
führung der vertragsmäßigen Bestimmungen über die Zu -
lassung der katholischen Religionsübung in seinem evangelischen
Lande an den Tag legte, zu verstehen und zu begreifen, sich
die politischen Verhältnisse, in denen er sich befand, zu ver-
gegenwärtigen und hiezu fast die ganze Geschichte des Fürsten-
tums Pfalz-Neuburg-Sulzbach, der sog. „Jungen Pfalz" vor
Augen zu haben.
Pfgr. Ott Heinrich I., der erste Herrscher in diesem nach
dem bayerischen Kriege durch den Frieden von Köln vom 30.
J u l i 1505 und durch den Vertrag von Konstanz v. 2. J u l i
150? aus Bayern-Landshut- und München'schen Gebietsteilen
neugebildeten Herzogtum — von seinem Bruder und M i t -
regenten Phil ipp, welcher in kaiserlichen Kriegsdiensten
stehend an der Regierung sich wenig beteiligte und seinen
Landesanteil gegen 32000 f l . an seinen Bruder abgetreten
hatte und 1548 ohne Erben verstarb, können wir absehen —
nahm 1542 den evangelischen Glauben an und führte diesen
in demselben Jahre noch in seinem Lande ein. Durch den
Passauer Vertrag wieder in den Besitz seines Landes gelangt,
machte er sofort die während des schmalkaldischen Krieges im
Neuburgischen, nicht aber im Sulzbachischen, unterdrückte evan-
gelische Religion wieder zur allein berechtigten. Wie sehr er
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damit den Wünschen der Landschaft entgegenkam, ergibt sich
daraus, daß diese zum Dank für diese Wiederaufrichtung des
evangelischen Wesens seine Schulden, die so groß waren, daß der
Konkurs über das Fürstentum, die Veräußerung desselben,
die alieuatio totws priuoipawZ vom Kaiser bereits dekretiert
war, übernahm, wogegen er wieder den Landständen und Un-
terthanen die beständige Aufrechterhaltung (pwpaAatio) der
Angsb. Confession durch Brief und Siegel unterm 8. Ja -
nuar 1554 (Struve, Pfälzische Kirchenhistorie S . 3 8 - 4 2 ,
Gack, Geschichte des Herzogtums Sulzbach, 1847. S . 162,
v. Meiern, ^ota kso. ^68tpk . 1734 - 1736 I I I . S . 489)
zusicherte.
Trotz der durch die Landstände erfolgten Schuldentilgung
muß, wenn bereits am 13. November 1553 (Gack, S . 170
Anm.) eine vertragsmäßige Abtretung des Landes seitens
Ott Heinrichs an seinen Vetter Wolfgang von Veldenz er-
folgte, noch eine weitere große Schuldsumme vorhanden ge-
wesen sein, welche eben Pfgr. Wolfgang gegen die Verpfän-
dung des Landes übernahm; denn etwas anderes als eine
Verpfändung war es nicht, wenn Ott Heinrich, der kinder-
los und mittlerweile 1556 Kurfürst von der Pfalz geworden
war, dem Pfgr. Wolfgang unterm 13. November 1558 (Gack,
S. 171 Anm.) in dem Neuburgcr Vergleich eine Schenkungs-
urkunde ausstellte und wie für die erste Verpfändung unterm
11. Jun i 1555, so für diese Schenkung die kaiserliche Be-
stätigung erwirkte, nachdem er schon am 20. September 1556
demselben die Erbhuldigung in Sulzbach hatte leisten lassen.
Denn daß man Länder verschenkte, war damals ebensowenig
gebräuchlich als heutzutage, bezw. ebenso unangänglich; in den
fürstlichen Häusern gab es dazumal ebensogut Haus- und
Erbverträge als jetzt und nächstberechtigte Linie im pfälzischen
Hauje war nicht Veldenz, sondern Simmern. Dazu erhob ja
auch Bayern wegen der Entstehung des Fürstentums Neu-
hurg, das nicht Pfälzisches, sondern bayerisches Gebiet, nicht
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Bater- sondern Muttergut gewesen war — Erbansprüche
daran, konnte das Rückfallrecht geltend machen. Wenn nun
einerseits diese aus der Erbschaft, bei der das b6N6Üoiam
mvbuwrü nicht wohl statthaben haben konnte, sich nicht viel
machten, war andererseits für Ott Heinrich der Umstand von
großem Gewichte, daß Pfgr. Wolfgang der Augsb.-Conf. zuge-
than war, was bei der Simmern'schen Linie wie bei Bayern
nicht der Fall war. Ausdrücklich heißt es: „Nicht die ge-
ringste Ursach, den Herzog Wolfgang mit dieser Donation zu
begaben und zu versehen, sei gewesen das heilige Evangelium
und die göttliche Wahrheit, dazu S . f. Gn. allezeit geneigt
erfunden worden." Tretzel, Gesch. d. Kölner Vergleichs 1797,
S . 186.
I n der Schenkungsurkunde vom 13. November 1558
wurde dementsprechend dem Pfgr. Wolfgang die Verpflichtung
auferlegt, die wahre, reine christliche Religion seines Ver-
mögens pflanzen und erhalten zu helfen und davon nicht ab-
zuweichen (Tretzel, Assekurierter evang. Religionsstand im
Herzogtum Sulzbach 1797 S . 5), auf welche Verpflichtung s.
Z. (11. Apri l 1646) die Landsassen der Sulzbacher Erbämter
in ihrer Eingabe an den Friedenskongreß (v. Meiern, ^ot .
? . >V. I I I . p. 489) sich beriefen, indem sie- geltend machten,
bei der durch Testament erneuerten Donation sei die unauf-
hörliche Propagation der Augsburgischen Konfession allen und
jeden Nachfolgern in mimiwru dergestallt eingebunden wor-
den, daß wer dieselbe abthue oder ändere, aller seiner Kom-
petenz verlustig gehen, solche dem nächsten Agnaten anfallen,
kein 8u(n68or vor Ausstellung eines diesbezüglichen Reverses
den Besitz des Fürstentums antreten solle. Blieb nach der
ersteren Bestimmung, trotzdem kein Zweifel darüber obwalten
konnte, welche Religion der Testator gemeint hatte, für jeden
Nachfolger in der Herrschaft der Weg offen, zu erklären, welche
Religion er, der nunmehrige Landesherr, als „die wahre,
reine Religion" erkennen, die er zu pflanzen und zu erhalten
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habe, so war diese Möglichkeit durch die andere Bestimmung,
auf welche die Landsassen sich beriefen, allerdings abgeschnitten,
aber freilich nicht auch die, zu erklären, daß ein späterer Lan-
desherr in seiner Souveränetät und den damit verbundenen
Rechten, wozu in erster Linie das M relormauäi gehörte,
durch Bestimmungen eines Vorfahrers nicht eingeschränkt wer-
den könne.
Auf die eigentümliche Art des Übergangs des Herzog-
tums Neuburg an Pfalzgraf Wolfgang berief sich auch Pfgr.
Christian August in seiner auf dem Friedenskongreß unterm
3. November 1645 zu Osnabrück eingereichten Beschwerde:
„Solches Fürstentum sei mero t iwlo ^ouatiom» von Pfgr.
Ott Heinrich I. an Pfgr. Wolfgang um so viel mehr gelangt,
sintemal die Landschaft, so der Evangelischen Religion Augs-
burgischer Konfession beigethan, damit sie dabei erhalten wer-
den möchte, die überaus große auf solchem Fürstentum gele-
gene Schuldenlast zu bezahlen übernommen und dadurch das
exercitmm r6liAwm8 titulo onoroso erworben habe." (v.
Meiern, ^o t . ? . ^ . I I . S . 17.)
War Pfgr. Wolfgang nach dem aun« 1559 erfolgten
Tode Ott Heinrick's I. auch formell in den Besitz des Neu-
burger Landes gekommen und vereinigte er in seiner Hand
seine ererbten Veldenzer Besitzungen und die diesseitige „Junge
Pialz", so verteilte er diese seine Lande durch Testament unter
seine Söhne so, daß der älteste nebst dem dritt- und viertge-
borenen Prinzen Pfalz-Neuburg erhielt, der Zweitälteste und
der jüngste die pfälzischen Besitzungen Zweibrücken und B i r -
kenfeld, von welch letzterer Linie unser Königshaus abstammt.
I m Herzogtum Neuburg wurde eine Art, aber nur eine Art,
i.lcht eine wirkliche Teilung eingeführt und konnte auch nur
dies geschehen, da Ott Heinrich I. das Erbfolgerecht der Erst-
geburt in seinen Landen eingeführt hatte, (v. Meiern a. a.
O., dann „Denkwürdigkeiten der Stadt Sulzbach, deren
Landesregenten ;c." § 26, Manuskript der t. bayr. Staats-
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bibliothet in München ea. 1765 S . 32.) Philipp Ludwig,
der älteste Prinz, erhielt Neuburg (Dr. Sperl, „Geschichte
der Gegenreformation :c." Blätter für bayer. Kirchengeschichte
I I . Jahrg. Nr. 8 zählt die Zugehörungen auf) und war „re-
gierender Landesfürst", seine Brüder Ott Heinrich I I . aber
und Friedrich erhielten unter dem Titel „Erbportionen" Teile
des Landes, der erstere die. Ämter Sulzbach, Hilpoltstein und
Allersberg, der jüngere Vohenstrauß, Floßenbürg und dag
Gemeinschaftsamt Weiden-Partstein (Tretzel Assel. Rel.-St.
S . ?) zur Nutznießung und Verwaltung. Wenn der Gegner
Tretzels und anonymer Verfasser*) des „Ungetränkten evang.
Religionsstandes im Herzogtum Sulzbach 1794" S . 3 Ott
Heinrich I I . einen unmittelbaren Herzog und Regenten sein
läßt, so entspricht das nicht dem Sachverhalt: er war nur
Nutznießer und allerdings Unterregent, aber keineswegs M i t -
regent im vollen Sinne des Wortes. Die Mandate für die
betr. Gebietsteile der jüngeren Länder trugen wohl die Über-
schrift: „W i r Philipp Ludwig als regierender Fürst und Wir
Ott Heinrich (bezw. Friedrich) als Inhaber und Erbherr"
und die jüngeren Brüder hatten eine gewisse Regierungsge-
walt, aber nur eine ziemlich beschränkte, man könnte sie viel-
leicht am füglichsten erbliche Statthalter nennen. Wenn
Tretzel a. a. O. S . 12 sagt: „der ältere Bruder hatte zwar
als regierender Fürst bestimmte Vorrechte, aber darum doch
keine vollkommene und unumschänkte Landeshoheit in den
Erbländern seiner Brüder", so ist das etwas schief ausge-
drückt. Selbstverständlich, was der Erbfürst an Kompetenzen
hinsichtlich der Bezüge und Verwaltungsrechte Hatte, das hatte
der Landesherr nicht, ähnlich wie es am Ende bei den M i -
nisterien und Kreisregierungen :c. ist, die Landeshoheit jedoch
*) Nach I)r. Gacks Geschichte des Herzgt. Sulzbach 1547 S . 387
Aum. war der Verfasser der anonym erschienenen Schrift Franz Georg
von Dietrich, Regierungsrat in München.
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stand einzig dem „Regierenden" zu. Der Fall der Me i -
nungsverschiedenheit zwischen dem regierenden Landesfürsten
und seinen Brüdern als Inhabern der Erbämter war ver-
tragsmäßig, bezw. testamentarisch vorgesehen (et. Tretzel, Gesch.
d. Köln. Vergl.: Brüderlicher Vcrgl. von 1581: 12. Punkt:
Hinweis auf Art. V l l . und XXV. des väterlichen Testaments;
wiederholte Bezugnahme auf die von ihrem Vater Wolfgang
publizierten Kirchenordnungen): da sollte der Beschluß und
Ausschlag bei Herzog Philipp Ludwig als regierendem Herrn
stehen und mit Rat gemeiner Landschaft und S . f. Gn. Räte
darunter zu dezidieren Macht haben, doch daß solcher Be-
schluß in allweg dem väterlichen Testament und der zuvor bei
Lebzeiten Herzog Wolfgang sel. ausgegangenen Kirchen- und
Landesordnungen und Mandaten, auch den Reichs-, Kreis- und
Polizeiverordnungen gemäß gesetzt sei." Wenn Tretzel daraus
weiter a. a. O. folgert, daß dem regierenden Landesfürsten
eine willkürliche Macht nicht zukam, im Gegensatz zu den zur
steten Norm und gesetzlichen Richtschnur gesetzten Kirchen- und
Landesordnungen stehende Mandate und Verfügungen nicht
durchzusetzen, so ist das ganz richtig, aber was heißt „w i l l -
kürliche Macht"? Und wie viel- und doch wie nichtssagend
ist die angeführte Einschränkung in dem brüderlichen Ver-
gleich! Das versteht man, daß die Fortbildung des bestehen-
den Rechts, die fernerweite Gesetzgebung im Einklang mit dem
hergebrachten Landesrecht und den bestehenden Kirchenordnungen
stehen soll und selbstverständlich ist der willkürlichen Macht
eines Reichsfürsten durch die Reichs- und Kreisordnung Ziel
und Maß gefetzt, aber die Gesetzgebungsgewalt selbst ist nicht
im mindesten in Frage gestellt; nur müssen die zu Recht be-
stehenden Formen eingehalten, der Beirat der Landftände er-
holt und dürfen bestehende Rechte, verliehene Gerechtsame nicht
verletzt werden. Nicht, bloß recht nichtssagend aber, fondern
im Gegenteil geradezu unglücklich und verhängnisvoll ist die
Heranziehung des Reichsrechts und der Reichsgesetzel Sehr
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selbstverständlich ist es, daß im Gegensatz zu einem Reichsgesctz
ein Landesgesetz nicht erlassen werden kann; aber wie ists,
wenn das Reichsrecht in irgend einer Materie den Satz ent-
hält : „Landesherr, hier hast du freie Bahn; o u M 68t sOssio,
Ulms S8t äs rkIiFions äispoZitio" seit 1526, bestätigt und
bekräftigt 1555?
Nun, in dieser Beziehung hatte es zunächst keine Gefahr:
wie Pfgr. Wolfgang, so erwiesen sich seine Söhne als eifrige
Förderer der Reformation, als treue Anhänger der Augsb.
Konfession. Ott Heinrich löste den Kirchenverband aller zu
seinem Territorium gehörigen Ortschaften und Filialkirchen
mit den benachbarten alt- (kur-) pfälzischen Pfarreien, weil
diese sich dem reformierten Glauben hatten zuwenden müssen
(es. Vogel, Beschreibung des Ldg. Sulzbach 1603, S . 138,
141 und 152), bei Rosenberg den Verband mit Ammer-
thal, bei Eismannsberg den mit Hagenhausen, welche beide
Filiale zu Pfarreien erhoben wurden, bei Weißenberg, das
zunächst ein Diakonat, versehen von Edelsfeld aus, dann
bloßes Fi l ia l dieser Pfanei wurde, den mit der Pfarrei
Schlicht. Wie es aber mit der Kirchenhoheit Ott Heinrichs I I .
bestellt war, geht aus einem Vorkommnis auf der Synode
zu Neuburg am 28. November 1589, das Tretzel (a. a. O.
S . 14.) als „ein zur Zeitkenntnis dienendes" bezeichnet, dessen
kirchen- und staatsrechtliche Bedeutung er jedoch übersieht, her-
vor: als erwähnt wurde, daß der Pfarrer zu Zell im H i l -
poltstemischen von Pfgr. Ot t Heinrich gestraft worden war,
machte der Neuburg'sche Kanzler die Anmerkung, solches wäre
nicht recht gewesen, es hätte in Neuburg geschehen sollen
(Gack S . 190): „Der Kanzler erklärte dies als einen Ein-
griff in die nur dem Herzog von Neuburg zustehenden Rechte"
j . 6. Konsistorialrechte.
Friedrich von Vohenstrauß starb 1597, Ott Heinrich 1604,
beide kinderlos, ihre Erbländer fielen an Philipp Ludwig
anHeim.
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Dieser starb am 12. August 1614 und hinterließ drei
Söhne. Wieder wurde der erstgeborne, Wolfgang Wilhelm
regierender Fürstund die nachgebornen erhielten Erbportionen:
August das Landgericht Sulzbach, das Pflegamt Floßenbürg
und Gericht Vohenstrauß, sowie den Anteil am gemeinschaft-
lichen Amt Weiden-Parkstein, Johann Friedrich das Amt
Hilpoltstein. Bereits im Jahre 1592 hatte Philipp Ludwig
testamentarisch bestimmt (Tretzel a. a. O. S . 17—21 und
Geschichte d. K. Vgl. S . 188), daß die jüngeren Söhne ge-
wisse Ämter — erst im Kodizill von 1605 wurden sie mit
Namen genannt — mit aller ihrer Zugehör, Ober- und Un-
tergerechtigkeit :c., nichts denn Steuer, Umgeld und Appel-
lation ausgenommen, wirklich und erblich eingeräumt erhalten
sollten auf gleiche Weise, wie es nach der väterlichen (i. o.
Wolfgangs) Anordnung und dem i. I . 1581 aufgerichteten
Vertrag zwischen ihm und seinen Herrn Brüdern geschehen
war. Die Vorrechte des Landesfürsten werden als „mit ge-
wisser Maß und Bescheidenheit ausdrücklich vorbehalte»" be-
zeichnet, alle übrigen nicht reservierten Gerechtsame und Ein-
künfte sollten den Brüdern als Erb- und Eigentumsherrn in
ihren assignierten Erbämtern sein und verbleiben. So („mit
gewisser Maß :c.") lautete auch der Ausdruck im Testament
Ott Heinrich I., worauf sich die Landsassen anno 1646 be-
riefen, daß unter den Vorrechten, M i b u » praymiueutiak des
Landesfürften das Recht . . . 2) Mandate und Ordnungen
in geistlichen und weltlichen Sachen mit gewissem Maß —
da „gewiß" mit oortu» zu übersetzen ist oder ürmus, so wil l
der Ausdruck besagen „unter Beobachtung der in Tikc. der
Verfassungsurtunde vorgeschriebenen Form" — zu erlassen
ausbedungen war (v. Meiern a. a. O.) Auch diese, drei
Brüder errichteten am 17. J u l i 1615 einen brüderlichen
Vertrag, worin die gegenseitigen Rechte näher umschrieben
wurden. Wenn auf der einen Seite von den den Brüdern
übnwiesmm Ämtern mit aller Iugehörung, Ober- und
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tergerechtigkeiten! nichts ausgenommen, die Rede ist, so auf
der anderen Seite, daß dasjenige, was „nach Anleitung vor-
gedachter Verordnungen und Patten" dem ältesten Bruder
als Landesfürsten vorbehalten bleibe, auch zu verbleiben habe;
nicht bloß verzichten die Brüder ausdrücklich auf alle Rechte
und Ansprüche irgendwelcher Art im Fürstentum Neuburg,
sondern erklären auch, daß in den übrigen, dem besagten
Fürstentum Neuburg unmittelbar inkorporierten, ihnen aber
assignierten und eingeräumten Ämtern an dero — dem Bru-
der — reservierten landesfürstlichen Obrigkeit (vorher findet
sich auch die Fassung: „landes-fürftliche Obrigkeit, Superioritin,
Hoheit und was derselben anhängig", dann kommen erst
„Einkommen, Erb- und Gerechtigkeiten") Statuten, Appella-
tion :c. und anderem, so ihnen, den Brüdern, in dem gefer-
tigten Abschied nicht vorbehalten, in Nichten Hinderungen ge-
schehen sollten. (Tretzel, Ass. Rel. St . S . 20, Gesch. d. K.
V. S . 189). M i t den Mandaten, Statuten und Ordnungen
aber, be i des i n geistl ichen und weltlichen Sachen, sollte
in ihren assignierten Erbportionen und Ämtern diese Gelegen-
heit und moäus durchaus observiert werden, wie es weiland
zwischen ihrem Herrn Vater und dero jüngeren Brüdern in
deren Erbämtern gehalten worden.
Tretzel zitiert S . 21 hiezu sofort aus einer „Sulzbachischen
Staatsschrift" von Pütter, „Geist des Wests. Friedens" S . 37:
„Hieraus erscheint erklärlich, daß solche Quittung, nämlich
der beiden Pfgr. August und Johann Friedrich sich auf all
von dem väterlichen Vermögen, von Mobilien, Land und
Leuten, Jurisdiktion und Gerechtsamen ;c> beschehenen Em-
pfang erstrecket: dabei dann a u s d r ü ck l i ch vermeldet worden,
daß die Erbämter mit aller Iugehör, O b e r h e r r l i c h - und
Gerechtigkeiten, Zinsen, Gilten, Einkommen :c. ;c. w ie das
N a m e n haben m a g , nichts a u s g e n o m m e n (außerhalb
— dg.60 0ÄU89. WI86N9.6 l — desjenigen, so nach Anleitung ob-
gedachter Verordnungen und Patten Herrn Wolfgang M -
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Helm vorbehalten blieb), wirklich und erblich lc. und unbe-
schwert eingeräumt und übergeben worden. Gehören dem-
nach alle Jura, Gerechtsame und Einkommen in den Erb-
ämtern dem Erbfürsten in dem Sulzbacher Anteile, hergegen
verbleiben dem Landesfürsten des Neuburger Fürstentumsauf
solchem Anteile gewisse nominierte und limitierte 8pscio3
junsäiotioms, derowegen sich immer ein Dokument auf das
andere bezieht und daher die an einem Orte gesetzte Umi-
tatiou, reservatiou und restrietiou bei dem andern, da
dergleichen Punkte wieder gehandelt werden, zu wiederholen
sind."
Nun, Pütter mag ein sehr berühmter Staatsrechtslehrer
des 18. Jahrhunderts gewesen, er mag auch in den Geist des
Westf. Friedens recht tief eingedrungen, es soll auch all das,
was wir von ihm soeben gehört haben, unbedingt richttg
sein, E i n e s nur vermisse ich — leider! — in seinem Ex-
kurse, wie auch in dem brüderlichen Vergleiche vom I . 1615,
die auch nur mit Einem Worte genommene Bezugnahme
auf die Neligionöverhiiltnisse und Religionszuständigleit!
Denn daß diese unter die Rubrik: väterliches Vermögen,
M o - und Immobilien gehören, wird niemand sagen wollen.
Aber unter die „Jurisdiktion und Oberherrlichkeit l ? " Beide
wären recht schön, wenn sie nur nicht gar zu sehr in die Zinsen
und Gilten, Jagen, Reis und Folge eingeschnürt wären, leider
lauter Materielles, Handgreifliches und Weltliches—gutsherrliche
Gerichtsbarkeit und Obereigentumsrecht, aufgehoben 1848!—und
auch nicht eine Spur von Geistlichem und Religiösem! Das
einzige, was herausgehoben ist, ist die Landeshoheit des regie-
renden Fürsten, gewisse nominierte 8peoio8 MisäiotiouiZ in den
dem Fürstentum unmittelbar inkorporierten Erbämtern und z u
diesen gewissen 8psoies M'isäiotiowZ, die dem M torri tom,
der Landessuperiorität anklebten, gehörte leider das M —
retormauäi l Von Palten und Verordnungen ist vielfach die Rede,
welche allerdings, wenn dergleichen Punkte wieder gehandelt
3
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wenden, wieder hervorzunehmen und anzuwenden sind, nur
von dem Einen Punkte finde ich nicht mit Einem Worte,Er-
wähnung gethan, den die Sulzbacher Landsassen 1646 hervor-
nahmen und — anwenden wollten, der Bestimmung der
Schenkungsurkunde Ott Heinrich I., daß, welcher Fürst die
Nugsburgische Konfession abthue oder ändere, all seiner Kom-
petenz verlustig gehen solle :c. Diese Bestimmung anzuziehen,
wäre Veranlassung geboten gewesen noch bei Lebzeiten des
Vaters, Philipp Ludwigs und beim Regierungsantritt Wolf-
gang Wilhelms.
Pfgr. Philipp Ludwig dachte allerdings daran, wie wir
noch hören werden, aber diesen äußersten Schritt that er nicht.
Die Brüder aber versicherten bei ihrer Erbhuldigung in ihren
Eichämtern „bei ihrer fürstlichen Ehre und wahren Worten,"
daß sie wegen der väterlichen Erbschaft (außer den ihnen an-
gewiesenen Ämtern) an ihren ältesten Bruder keinerlei For-
derung oder Klage irgendwo oder irgendwie suchen wollten.
Wenn die Landsassen i. I . 1646 auf den Inha l t des
Testaments Philipp Ludwigs hinweisen, daß dasselbe (1605)
gleichförmig dem stilles Vaters, Wolfgang gewesen, die Erhal-
tung der Religion zur unbedingten Voraussetzung des Erb-
antritts gemacht, auf ihre Änderung die Strafe der Verwir-
tung ausgesetzt worden fei, wie auch die jüngeren Brüder nur
unter der gleichen Bedingung der Erhaltung der Augsb. Kon-
fession ihre Erbämter bekommen hätten, und wenn sie er-
wähnen, daß alle drei Brüder noch zu Lebzeiten ihres Vaters
1611 sich zur Vollziehung des väterlichen Willens ver-
bunden, auuo 1613 die gleiche Erklärung wiederholt, dann
auuo 1615, i. o. nach dem Regierungsantritte Wolfgang
Wilhelms in dem schon erwähnten brüderlichen Vergleich über
einen gewissen woäu8 der Beilegung aller Streitigkeiten und
Mißverständnisse eine Vereinbarung getroffen hätten, so be-
zeugen sie damit nur, daß auf jene Cautelen und Tutelen nicht
geachtet wurde und Pfgr. Wolfgang Wilhelm ohne Wider-
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spruch die Regierung angetreten habe. Er hatte aber gethan,
was ihn nach dem Testamente Ott Heinrichs regierungsun-
fähig machte: er hatte am 19. J u l i 1613 zu München
als Bräutigam der Prinzessin Magdalena, der Schwester
Maximilian I., bezw. um Bräutigam derselben werden zu
können und um der in der Iülich'schen Erbfolgesache von den
Herzogen in Bayern in Aussicht gestellten Hilfe teilhaftig zu
werden, im geheimen seinen Glauben abgeschworen und am
14. M a i 1614 in der Hoftirche zu Düsseldorf diesen Über-
tritt zur katholischen Kirche öffentlich vollzogen. (Näheres
über den Übertritt des Pfgr. Wolfgang Wilhelm, dann dessen
in seinen banden und insbesondere im Sulzbachischen und
Htlpoltsteinischen vorgenommenen Gegenreformation s. Gack,
S . 199 ff., Dr. Sperl, a. a. O., Hartung-Engelhardt, das
kirchliche Recht der Protestanten im Herzogtum Sulzbach 1872,
S . 13 f., Brock, die evang. luth. Kirche in Neuburg 1847,
S. 119 tc. :c.)
Hieher mögen folgende Bemerkungen genügen. I n seiner
Konfessionsurlunde vom 19. J u l i 1614 erklärte er nicht nur,
daß er beständig bei diesem wahren und seligmachenden Glau-
ben bis an sein Ende verbleiben wolle, sondern auch, daß er
bei seinen Unterthanen und denjenigen, die ihm anbefohlen
seien, soviel ihm möglich sein werde, daran sein wolle, daß sie
gleicher Gestalt dahin gewiesen und gehalten werden. (Dr.
Sperl, a. a. O. S . 132 Anm.) I m Dezember 1612 noch
hatte er seinem Vater gegenüber, als er diesem seine Absicht
die bayerische Prinzessin zu heiraten offenbarte, geltend ge-
macht, die Religionsverschiedenheit könne doch kein unbedingtes
Ehehindernis abgeben; im Oktober 1612 hatte er sich erst
mit seinen Brüdern in feierlicher Urkunde verpflichtet, die
väterliche und mütterliche Disposition in allen ihren Punkten
jederzeit erfüllen zu wollen und tonnte deshalb sein Pater in
einem ä. ä. Neuburg, 13. Dezember 1612 ergangenen De-
trete dem Lande die beständige Forterhaltung seiner geistlichen
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und weltlichen Rechte garantieren. Welchen Eindruck die Nach-
richt von dem vollzogenen Übertritte, welche im M a i 1614
nach Neuburg gelangte, bei dem betagten Vater, der Pfalz-
gräflichen Familie und im ganzen Lande hervorrief, läßt sich
denken und ist bei Gack, Brock, Sperl :c. ;c. zu lesen. Als
Botschaften und Briefe an dem Geschehenen nichts mehr zu
ändern vermochten, erklärte der Vater wohl, daß Wolfgang
Wilhelm enterbt sein sollte, sowie er die geringste Änderung
an der lutherischen Landeskirche vornehmen würde. Baden-
Durlach und Württemberg wurden zu Testamentsvollstreckern
ernannt, Wolfg. Wilh. sollte durch seine Unterschrift in die
Klausel einwilligen. Doch dazu kam es nie. „Eher meinen
Nacken unter das Schwert!" soll der junge Pfalzgraf aus-
gerufen haben (Sperl, a. a. O. S . 134), Pfgr. Philipp Lud-
wig aber starb in tiefem Gram am 12. August 1614.
Auf die Kunde von der im Lande herrschenden Aufre-
gung und der verzweifelten Stimmung der Unterthanen erließ
Pfgr. Wolfgang Wilhelm bald nach seinem Übertritt von
Düsseldorf aus (Struve, Pfalz. K.-Historie S . 545, Oack,
S . 204, Tretzel, assek. R. S t . S . 27, Sperl, a. a. O. S .
135 :c.) ein Patent, worin er den Landständen und Unter-
thanen versicherte, daß er ob den Reversalien mit treuem Ernst
und Eifer halten wolle und daß sie grundlos befürchteten, er
werde nunmehr eines und des andern Orts um der bewußten
Glaubensdifferenz willen sie hinfort bei ihrem hergebrachten
Kirchenexercitio und Predigten den Reversalien gemäß nicht
schützen und handhaben, vielmehr sie wider ihr Gewissen be-
schweren. Tretzel zitiert S . 2? Moser „Landeshoheit im
Geistlichen": „Pfgr. W o l f g . W i l h . versprach laut den
Wests. Friedensverhandlungen, nachdem er die katholische
Religion angenommen, seinen evangelischen Unterthanen
wohl fünfmal, sie bei ihrer Religion zu lassen und hielt
es doch nicht." (Moser, ein Zeitgenosse v. Meiern«. Er
nimmt mit dem Gesagten nur einen Ausspruch des Alten-
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burgischen Gesandten v. Thumshirn vom ?. Februar 164?
in seine Feder. (Vgl. Kap. I I I . A.)
Als im August 1615 dem Pfgr. August als ihrem Erb-
und Eigentums-Herrn die Huldigung der ihm überlassenen
Erbämter in Sulzbach in Gegenwart der Neuburg'schen Kom-
missarien geleistet wurde, mußte seitens der Stände und
Magistrate ein Revers ausgestellt werden (Tretzel, ass. N . S t .
S . 22, Gesch. d. K. V. S . 191), wonach sie „den Pfgr.
Wolfgang Wilhelm für den einigen regierenden Fürsten und
Herrn des Fürstentums Neuburg, dessen Mitglied und Stand
sie wären und blieben, erkennen und halten wollten und daß
sie und ihre Nachkommen allen und jeden des Fürstentums
Neuburg Ordnungen, Mandaten und Satzungen, geist l ichen
und weltlichen, Kirchen-, Schul-, Ehe-, Tuperattendenten- zc.
Ordnungen, wie dieselbe allbereit geordnet seien oder kün f -
t i g g e o r d n e t und im Namen beider (!) Fürsten publiziert
werden möchten, stet, fest und unverbrüchlich leben und nach-
kommen würden." Ebenso sollten alle Ehesachen nirgend
anderswo als vor dem von Pfgr. Wolfg. Wilh. verordneten Kon-
sistono oder Ehegericht angebracht, erörtert oder ausgetragen
werden. Eine zu gleicher Zeit von Pfgr. Wolfg. Wilh. er-
lassene Instruktion an die Prediger und Schuldiener verwies
diese zunächst an Pfgr. August, aber enthielt den ausdrücklichen
Vorbehalt, daß sie nichts destoweniger bei der Kirchenordnung
des Fürstentums Neuburg bleiben und derselben künftig ge-
leben, auch den geistlichen und weltlichen Mandaten:c. (wie
oben), oder künftig aufgerichtet und publiziert werden möchten,
gehorsamlich leben und denselben in nichts zuwiderhandeln sollten.
Wenn aus dieser Verpflichtung der Landschaft und der
Geistlichkeit auf die Neuburgische Kirchenordnung gefolgert
wird, daß damit letztere selbst sanktioniert und der Religions-
stand des Landes assekuriert worden sei, so ist dies gewiß
richtig und schön und ebenso, wenn bezüglich der künftig zu
erlassenden Mandate in der, Publikation derselben in der
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für so besonders bündig gehalten kantt ich die Fassung nicht
nachten: für bündige Erklärungen hatte man damals doch
andere Ausdrücke als die gebrauchten, welche man, wenn man
wollte, drehen und deuten konnte, wie man wollte. Er, der
Fürst selbst, hatte eine Erklärung damit überhaupt nicht ab-
gegeben, sich selbst zu nichts verpflichtet! Und die Publikation
in be ider Fürsten Namen! Diese Kautel, ist sie nicht ganz
wertlos, wenn vertragsmäßig feststeht, daß bei Nichtzustimmung
des Erbfürstm der einseitige Wille des Landesfürsten maß-
gebend ist? Ein einfältig-kindliches Gemüt konnte mit solchen
Erklärungen sich zufrieden geben; die Ernüchterung — und
zwar welcher A r t ! — blieb nicht aus, wenn auch im Sulz-
bachischen und Hilpoltsteinischen erst nach 12 Jahren.
Über nicht bloß an beängstigenden Träumen, nein, an
Furcht und Schrecken und banger Erwartung der Dinge, die
da kommen sollten, fehlte es vorher nicht. Am Neuburgischen,
dem von Pfgr. Wolfg. Wilhelm unmittelbar regierten Lande
sah man, wessen man sich über kurz oder lang zu versehen
hatte, Selbstredend ging der Fürst anfangs etwas vorsichtig und
deshalb langsam vor; er hatte doch mancherlei Rücksicht zu
nehmen: die Pönalbestimmung in den Hausgesetzen, die Auf-
regung des Volkes waren ihm nicht unbekannt; deshalb wurde
im Einvernehmen mit den beteiligten Bischöfen von Regens-
burg, Eichstädt und Augsburg Abwarten zur Losung gemacht
Wd vorerst nach allen Seiten hin zu beschwichtigen gesucht. Ver-
dacht freilich mußte seine Versicherung erregen, daß er nie-
wand zur katholischen Religion wider seinen Willen zwingen,
dagegen die, welche dazu übertreten wollten, in Schutz nehmen
w M e . Die Hofgunft leuchtete in Hellem Glänze entgegen l
Die Neuburgischen Stände, welche auf feste und bündige Zu-
sagen wegen Erhaltung der Augsb. Konfession drangen, wur-
den vorerst mit doppelzüngigen Erklärungen hingehalten (Brock,
k a. O. S . 146 ff.; Tperl, a. a. Q G. 145); als aber der
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geeignete Zeitpunkt gekommen schien, wurde Farbe bekannt und da
leise Winke nicht wirkten, wandte man schärfere und nach und nach die
schärfsten Maßregeln an. Trotzdem dauerte es vier Jahre, bis 1618,
bis die Gegenreformation im Neuburgischen durchgeführt war.
Die den beiden Brüdern eingeräumten Erbämter hatten
vorläufig Ruhe. Nur das erwähnte Mandat, durch welches
der Übertritt zur katholischen Religion für den Umfang des
ganzen Fürstentums begünstigt und den Belennern dieses
Glaubens das freie öffentliche exeroitium gestattet wurde,
wie auch ihre Kinder in die katholischen Schulen, deren frei-
lich innerhalb des Landes keine vorhanden waren, zu schicken,
wurde auch im Jahre 1616 bekannt gemacht, in Sulzbach an
die Kirche und das Rathaus angeschlagen (Gack, S . 217).
Zwar ließ es Pfgr. August sofort, nachdem er davon Nach-
richt erhalten, wieder abreißen, auch sonst setzte er allen Ver-
suchen, die katholische Religion in seinen Erbländern wieder
einzuführen (Gack berichtet S . 21? von etlichen solchen), stand-
haften und kräftigen Widerstand entgegen, aber — ich glaube,
wir dürfen diesen Umstand nicht außer Acht lassen — das Mandat
des „Landesfürsten", wornach die katholische Religionsübung
als erlaubt und freigegeben erklärt war, war denn doch vor-
handen, das Abreißen desselben hatte am Ende auch leine
größere Bedeutung als heutzutage das Zerreißen eines Ge-
setzblattes und, machte von den Unterthanen auch niemand von
der erhaltenen Freiheit Gebrauch — ein Beweis gegnerischer-
seits ist nicht geführt worden —, dachte niemand an Pro-
zessionen und Bittgänge: da auch Ausländer mit Kreuz und
Fahnen durch das Land ziehen durften, wird man annehmen
dürfen, daß von dieser Erlaubnis Gebrauch gemacht wurde;
Bambergisches Gebiet grenzte im Norden an Sulzbach, Eich-
städtisches an Hilpoltstein und wie lange dauerte es, so war
das ganze Sulzbachische Ländchen von der kurpfälzisch gewefenm
und dann kurbayerisch und damit auch bald katholisch gewor-
denen Oberpfalz vollständig umgeben.
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I m Jahre 1627 endlich erschien dem Pfalzgrafen von
Neuburg der Zeitpunkt gekommen, seine längstgehegten Ab-
«
sichten in den Erbländern seiner Brüder durchzusetzen. Nie-
mand war da, der ihn hindern konnte; die Macht der Evan-
gelischen war gebrochen, dagegen konnte er auf unbedingte
und kräftige Unterstützung seines Schwagers Maximilian und
den Beifall des Kaisers rechnen. Letzterer hatte bereits un-
term 8. März 1627 hiezu seine Genehmigung erteilt, wie er
auch in einer wegen Steuerablieferung entstandenen I r r ung
zwischen Wolfgang Wilhelm und August zu Gunsten des er-
fteren entschieden hatte. Von den kurpfälzischen Landen hatte
Wolfgang Wilhelm, der das Erbrecht, den Heimfall an ihn
als den nächsten Agnaten geltend machte und deshalb mit
seinem Schwager in gewisse Dissonanz, die er aber nicht recht
laut werden lassen durfte, geriet, nichts weiter erhalten als
den Anteil der Kurpfalz am gemeinschaftlichen Amte Weiden-
Parkstein, so daß also hier das eigentümliche Verhältnis be-
stand, daß die Brüder Wolfgang Wilhelm und August dieses
Amt gemeinschaftlich inne hatten, jeder die Hälfte der Re-
venuen bezog, ersterer aber zugleich regierender Landesfürft
über Pfgr. August's Anteil war, während er über den andern
zunächst nur als Administrator fungierte, als solcher aber die
landesherrliche Gewalt mit dem M reformanäi unbedingt
auszuüben hatte.
Nach längeren, vom M a i bis in den August 162?
dauernden Verhandlungen zwischen Pfgr. Wolfgang Wilhelm
und dem Kurfürsten Maximilian wegen der von letzterem zu
leistenden militärischen Beihilfe (Sperl, a. a. O. Nr. 10 und
11) wurde der Anfang der Unterdrückung der evangelischen
Religion und der Wiedereinführung des katholischen Kultus
gemacht und zwar in Weiden am 12. (22.) August, 12. Sonn-
tag nach Trinitatis 162? (nicht, wie Tretzel und Gack i r r -
tümlich Struve berichtigten und 1626 angaben, ersterer im
Assek. Rel. S t , S . 31 , Anzn. letzterer G. 236, A M . 9? - ,
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einer kaiserlichen Vollmacht, im Fürstentum Neuburg selbst im
engeren S inn die katholische Religion wieder einzuführen be-
durfte er im I . 162? überhaupt wohl kaum). Nun aber
ging es mit der Durchführung der Gegenreformation im
raschesten Tempo sowohl in den Gemeinschaftsämtern als in
den sulzbachischen und hilpoltfteinischen Erbämtern weiter und
zwar im Ldg. Sulzbach in nachstehender Reihenfolge: Poppen-
richt, Illschwang, Fürnried, (Etzelwang?), Neukirchen, Edsls-
feld, Königstein, Eschenfelden, Kürmreuth, Rosenberg, Götzen-
dorf, zuletzt Sulzbach (Braun's Chronik des Nordgaus Buch
V I I . oap. XII) .
Vom 1. Oktober 162? an finden wir die Taufen in
Nschenfelden durch Jesuiten, vom 15. November an be-
reits durch eigene Pfarrer vorgenommen. Am 28. Novem-
ber 162? schon konnte Wolfgang Wilhelm seinem Schwager,
dem Kurfürsten Maximilian melden, daß das Werk vollendet
sei. I n rücksichtslosester Weise war es durch seinen Vize-
kanzler Simon de Labrique vollbracht worden. Das Nähere
hierüber wird bei Dr. Sperl, a. a. O. und in der von ihm
in Aussicht gestellten Fortsetzung, worin über den allenthalben
im Lande sich erhebenden Widerstand und über die weiteren
Schritte der beiden Erbfürsten berichtet werden soll, nachzu-
lesen sein. Hier werden wir davon absehen können, ja ge-
radezu müssen, da es mit der Aufgabe, die ich mir gestellt
habe, — auf die Schritte der Erbfürsten zurückzukommen,
wird sich noch Gelegenheit bieten — nichts weiter zu thun
hat. Nur dies dürfte vielleicht anzumerken sein: I n Sulz-
bach ward die evangelische Religionsübung auf die Gottes-
dienste in der Schloßkapelle, bezw. im Schloßhofe beschränkt;
dann wurde der Besuch dieser Gottesdienste den Bürgern,
ja sogar den Hofbediensteten untersagt, dem Pfalzgrafen
August der Aufenthalt in Sulzbach nach und nach so verleidet,
daß er wegzog und seinen Hofhalt auflöste, womit auch der
Gottesdienst in der Hofkirche wegfiel, bis nach dem Tode
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Pfgr. August unter der Regentschaft des Pfgr. Johann
Friedrich von Hilpoltstein als Vormunds von 1637 an und,
nachdem Pfgr. Christian August, Pfalzgraf Augusts Sohn,
die Regierung, i. 6. den Besitz seiner Erbämter angetreten
hatte (1645), „bis zur Restitution i. I . 1649 der evangelische
Gottesdienst in der Schloßkapelle nebst Kommunionen, Taufen
und Kopulationen öffentlich (?) und ununterbrochen gehalten
wurde." (Tretzel, Assek. ev. Rel. S t . S . 50). „Öffentlich"
im rechtlichen Sinne? müssen wir fragen. Und die Antwort
lautet: Nein! Beweis dafür ist die ebengebrachte Aufzählung:
die Öffentlichkeit fehlt, die Beerdigungen sind nicht genannt,
sie waren nicht gestattet, wenn auch selbstverständlich beerdigt
werden mußte. Pf.-Neuburg erhob ja Entspräche gegen das
Begräbnis eines sulzbachischen Hofbediensteten nach evangelischem
Ritus am 6. Ma i 1646, ol. Meiern I I I . S . 98. Die Aus-
übung des evangelischen Gottesdienstes in der Schloßkirche —
soviel wollten die katholischen Stände Ende 164? auch ge-
währen „wt ra pan6t68 aulas", also nicht publieum, sondern
pnvatum exsroitiuml — hatte Pfgr. Johann Friedrich auf
mehrere eingereichte Beschwerden über verschiedene Maßnahmen
seines Bruders vom Kaiser und sonst einige mkibitoria in
den Jahren 1636 und 163? erwirkt.
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Kapitel II.
Das M ro tormatM vor dem WestWflhen
Doch wozu dies alles? Handelt es sich angesichts des
Wests. Friedensschlusses nicht einfach um den Stand im Nor-
maljahr, also 1624, am 1. Januar oder irgend einer Zeit
dieses Jahres? Gewiß, dieser Stand ist durch den Friedens-
schluß wieder hergestellt worden, ß 31 des V. Art. des Frie-
densinstrumentes „kloo taNsu von od8wute" (anfänglich „m-
terea tameu" gefaßt), über dessen Übersetzung und Absicht ich mir
freilich nicht recht klar bin — ich übersetze: „Wenn jedoch dieses
nicht im Wege steht", andere scheinen zu übersetzen: „Wobei
jedoch nicht im Wege stehen soll" oder „ohne daß dies jedoch
hindert"; die Differenz ist sichtlich eine ziemliche; die Tendenz
des Sätzchens statt des einfacheren mterea taweu scheint mir
nicht so sehr die zu fein, größere Klarheit als vielmehr eine
gewisse Zweideutigkeit in das Instrument zu bringen. Bei
solcher Fassung konnte sich am Ende jeder denken, was er
wollte und je nach Zeit und Lage den Satz verschieden an-
wenden — § 31 also, abgesehen von dem doo wwsu be-
stimmt sonst einfach, klipp und klar, daß die Landsassen,
Vasallen und überhaupt alle Unterthanen der katholischen
Stände, welcher Art sie auch seien, welche die öffentliche oder
häusliche Übung der Augsb. Conf. zu irgend einer Zeit
während des Jahres 1624, sei es vermöge förmlichen Ver-
trags oder Privilegiums, sei es vermöge langjähriger Übung
oder endlich bloßer Observanz (früher „Konnivenz") des ge-
dachten Jahres hatten, dieselbe auch für die Folge wieder
mit allen Zugehörungen erhalten sollten, soweit sie dieselben
im gedachten Jahre innehatten oder besessen und ausgeübt
zu haben nachweisen können § 32. Die im Besitz
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Gestörten oder auf irgend eine Weise Abgeschafften aber sollen
ohne irgend eine Ausnahme in den Stand des Jahres 1624
vollständig wieder eingesetzt werden, ebenso wie umgekehrt die
katholischen Unterthanen evangelischer Stände. Zur Orientie-
rung wird es wohl nötig sein, auch den Wortlaut des § 30,
auf den das boo sich bezieht, beizubringen: „Was endlich die
den u n m i t t e l b a r e n Rcichsständen, geistlichen wie weltlichen,
untergebenen Grafen, Barone, Adelige, Vasallen, Bürgerschaf-
ten (Städte), Stifte, Klöster, Kommenden, Gemeinden und
Unterthanen anlangt, ist man übereingekommen, da diesen
unmittelbaren Ständen mit dem Landesbesitz und Ober-
hoheit nach der allgemeinen durch das ganze Reich in
Übung gekommenen Gewohnheit auch das Recht, die Religions-
übung zu bestimmen und zu regeln zukommt, auch längst im
Religionsfrieden den Unterthanen solcher Stände, wenn sie mit
der Religion ihres Landesherrn nicht übereinstimmen, das
Auswanderungsrecht eingeräumt, überdies zur Erhaltung der
größeren Eintracht unter den Ständen vorgesehen worden ist,
daß niemand fremde Unterthanen zu seiner Religion hinüber-
ziehen oder aus der gleichen Ursache in Schutz und Schirm
nehmen oder sie irgendwie begünstigen dürfe, — daß dies
e b e n m ä ß i g auch für die Zukunft von beiderlei Religions-
ständen beibehalten und kein unmittelbarer Reichsstand in seinem
Recht, welches ihm gemäß des Landesbesitzes und der Hoheit
darüber in Religionssachen zusteht, behindert werden dürfe."
Da es viele interessieren dürfte, den Wortlaut zu kennen, wil l
ich ihn anführen: tz 30. Huautuw äemäe aä Oomits8,
, No-
u et 8däi 8
Impcrü immeä ia t i8 8ive
pudi6(to8 pertinet,
(UM M6torntorii et 8Up6N0!-itati8, 6X COMMUN! per totum
Imperium dacteuu8 U8iwta praxi, etiam M8 rekorwauäi
reIiFwm8 (anfänglich war projektiert:
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eompetat, ao äuäum in ?ace Üoli^iosa talium 8tatuuw
8ubäiti8, 8i a reli^ione vomiui torritorii 6i
ticium 6wi^rauäi 00noe88um, iu8uper
inter 8tatu3 cousorvanäao oau8a oautuw tuerit,
ali6no8 8ubäit08 aä 8uam reli^iunem poitllllisiV (vorher
63.V6 0llU8a in äOtsiMonom aut protoetiouem
, i11i8V6 Ulla ration6 patrocinari äsd^at
tum 68t, Iwo iäftm porro (zuo^uO ab utrm8<iU6
ip8i rationO terriwi ii et 8upenorit3.ti8 iu ne^otio
competit, impoäiri oportoro.
31. 800 tamsu uou 0b8tg.ut6 8tatuum
, Va.lj3.Ili 6t 8ubäiti
publiouw 8iv6 privatü
6X6roitium anno 1624 ^uaouuczue aum part6 8ivy 06rto
paoto aut privil6Fl0, 8iv6 lon^o U8U 8iv6 8ola ä6ui^u6 ob>
86rvg.utia äieti anni (ursprünglich: uullft^mäelu oorto paoto
Utia U8Uw 6t i
iä 6tiam in p08teruN uua oum
illa äiow anno 6X6rou6ruut aut 6xeroita kui886 probare
poteruut. (H.nn6xa . .) Nt daeo omuia 86Nper et ubiyue
60 U8W6, äouec; äe r6liFi
, V6l iuter 8taw8
8ubäiw8 mutuo (i0U86N8U alit6r 6rit oouveutum, U6C
l^uaiu a ^uocum^ue ulla ratioue aut via wrbewr.
§ 32. I'lirbati aut quoouu^uo uioäo äe8tiwti vero
8iU6 ulia 6xc6pti0U6 iu 6um, (zuo auno 1624 tueruut,
8tawlu pieuarie re3tituanwr, iä6m<M6 ob86rv6tur ratiou6
subäiwrum Oatbolioorum Huß. Oouk. 8tatuum, ubi äiow
auuo 1624 U8um 6t 6xereitiuui 0atb0iiea6 r6ii^i0M8 pub-
lioum aut privatum babueruut.
Wenn einfach der Stand des Jahres 1624 wiederherzu-
stellen gewesen wäre, wenn, da allerdings im Sulzbacher
Lande am 1. Iannar 1624 und während des ganzen Jahres
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0045-8
46
die evangelische Religionsübung die einzige im Lande vor-
handene war, von einer freien und öffentlichen oder auch nur
privaten Übung der katholischen Religion ein Nachweis nie
und nirgends geführt und beigebracht, letztere Übung nirgends
und von niemand geltend gemacht wurde, sondern unwider-
sprochen blieb, daß einzig und allein die Augsb. Konfession in
Geltung und in Übung war; wenn demnach letztere einfach
wieder einzuführen gewesen wäre im Sulzbachischen wie H i l -
poltsteinischen Gebiete, dann brauchte ich allerdings eine Feder
nicht anzurühren. Nur bliebe die Frage übrig, warum, wenn
die Restitution der Augsb. Konf. so außer aller Frage war,
doch das exsroitmw relißiomg okttbolioas simultauoum, die
gleichmäßige freie und öffentliche Ausübung der katholischen
Religion angesichts des Art. XV I I . § 4 des Wests. Friedens-
Instruments, der Strafe des Friedensbruches, überhaupt mög-
lich war und durchgesetzt werden konnte, da das im Schluß-
satz des § 31 des V. Art. vorgesehene gegenseitige Einver-
ständnis und Übereinkommen zwischen dem immediaten Lan-
desherrn und seinen Unterthanen, wenn man nicht den Pfgr.
Christian August für die Repräsentation und die Verkör-
perung der Unterthanen gelten lassen wil l , nicht statthatte?
Einen Sprung von 162? hinüber auf den 14./24. Ok-
tober 1648, den Tag der Unterzeichnung des Wests. Friedens-
instrumentes können wir nicht mitmachen, sondern müssen das
Dazwischenliegende etwas anschauen, müssen sogar noch einmal
etwas zurückgreifen und fragen: war Pfgr. Wolfgang W i l -
helm berechtigt, jenen Schritt zu thun, die evangelische Rel i -
gion in seinem Lande abzuschaffen und dafür den katholischen
Kultus wieder einzuführen? Und da lautet die Antwort, sie
mag uns lieb oder leid sein: das Recht dazu hatte er, er
hatte es nach dem geltenden Staats-, nach dem Reichsrecht.
Eine andere Frage ist, ob er moralisch dazu berechtigt war;
da werden wir nicht anders als mit einem entschiedenen Nein
antworten können. (Bergl. auch Dr. Sperl, a. a. Q S . 178
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und 179.) Der Inha l t des Testamentes Ott Heinrich I. als
Donators, dann des Großvaters Wolfgang und des Vaters
Philipp Ludwig ist zu klar und deutlich und ebenso die darin
enthaltene Androhung der Ausschließung von der Erbfolge in
der Regierung, als daß ein Zweifel aufkommen könnte; seine
eigenen Versicherungen, die er vor und nach seinem Kon-
fessionswechsel, bei und auch noch nach seinem Regierungsan-
tritte gab, förmliche Eidschwüre mit der üblichen Formel:
„alles treu und sonder Gefährde" stehen mit seinem späteren
Vorgehen im direktesten Widerspruch; aber das formelle Recht
hatte er auf seiner Seite; denn es steht fest und ist klar, daß
Pfgr. Wolfgang Wilhelm trotz der entgegenstehenden und vom
Kaiser bestätigten Testamentsbestimmungen und Hausgesetze
das väterliche Erbe, die Regierung über das Herzogtum der
Jungen Pfalz ohne Widerspruch seiner Brüder angetreten hat.
Er hatte ausdrücklich vor Errichtung des brüderlichen Ver-
gleichs vom Jahre 1615 erklärt, daß er der Religion halben
dem väterlichen Testament nicht „nachgehen", auch deshalb in
den Vergleich nichts einsetzen lassen, auch weder Gott an dem,
so er seine Allmacht zu leisten schuldig, etwas begeben, noch
sich selbst derjenigen ^lir ium, so der Religionsfriede dem Lan-
desfürsten einräume und gewähre, berauben lassen könne.
Da er es lieber auf einen richterlichen Entscheid ankommen
lassen wollte und die Brüder merkten, er werde bis dahin
auch die ihnen zugewiesenen Erbämter einbehalten, und sie
natürlich wußten, daß er an Bayern einen starken Rückhalt
habe, gaben sie nach; der Vergleich kam zu stände, wie er
ihn haben wollte und brauchte. Freilich war auch aus früherer
Zeit der Vertrag mit der Landschaft, den Landsassen vorhan-
den, welche gegen das Versprechen der Aufrechthaltung der
evangelischen Religion A. C. den Herzog Ott Heinrich seiner
unerschwinglichen Schuldenlast erledigt hatten, aber als Pfgr.
Wolfgang Wilhelm die Regierung über das Land antrat,
machte niemand von ihnen die dem Lande zugesicherten Rechte
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geltend. Damit aber daß er die Regierung antrat, war er
unmittelbarer Reichsstand; mit dem ^U8 wrri tor i i ot supsrio
ritatis hatte er das «Iu8 rotormauäi, d. h. das Recht, es mit
der Religionsübung in seinem Lande zu gestalten wie er
wollte. Sache der Politik war es, ob er und wann er davon
Gebrauch machen wollte, daß und wie er es that, als er die
Zeit sür gekommen erachtete; die testamentarischen Bestim-
mungen über die Erlassung der Mandate hinderten ihn nicht;
im Fall der Meinungsverschiedenheit gab die seinige den Aus-
schlag; die Landstände frug er nicht. Das 5u8 rotormauäi
war ein integrierender Teil der Landeshoheit und wie es mit
jenem gehalten wurde, dafür gibt keine Geschichte mehr Auf-
schluß als die kur- und oberpfälzische; in der Zeit von 60
Jahren mußte das Land nicht weniger als fünfmal seine Re-
ligion ändern.
Das ^N8 roformauäi, d. h. das Recht zu bestimmen,
welche Religion im Lande gelten solle, von den evangelischen
Fürsten i. I . 1526 aufgebracht und i. I . 1555 in den Re-
ligionsfrieden aufgenommen, welches bei dem Reichsgerichte
zu der Formel führte: o u M e8t rsßio, illius sst äs roli-
Fiouo äi8p08itio, oder kürzer: ouju8 ro^Io, i l l ius reiizio,
war eben eine zweischneidige Waffe, die ebenso ooutra, wie
pro gebraucht werden konnte.
Sehen wir uns in der kritischen Zeit nach den herrschen-
oen Rechtsanschauungen um, so begegnen sie uns von entgegen-
gesetzten Seiten in der gleichen Richtung: der Kurfürst von
Sachsen Johann Georg, nebst anderen schon anfangs Jun i
162? von Pfgr. August um Rat und Vermittlung angegangen,
eröffnete diesem, (ol. Sperl, a. a. O. S . 180) daß er die lan-
desfürstliche Hoheit seines Bruders nicht in Zweifel ziehen,
sondern allein exzipieren dürfe, daß solche Klausel, wornach ihm
mit „gewisser Maß und Bescheidenheit" die landesfürstliche
Oberhoheit zukomme, nicht zu dem Ende in den brüderlichen
Bertrag gesetzt sei, daß sie auf einen solchen Effekt und die
Reformation gemeint sei. M r . August und sein Vrudex
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Johann Friedrich bemühten sich nämlich nachzuweisen, daß sie
rechte und unmittelbare Stände des Reichs seien und dem-
nach ohne Zweifel ihnen das ju8 i-öfm-Nanäi, nicht aber ihrem
Bruder in ihrem Territorium zustehe, womit sie jedoch unbe-
dingt im Unrecht waren; Reichsstände waren sie nie, sonst
hätten sie Sitz und Stimme auf den Reichsversammlungen
haben müssen, was nicht der Fall war ; sie waren einfach
nachgeborene Prinzen, denen statt einer Geldapanage ein
Stück Land zur Nutznießung eingeräumt war. Bei den Nürn-
berger Friedensexckutionsverhandlungen kommt der Neuburger
Pfalzgraf als fürstl. Durchlaucht, die Sulzbacher lediglich als
fürstl. Gnaden vor. Pfgr. Christian August machte aller-
dings auch unterm 3. November 1645 geltend, sein Vater
und dessen jüngerer Brnder seien ebenso wie der pnmoFO-
uitus geborne Fürsten des Reichs gewesen und sei bei Ein-
führung der Primogemtur bedingt worden, daß den jüngeren
Brüdern an ihrem fürstlichen Stand und Herkommen nichts
entzogen werde, sie seien mit den Regalien und allen fürst-
mäßigen Herrlich-, Recht- und Gerechtigkeiten belehnet, von
allen Kaisern, Königen, Kurfürsten dafür erkannt, auf allen
Reichs-, Kreis- und anderen Tagen der Gestalt vertreten, in
allen des Reichs höchsten Gerichten activo 6t passive, der
Reichskonstitutionen, Religions- und Profanfriedens gleich an-
deren Immediatständen fähig und teilhaftig ermessen, die
ihren fürstl. Gnaden zugeeigneten Erbämter ihnen eum owm
moäo Miöäictiom's ineroHue ae mixto imperio eingeräumt,
dagegen Wolfg. Wilh. Durchl. die ^uva superioritati» nur mit
gewissen Restriktionen, bei weitem aber nicht dahin, daß Ihrer
Durchl. per tot testamenta patri8, avi :c. ausdrücklich be-
dingte und von den Landständen mit Übernahme so schweren
Lastes teuer erkaufte oxeroitium ro!iSwm8 ^. 0 . abzuthun
und das Papsttum einzuführen erlaubt sein sollte, untergeben
worden", allein damit kam er po8t tsswm und Primogenitur und
IMmediatstand der Nachgebornen sind doch zu disparate Begriffe,
4
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Eine zweite Antwort Kursachsens (Sperl, a. a. O.
184) an Pfgr. August drückt sich dahin aus, daß dieser Aus-
gang schon längst habe vorausgesehen werden können, weil sich
die Brüder s. I . bei Abschluß des brüderlichen Vertrags nicht
besser gesichert hätten. Könne W. W. nicht auf gütlichem
Wege von seinem Vorhaben abgebracht werden, so wisse man
auch keinen Rat mehr.
Hiemit stimmt das kaiserliche Reskript ä. ä. Prag, den
22. Dezember 162? überein. Da wird sich auf den Wort-
laut des brüderlichen Vertrags und des von den Landstän-
den bei der Erbhuldigung ausgestellten Reverses berufen, daß
von den beiden Brüdern dem Ältesten als dem einzig regieren-
den Landesfürsten die landesfürstliche Obrigkeit, sowohl 8W-
tuta in geist- als weltlichen Sachen zu machen und aufzu-
richten, lauter sei reserviert worden und daß die Reverse der
Landsassen wissentlich und wohlbedächtig, wie die vorba for-
malm lauten, aus freiem und ungezwungenem Willen und
Mut , auch aus sonderbarer Verwilligung und Geheiß Augufti
gegen W. W. als einigen regierenden Fürsten seien ausge-
stellt worden, daß in Differenzsachen des regierenden Fürsten
Meinung die maßgebende sei, wie das auuo 1581 auch aus-
gemacht worden. Zwar beriefen sich die Brüder auf das vä-
terliche Testament, aber sie selbst hätten — also mit Außer-
achtlassung der Testamentsbestimmungen — ihren Bruder als
Regierenden anerkannt; wie nun die evangelischen Fürsten in
ihren Landen die Augsb. Confession eingeführt hätten, so
stehe es auch einem katholischen Fürsten nach dem Religions-
frieden zu, die katholische Religion in seinem Lande, wozu auch
die Erbämter der Brüder gehören, einzuführen, wenn es ihm
gefällig sei. Es ist damit zugestanden und klar ausgesprochen,
daß dem väterlichen Testament gemäß Wolfgang Wilhelm nicht
erbberechtigt oder wenigstens nicht berechtigt war, den Reli-
gionsstand zu ändern. Lediglich auf die laxe Fassung des
brüderlichen Vertrags, bezw. die Verletzung des Testammts,
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durch die beiden Brüder selbst, das Versäumnis der Landstände,
zu rechter Zeit und am rechten Ort ihre vertragsmäßigen
Rechte ihrem Landesherrn gegenüber geltend zu machen, wird
das Recht des Regierenden, die katholische Religion einzu-
führen, gegründet. ?r!iwipii8 ot>8ta! 86ro :c.l Es liegt ein
fürchterlicher Hohn darin, wenn zum Schluß gesagt wird, eine
Kommunikation der Klagschrift des Pfgr. August an seinen
Bruder Wolfgang Wilhelly habe es gar nicht bedurft; die
Entscheidung was Rechtens sei in ihrem ganzen Umfang auf
das hin fundiert, was Pfgr. August für sich und seinen Bruder
Johann Friedrich als Fundamente vorgebracht habe. Freilich
meine ich auch, müsse man auch mit dem Kopfe schütteln,
wenn Kaiserliche Majestät erklärt, sämmtliche brüderliche
Konkordate von 1615 und 1581 seien nach i h r e m ganzen
I n h a l t allergnädigst genehmigt und sanciert, zugleich aber auch
ohneRücksicht auf die i n d i e s e n K o n k o r d a t e n a u s -
gedrückten nöt igen i i i m i t a t i o n e n d i e Benennung
des einigen regierenden Fürsten und Herrn des Fürstentums
Neuburg in der a l l e rwe i tes ten lltsuäuo vers tanden
worden, als wäre derselbe willkürliche, obigen bestätigten
Grundgesetzen widersprechende Mandate mit (trotz) der Erb-
fürsten Dissens und Widerspruch in ihren Erbämtern zu pub-
lizieren und zu exequieren befugt. Dann war doch die kaiser-
liche Sanktion das Papier nicht wert, darauf sie geschrieben
war! Weiter wird gesagt, dem Pfgr. Wolfgang Wilhelm sei
das Recht die Religion in den Erbämtern zu bestellen nicht
nur nicht benommen, sondern sogar die Ooustiwtio rsli^ioms
:c. p6r oxpr688um reserviert (das ist doch etwas stark!), end-
lich, ve rmöge des R e l i g i o n s f r i e d e n s gebühre jeg-
lichem Fürsten traft tragender landesfürstlicher Obrigkeit die
Bestellung der Religion, Kirchenordnung ;c. und was dem-
selben mehr anhängig. (Tretzel, assek. ev. Rel . -St . S . 33
Anonymus: Ungetränkter ev. Rel. - St., Beilagen S. ll.) Wie
der berühmte Staatsrechtslehrer Pütter (ot. Tretzel a. a. O,
4 *
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0051-1
52
S . 36) in seinem „Geist des Wests. Friedens" S . 319, nach-
dem er vorgebracht: „Kursachsen — wie mag er überhaupt
auf dieses sich berufen? — mochte in dem im Jahre 1635
aufgerichteten — Prager — Frieden noch so dringende Vor-
stellungen thun, damit die A. C. Verwandten da, wo sie im
Jahre 1612 ihre Religionsübung gehabt, sie ferner (dabei)
gelassen werden möchten, so war Ferdinand I I . nicht zu be-
wegen darein zu willigen, sagen kann: „Sehr weislich führte
dieser Friede die Sprache § 25, da nach der Augsb. Conf.
Verwandten eigenem Begehren die R e l i g i o n und deren
E i n f ü h r u n g der landes fürs t l i chen Hohe i t anhäng ig
sein so l le" , —aber bloß um beizufügen, „freilich vorausgesetzt,
daß Herr und Land darin einerlei Meinung sind", — „so
müßte was einem Reichsstande recht sei, auch dem andern,
zumal I . Kais. Ma j . selbst nicht unrecht noch verboten sein",
aber hier wieder hinzusetzt: „Aber darum auch wider Willen
der Unterthanen ihren Gottesdienst ihnen zu nehmen und
einen andern aufzudringen? das war wohl eine andere Frage",
— kann ich nicht begreifen. Eine größere ooutraäiotw in
aHsoto kann ich mir nicht denken, als den Satz: „die Re-
ligion und deren Einführung ist der landesfürstlichen Hoheit
anhängig, vorausgesetzt, daß Herr und Land darin einerlei
Meinung sind! — Und ist ein größerer Mißgriff denkbar, als
Kursachsen heranzuziehen? Welcher Reichsstand vertrat bezüg-
lich des ^u» rotoimanäi eine der Pütter's entgegengesetztere
Rechtsanschauung als gerade Kursachsen? Ich bringe, wenn-
gleich es eigentlich Mehr zum nächsten Kapitel gehört, bei,
was der kursächsische Gesandte in seinem Separatvotum im
August 1646 auf dem Friedenskongreß zur beabsichtigten Re-
stitution Pf.-Sulzbachs ex oap. Fravam. erklärt hat (v.
Meiern, äota kao. ^ 6 8 t l . n i . S . 350): „Gleichwie Ihrer
kurfürstl. Durchlaucht zu Sachsen auch nicht gefällig sein
würde, daß die Katholischen dieselbige mit Kriegsmacht zwingen
zollten, wogleich nicht gewisse Privi legs, Verträge und an-
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deres vorhanden oder der Zustand des 1624. Jahres I h r e
kurfürstl. Durchlaucht dazu brächte, katholische Unterthanen
über seinen Willen zu behalten und anzunehmen, ebenso ist
zu besorgen, die Katholischen (also Pf.-Neuburg) werden eben-
solchen S inn führen und sich ohne Vorrück einer Ungleich-
und Unbilligkeit zu derselben nicht zwingen lassen, weil sie
ebenso freie Stände sein, ebensowohl ihre landesfürstliche Ob-
rigkeit vorzuschützen, oder müßten die Katholischen wiederum
in der Evangelischen Lande eingenommen werden, welches
merkliche Nlternationes nach sich ziehen und die Geistlichen
heftig dawider stehen dürften. Gleiche Inäqualität wollte sich
eräugnen, daß den Evangelischen frei gestanden, nicht nur der
katholischen Unterthanen geistliche Güter einzuziehen, sondern
die Katholischen, so nicht geistlich gewesen und sich zur evan-
gelischen Religion nicht bequemen wollen, aus ihren Landen
nach Verkaufung der Güter zu schaffen, denen Katholischen
aber sollte dieses gegen ihre evangelischen Unterthanen ver-
boten sein oder sie gezwungen werden mit Kriegsgewalt, die
evangelischen Unterthanen zu behalten, sollte gleich das Vater-
land zu Stumpf und Boden gehen, dabei die Kurfürstl.
Durchlaucht aber der Meinung sei, — hier thut sie, als ob
sie wollte, während sie sonst ziemlich apathisch sich verhielt
und sehr teilnahmslos bei Seite stand, of. Prager Friedens-
bestimmungen ! — es sollte wohl dahin gebracht werden können,
daß wo Unterthanen des Religionsexerzitium Aucssb Conf.
zur Zeit des Religionsfriedens (!) u n d (!) bis jetzt oder
linnum 1624 hergebracht oder gewisse concksftiones, Vergleiche
und anderes vorhanden gewesen, sie billig dabei gelassen und
nicht beunruhigt werden sollen."
Doch kommen wir auf die im kaiserl. Reskript vom 22.
Dezember 1627 geltend gemachten Fundamente zurück! Diese
Rechtsgrundlage war nichts anderes als das Oberhoheitsrecht
über das sulzbachische und hilpoltsteimsche Gebiet, die Landes-
hoheit des Regierenden, das ^us temtorn , M suporion-
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tatis, womit das Recht, die kirchlichen Verhältnisse anzuordnen,
zu bestellen, das ^U8 reformancli gegeben war. Zwar waren
die Ansichten der Rechtsgelehrten allezeit über den Umfang
dieses Rechts geteilt, es fehlte nicht an Männern, welche das
Widersinnige und Unchristliche des vom Reichsgerichte aufge-
stellten Axioms: cu^uß 6ßt roAw, illiu8 6ßt 66 r^ii^iono
äippoßitio, wenn die letzten Konsequenzen dieses Satzes ge-
zogen wurden, klar darlegten und der allgemeinen Verur-
teilung, obwohl man damals auf die öffentliche Meinung noch
nicht gar viel gab, unterbreiteten. Insbesondere wurde dem
Friedenskongreß in Osnabrück ein Rechtsgutachten des Nürn-
bergischen Kongretzdeputierten von Ölhafen unterbreitet, das
sich bei Meiern, a. a. O. U. pn^. 745—758 abgedruckt
findet. Zu der Frage, ob vermöge des Religionsfriedens das
>Iu8 refoi-nlauck an der hohen Obrigkeit hange, also daß in
traft desselben ein Kurfürst oder Reichsstand die Religion, der
er zugethan, in seinem Gebiete einführen und dagegen die
andere abstellen könne, welche Frage er als eine überaus
schwere, weitaussehende und wichtige bezeichnet, bringt er bei,
was zur Verneinung und was zur Bejahung jener Frage pro
nsAativa und pro Mr i na t i va vorgebracht wurde, wobei ins-
besondere das interessant ist, wie die konträrsten Ansichten
auf die gleichen Friedensbestimmungen, ähnlich wie hernach
auf die des ?aei8 ^ V e M , sich berufen und stellt in den Fol -
gerungen die Grundsätze auf, nach denen dieses Recht mit
einem gewissen Maß und Bescheidenheit auszuüben sei, wobei
er aä 1) nicht unterläßt, die absurden Konsequenzen ins Licht
zu stellen, welche eine maßlose Geltendmachung und Anwen-
dung jenes Rechts mit sich bringen würde: a) nach einem
einzigen Menschen müßte sich die Religion eines ganzen Lan-
des richten, b) die Religion wäre täglicher Veränderung aus-
gesetzt, e) Ungehorsam in Religionssachen wäre gleich Ver-
brechen gegen weltliche Gesetze, wäre nicht mehr bloß baerosis
oder scli iswa, sondern onowp lassas pi^eLwtjg und di?
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Ungehorsamen müßten sich als Rebellen behandeln lassen,
ä) die heilige Schrift wisse nichts von einem Zwang in Glaubens-
sachen gegen unterjochte Völker; das Recht, wenn es an der
Landeshoheit allein hinge, müßte ein ^us Ilolofsrmoum
36u ^swbsamoum genannt werden. Es wird auch auf die
Entstehung der reichsgcsetzlichen Bestimmungen der Reichstage
und der Friedensschlüsse, welche zu dem Satze oujus ro^Io,
U1M8 l-oliß'io führten, näher eingegangen und nachgewiesen,
in welchem Umfange diese Bestimmungen gemeint waren, auch
auf den geschichtlichen Verlauf Gewicht gelegt, daß die Landes-
herrn und Unterthanen Eines Sinnes gewesen seien und
erstere dem Verlangen der letzteren mehr nachgegeben als um-
gekehrt sie zur Annahme der Reformation gezwungen hätten.
Nur der Weg der Belehrung und Überzeugung und des guten
Rates aber nicht des Zwanges sei nach der evangelischen
Fürsten und Theologen Erklärung erlaubt. D e m M t^rri tori i
sei in evangelischen Landen in der That nicht das M r^tor-
mauäi zugeschrieben worden, fondern nur die M a spisoopalia,
da für die katholischen Bischöfe noch kein Ersatz gefunden war,
aus einer gewissen Notwendigkeit übertragen worden. Wenn
hinter den evangelischen Fürsten nicht ihr ganzes Land und
Volk gestanden wäre, wären ihnen jene Rechte bei weitem
nicht zugestanden worden. Gegen den maßlosen Umfang des
^18 rsformaudi zeuge auch das lisneticium onn^l-ationi?, das
ausbedungen worden. Denn in jenem Falle sei cs lein bo-
i'Oßoium mehr, sondern eine Strafe oder ein Zwang, während
es als eine Wohlthat für die gemeint war, welche der alten
Religion zugethan bleiben wollten, bei der allgemeinen An-
nahme der Augsb. Conf. aber eine Befriedigung ihres reli-
giösen Bedürfnisses im Lande nicht mehr finden tonnten.
Die Punkte, auf welche jene sich berufen konnten, die die
aufgestellte Frage, also des unbedingten Rechtes des Landes-
herrn, den Religionsstand in seinem Lande zu bestimmen, be-
jahten, waren freilich wie der Zahl nach größer so in den
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Reichstagsbeschlüssen und den Vertrags- (Passau) wie Reli-
gionsfriedensbestimmungen förmlicher ausgesprochen.
I m § „Und damit solcher Friede :c." des Religions-
friedens war ausdrücklich gesagt, daß kein Stand des Reichs
wider seinen Willen von der Augsb. Confcssions-Religion
:c. und Ceremonicn, so sie aufgerichtet haben oder noch-
m a l s auf r ich ten möchten in seinen Landen gedrungen
werden dürfte und ging diese Bestimmung nicht bloß auf die
Gebräuche, sondern auf die Religion selbst.
Dieses Recht war bereits auf dem Reichstag zu Speyer
(1526) den Ständen des Reichs eingeräumt, der Religion
halber mit ihren Unterthanen es also zu halten, wie sie es
vor Gott und Kais. Majestät zu verantworten getrauten; gegen
die im Reichsabschied von Speyer 1529 versuchte Einschrän-
kung dieses Rechts hatten die evangelischen Stände protestiert;
m d e r Regensbu rge r Deklaration von 1541 war aus-
drücklich zur Beruhigung der Protestanten vorgesehen, daß
einer jeden Obrigkeit die Stifter und Klöster, so hinter ihr
gelegen, zur christlichen Reformation anzuhalten unbegeben
sein solle. Gegen den Reichstagsabschied von Speyer 1544,
der mit der Negensburger Deklaration gleichförmig war,
erhob der Papst Widerspruch und drohte deshalb mit dem Banne.
Die Beschwerden der Evangelischen waren in Passau
1552 und in Augsburg 1555 hauptsächlich darauf gerichtet,
daß man ihr Reformationsrecht nicht anerkennen wollte. Auf
die Willensmeinung der Unterthanen war in den Reichs-
schlüssen keine Rücksicht genommen, sondern speziell der Rel i-
gionsfriede nur den Reichsständen und den Reichsunmittel-
baren bewilligt. I m § „Dieweil aber etliche :c." war den
Unterthanen nur das Recht der Auswanderung eingeräumt.
Sie waren nur vor die Wahl gestellt, entweder zur Religion
des Landesherrn zu treten oder aus dem Lande zu weichen.
Wenn auch die Auswanderung als ein Recht, als eine Wohl-
that bezeichnet wurde und nicht als unbedingte Nytwendiykeit;
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wenn sie bleiben durften, war ihnen nur mehr häusliche,
private Religionsübung, aber nie öffentliche gestattet. Aber
auch das wollten die katholischen Stände ihren Unterthanen
nicht zugestehen, daß sie nach Verkauf ihrer Güter freien
Abzug hätten, sondern entweder Übertritt oder Auswande-
rung mit Zurücklassung der Güter; ja sogar unter dem Vor-
wand der Leibeigenschaft wurde ihnen an manchen Orten der
Abzug verwehrt. Daß das M rssormausli am ^U8 territorii
hafte, wurde auch aus dem geistlichen Vorbehalt ab-
geleitet; die Bischöfe und Prälaten wurden nicht als wirkliche
Landesherrn, sondern als nur zeitweilige ^Immi8trNt0re8
betrachtet.
Der § „Und damit solcher Friede :c." war der Haupt-
punkt, bei dem es sich lange nicht bloß um das Bekenntnis
zu einer Religion, sondern wesentlich um die Reformation
und Ausbreitung der Religion und um die Nnhaltung der
Unterthanen zu derselben und die Einziehung der Klöster :c.
handelte. Das Abstellen des katholischen Gottesdienstes war
den Evangelischen nach ihrer ausdrücklichen Erklärung die
Häuptsache. „Wenn sie auch sonst die rechte Lehre und Gottes-
dienst führen ließen, würden sie, wenn sie der Mönche Greuel
und Mißbrauche duldeten, gleichwohl mit der That die Wahr-
heit Gottes verleugnen."
Ölhafen spricht sich dahin aus, wenn von einem Reichs-
stande die Augsb. Confession in seinem Lande dem Religions-
frieden entsprechend eingeführt und ganz oder doch fast allge-
mein angenommen und durch 50, 60 und mehr Jahre ge-
blieben sei, sei es der Vertragschließenden Meinung und Sinn
nicht gewesen beim Religionsfriedensschluß, in solchem Fall
dem Landesherrn, wenn er von seiner Religion abtrete, wieder
indifferenter das M relorwationig einzuräumen und die von
seinem Vorfahrer, so des Religionsfriedens fähig, vor so und
so vielen Jahren eingeführte Religion wieder abzuschaffen
und die Unterthanen zu seiner Religion zu konforyneren mit
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Zwang oder bedrohter Ausschaffung. Dahin habe der Re-
ligionsfriede nicht gezielt.
Die „Di l l inger" (?p. 8. 5) verfochten die Anschauung,
wenn ein katholischer Stand zur Augsb. Konfession trete oder
einem katholischen Fürsten ein evangelischer im Lande succe-
diere, dann solle ihm in diesen Fall das M3 rskorwaM et
mutanäi reliAwuöm nicht zustehen. I m umgekehrten Fall
aber könne ein katholischer suoce^or oder der von der evan-
gelischen Religion abtrete, wohl die Augsb. Konfession abthun,
weil diese contra äi8p08ition6m MN8 oommum8 0N683r6i
und die Retroformation durch den Religionsfrieden freige-
lassen sei. Diese Rechtsansicht wird natürlich als i rr ig abge-
wiesen, aber Ölhafen scheint selbst der Meinung zu sein, daß
ein Landesfürst schon vor dem Religionsfrieden zum evange-
lischen Glauben sich bekannt und sein Land reformiert haben
ulld des Religionsfriedens fähig gewesen sein müsse, um sich auf
den Religionsfrieden zu berufen. Außerdem stehe ihm das M
rökoi'mauöi nicht in dem ganzen Umfang zu, sondern nur die
Einführung des 6X6ro;tiuw8 seiner Religion für sich selbst
und für die, die sich nach und nach seiner Religion anschließen
wollen. Aus dem Religionsfrieden ergebe sich klar, daß, wo
einmal die Augsb. Konfession in Kraft der Konstitution des
Religionsfriedens eingeführt worden sei, dabei die Stände
und Unterthanen nicht minder als die andern, so der alten
Religion anhängig verblieben, zu schützen feien. Denn es
sollte nicht nur der Friede zwischen den Reichsständen unter
sich, sondern auch Ruhe und gutes Vertrauen zwischen den
Reichsständen und ihren Unterthanen hergestellt werden. Den
Religionsfrieden einmal late, ein andermal »triots zu interpre-
tieren, sei von Kaiser Rudolph perhorresziert worden. Als
Beweis dafür, daß der Religionsfriede ein Präjudiz für den
Religionsstand eines Gebietes abgeben solle, wird die vom
Kaiser Ferdinand I. im Jahre 1555 auf Anhalten der Augsb.
Conf. Reichsftände wegen der unter geistlichen Reichsfürsten
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stehenden evangelischen Landstände damaliger Zeit, welche schon
vor dem Religionsfrieden das puklieum oxoreitium Augsb.
Confesf. hergebracht hatten, erlassene Deklaration angeführt
daß diese Landstände dasselbe fernerhin kontinuieren sollten.
So sei es bis zum Kriege auch in den kaiserlichen Erblanden
gehalten worden.
Praktisch wurde es von den evangelischen Ständen vor
und nach dem Religionsfrieden so gehalten, daß sie in ihren
Gebieten die Reformation durchführten und außer dem 6X6r-
eilmN ^UAU8tana6 Oouf688ionl8 („H.. 0.") niemandem ein
öffentliches exsroitwm zuließen.
Das war auch die Ansicht der Katholischen bei Aufrich-
tung des Religionsfriedens. I n ihrer Duplik vom ?. Dezbr.
1555 erklärten sie, sie wüßten sich w e i t e r keiner S t ä n d e
des Reichs zu erinnern im Reich deutscher Nation als Kur-
fürsten, Fürsten, Prälaten, Grafen, Freien, Herren, Frei-
und Reichsstädte und würden die anderen a l l e für Unter-
thanen derer, hinter denen sie gesessen, gehalten, derhalbensie
auch billig sich ihrer Obrigkeit in der Religion gemäß er-
weisen und keine Sonderung einführen sollten, deshalb neben
dem Satz o u M re^io 2c. der gleichinhaltliche: popuw8 sui
pnuoipi8 reliAiousrn 86Huawr; so, yuoä prmoipi äelsctu,
p0pulu8 äobeat 6886 o0nt6uw8; das Vol l habe in der Re-
ligion seinem Fürsten nachzufolgen, mit dem, was der Fürst
erwählt habe, müsse das Volk zufrieden sein — oder ver-
kaufen und auswandern!
Sind das die pro gFii-Wativa 8eil. r68p0U8iou6, für
die Bejahung der Frage, ob mit der Landeshoheit das Recht
das Religionswesen des Landes zu regeln, geltend gemachten
Hauptpunkte, so wird als Beleg für diese Rechtsanschauung
und zwar als einziger, also hervorstechender, von Ölhafen
unter Ziff. 11 unse r Fall angezogen: „Aus diesem Fun-
dament (Ziff. 10, daß nämlich die Katholischen für sich das-
selbe Recht aus der Landeshoheit in Anspruch nahmen, wie
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es die Evangelischen ausübten) habe auch Pf.-Neuburg seine
Lande reformiert (zurück zum Katholizismus), alldieweil ihm
als pnm0ß6nit0 allein die hohe landesfürstliche Obrigkeit
auch über deren Brüder zugeteilte Landesportionen zugehörcn
thäte, daß doch die jüngeren Herren Brüder :c. wie unter
andern auch aus der unlängst Pfgr. Johann Friedrich in
Druck ausgelassener Deduktion mit Limpliriwr gestanden
wird — es soll heißen: „was jedoch von den jüngeren B rü -
dern N. N. :c. . . . hervorgeht, nit ( i . 6. nicht) 8. zugestanden
wird" — welches (Neuburgische Vorgehen) die nächstverstorbene
Kaiserl. Majestät approbieret und in der Resolution, so sie
auf Pfgr. Augusti diesfalls geschehene Beschwerungen den 22.
Dezember 1627 erteilet, in § „Und wie dem :c." und § „Weil
nun aus :c." ausdrücklich gesetzt, daß vermöge des Religions-
friedens einem jeglichen weltlichen Fürsten kraft tragender
fürstl. Obrigkeit die Bestellung der Religion, Kirchenordnung
und Ceremonien und was demselben mehr anhängig, gebühre,
ebenso kurz darauf, daß von der landesfürstl. Obrigkeit die
Bestellung der Religion immsäiaw dependire."
apitel III.
Verhandlungen iiber Pfalz-Znhbach auf dem ssya-
bluckischen Wedenskongreß von M 3 - M 8 .
Sind wir damit auf unfern eigentlichen Gegenstand, die
„Sulzbach'sche Sache", zurückgekommen, so dürfte es sich viel-
leicht empfehlen, dem Verlauf dieser Sache auf dem Friedens-
kongreß einfach historisch nachzugehen, wobei wir von vorne-
herein zu konstatieren haben erstlich, daß auf dem ganzen
Kongreß und dann auch bei den Fricdensvollzugsverhandlungen
in Nürnberg während der Zeit vom Oktober 1645 bis J u l i
1651 keine Sache mehr Schwierigkeiten und häufigere Ver<
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Handlungen verursachte als eben die unsrige und neben ihr
die der Evangelischen in den kaiserlichen Erbländern, uni>
zweitens, daß sie in zwiefacher Hinsicht Verhandlungsgegen-
stand war, einmal und zuerst in puucto FravammuN eocie-
siastieorum, also insoferne als wegen der religiösen und
allerdings auch politischen Verhältnisse Beschwerden erhoben
und abzustellen waren, dann in zweiter Linie m punoto am-
U68tia6, d. h. insofern als wegen zugefügten Unrechts, das
gut zu machen war, Verzeihung und Vergessenheit zu ge-
währen war. Von letzterem, der l68tiwtio in 8tatum pn-
8tinum ox oapite nWN68tiÄ6, der Wiedereinsetzung in den
früheren Stand auf Grund des Gnadenerlasses handeln Art.
I I I und IV, von der ersteren, der rkstitutio sx capits Arn-
vamwum der Art. V des Friedensinstrumentes, wobei wir
sogleich hinzufügen müssen, das Pf.-Sulzbach weder in den
einen, noch in den anderen Artikel*) nament l i ch , trotz aller
Bemühungen, es hineinzubringen, aufgenommen wurde und
daß trotz der darüber 5V2 Jahre andauernden Verhandlungen
die Sache rechtlich und förmlich, nicht faktisch am letzten Tage
um ke inen S c h r i t t weiter gediehen war. Sie war mu)t
im entferntesten ausgetragen, sondern ward zuletzt — dem Kaiser
zur Entscheidung vorgelegt, ein Beweis, wie heiklig die Sache
und wie unnachgiebig man auf Seite der Beteiligten war.
. Verhandlungen über Pfalz Sulzbach ex
I n dem ersten Entwurf der Evangelischen über die kirch-
lichen Beschwerden (v. Meiern, ^ota ?. W. tom. I. Üb. VII I .
S . 754), von dem zum Referenten bestellten Sachsen-Men-
Die Entscheidungen in Art. V waren endgiltige, wegen der
in Art. I V getroffenen war Appellation bezw. Wiederaufnahme des
Verfahrens zulässig. „Ungekr. ev. Rel . -St . im Herzogtum Sulzbach"
S . 26 f., wo die evang. Rechtslehrer Gunding uud Henuinger ciliert
werden. Bei der Amnestie wurde äs posssssorio entschieden, das
blieb vorbehalten.
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burgischen Gesandten dem evangelischen fürstlichen und städti-
schen Kollegium am 27. Oktober 1645 übergeben, wird die
Wiedereinsetzung in den Stand von 1618 — die Katholischen
wollten anfänglich nur den Termin von 1630, dann den vom
12. November 162? in 6ccl63., den von 1630 in P o l i t i k
gelten lassen (v. Meiern a. a. O. I I I , S . 151), der vom
Jahre 1624 ward erst im J u l i 1646, bezw. 22. Dezember
1646 vereinbart — verlangt, dann der Rechtssatz geltend ge-
macht, daß das M8 8aororuin a Mr6 torritoriali abhänge, die
Bestellung und Anordnung der öffentlichen Religionsübung
dem Landesherrn zukomme, wie dies (!) des verstorbenen
Kaisers unterm 22. Dezember 1627 dem Pfgr. August von
Sulzbach erteilte Resolution selbst setze — aber in welchem
Sinne? Pfgr. August war ja eben durch sie abgewiesen! —,
dann Beschwerde über den von den katholischen Fürsten aus-
geübten Auswanderungszwang geführt:c. und die Erwartung
ausgesprochen, daß von den Katholischen ihren evangelischen
Unterthanen, wo sie durch Verträge :c. hergebracht sei, die
öffentliche Religionsübung wieder vergönnt und, wo sie die-
selbe nicht haben, gestattet und insbesondere Pfgr. Augufti hinter-
lassene fürstl. Söhne in den vorigen Stand von 1615, da dero
Herrn Vater und dessen Bruder die Erbämter eingeräumt
und abgetreten worden, bis auf 1627 gewesenen alten ruhigen
Stand sowohl im Geistlichen als im Weltlichen hinwieder gesetzt
und dabei unbeeinträchtigt gelassen werden. (Wir merken hier
an: vom Lande als solchem ist keine Rede. I s t dies bezüg-
lich Sulzbachs irrelevant, so muß man doch an die Hilpolt-
steinischen Erbämter, die an Pfalz-Neuburg anheimgefallen
waren und für welche auch das Normaljahr zu gelten gehabt
hätte, denken. Sie werden uns noch einige Male, nicht zu
ihrem Vorteil begegnen!) (v. Meiern t. I. S . 817).
Vom 4. November (a. St.) an wurde darüber im evang.
fürstl. Kollegium darüber beraten. Weimar (man beachte,
daß es der Sachwalter des Pfgr. Christian August von S u l j -
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dach war.): das M8 wlormauäi der landesfürftlichen Obrig-
keit zu attribuieren, sei gefährlich; denn damit sei die Herr-
schaft über das Gewissen eingeräumt; das Wort tsrntormm
bedürfe einer lauteren Erklärung, weil es vieler Orten einen
verschiedenen Sinn, oontrovorsum ikteileotuN, habe. Der
Pommer'sche Gesandte erklärt, von Pfgr. Augusti Sache
„nichts zu wissen"! Wie im Altenburgischen Entwurf wird
sich im förmlichen Gutachten der evang. Fürsten (a. a. O.
S . 817) auf das Kais. Reskript vom 22. Dezember 162?
bezogen und demselben beigepflichtet wegen des dem „Landcs-
herrn" zukommenden Rechts, die Religionsübung im Lande
zu bestellen, nichts desto weniger — sie freilich meinten
„demgemäß" — die Forderung wegen Pfgr. Augusts Söhne
wörtlich wie im Entwurf erhoben und beigefügt, die katholischen
Fürsten sollten das publ. oxeroitium denen lassen, die es
hatten, am allerwenigsten aber wegen Primogenitur, Pfand-
schaftsgerechtigteit oder anderer Vorwände sich einiger Reform
mation anmassen, sondern alles in den früheren Stand gänz-
lich setzen („ in iuw^rum r68tiwieren").
Auf die unter den evangelischen Ständen selbst h e i -
schende Ansicht bezüglich des ^us roformaucli läßt die Ver<-
handlung mit den Reformierten im Januar 1646 (v. Meiern
t. l l , 1. X I , tz IX) einen Schlagschatten fallen. Die Evan-
gelischen sind darüber einig, daß die Reformierten öffentliche
Sicherheit, reichsgesetzliche Anerkennung erlangen, nur sollten
sie die Lutheraner in ihrem oxsroitio nicht betrüben noch
reformieren. Die meisten derselben sind damit zufrieden;
Brandenburg aber erklärt: sie müßten auch Loformawre8
sein und alles mit den Augsb. Conf. Verwandten gemein
haben; sie seien ja auch der Augsb. Conf. zugethan! 0x6u-
8tiorna: Das wil l ich glauben, bis I h r meine Glaubens-
genossen anfangt zu reformieren! — Da dürfte die sehr
unwissenschaftliche Frage erlaubt sein: was hatte die Festsetz-
ung des wWiuu8 vom 1. Januar 1624 unter solchen Um-
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ständen für einen praktischen und überhaupt für einen irgend-
wie gearteten Wert? Welchen Wert legte der schwedische
Gesandte selbst dem — damals noch nicht festgestellten, aber
doch in Aussicht genommenen — Termin bei? Gar keinen,
wenn er die Möglichkeit der Reformation der Evangelischen
durch die Reformierten in Aussicht stellt. Und was hat Art .
V l l des Friedensinstruments für eine logische Begründung,
wenn er ausdrücklich verbietet, was durch Art . V § 31 schon
unbedingt verboten ist, bezw. wenn durch § 31 eine feste
und unverbrüchliche Regel und Norm (instar rsFulas) ge-
schaffen war? § 30 und § 31 stehen als zwei unvermittelte
und unausgleichbare Gegensätze einander gegenüber; einmal
ein unbedingt anerkanntes Recht, hinsichtlich dessen kein Reichs-
stand behindert werden durfte, dann eine Norm und Regel,
deren sich die Unterthanen sollten getrosten können, aber wie
die Geschichte und speziell die Sulzbachs zeigt, nicht getrösten
und erfreuen konnten. Das Reformationsrecht der Landes-
herrn. (§ 30) ..,fand durch das Normaljahr (§ 31) seine Be-
schränkung, so schreibt mir Herr Professor Dr. Sehling, aber
die Geschichte Sulzbachs zeigt, daß das Normaljahr wieder
eine Beschränkung durch das Reformationsrecht des Landes-
herrn fand. So sehr einesteils das Normaljahr von den bei-
den Parteien urgiert wurde, so sehr hatte man umgekehrt
dabei seine Hintergedanken, machte sich seine Mentalreservation.
Nach dem klaren Wortlaut des § 31 beschränkte sich das Re-
formationsrecht auf den Fa l l , daß die Unterthanen im Jahre
1624 weder öffentliche noch private Religionsübung besessen
hatten. Wenn nun auch wegen dieser der gegenteiligen Reli-
ligion des Landesherrn zugethanen Unterthanen im § 34 — 3?
Bestimmungen getroffen wurden, nämlich, daß und unter
welchen Bedingungen sie geduldet werden sollten oder aus-
wandern durften oder aber auch des Ausweisungsbefehls ge-
wärtig sein mußten, so muß ich bekennen, daß ich § 30, wenn
man nicht seinen Hintergedanken dabei gehabt hätte, emfach
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nicht verstehen kann. Einer ausa turbutioms wollte man
sich eben nicht gänzlich entäußern.
Das weitere Votum der Evangelischen vom 29. Januar
1646 (a. St.) bringt nichts Neues, nachdem die katholischen
Stände unter demselben Datum, aber n. St., sich auf die
früheren Anträge der Evangelischen über den geistlichen Vor-
behalt, das )U8 l-(if(N'M9uäi und wrr i toni verbreitet und wegen
der erhobenen Beschwerden einfach erklärt hatten, es habe
ihnen durch den Religionssrieden nicht verwehrt werden wollen,
dasselbe Recht gegen ihre Unterthanen zu gebrauchen, wie die
evangelischen Stände gegen die ihrigen. Wenn allen ohne
Unterschied die Glaubensfreiheit nachgegeben worden wäre,
hätte es nicht bedurft, bei dem Rel.-Fr. diese Freiheit für
die unmittelbare Reichsritterschaft und Stände absonderlich
zu verhandeln. — Auf den Fall Sulzbach wird überhaupt
nicht eingegangen!
Am 21 . Februar 1646 fordern die Evangelischen, es
solle den Adeligen, Städten, Dörfern ;c. unter katholischer
Obrigkeit alle 1618 besessenen Kirchen :c. vollständig zurück-
erstattet, außerdem, wo sie es 1618 nicht gehabt hätten, we-
nigstens das oxereitiulu pnvawm gestattet werden. Das M
rokoruiauäi erstrecke sich nicht auf das M Slaäij, patrona-
tu» zc.; es wäre sonst der eigentümliche Fal l gegeben ge-
wesen, daß z. B. die Herren von Braitenstein im Sulzbachischen,
von denen früher die Nürnberger das Hochgericht zu Lehen
Nehmen mußten, wenn sie nicht mittlerweile dieses Recht
käuflich abgetreten gehabt hätten, das M reformauäi in
. Nürnberg gehabt, sich selber aber von Pfgr. Wolfgang Wilh.
ihre Religion hätten vorschreiben lassen müssen.
Für den Fall, daß die erhobenen Forderungen wegen des
oxHro. publ. und priv. nicht zu erhalten wären, hatten die
evang. Fürsten unter sich einen I I . Grad vereinbart, die For-
derung, daß die evang. Unterthanen katholischer Obrigkeit, die
des oxoroitii lblizioms zu enthalten hätten, ungehindert
b
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sein sollten, mit Lesen, Singen, Beten Gott nach ihrem Ge-
wissen zu dienen, behufs der Taufe evang. Geistliche kommen
zu lassen und in der Nachbarschaft cvang. Gottesdienste zu
besuchen. Demnach verstand man unter dem sxerc. priva-
tum ungefähr das, was die, bayerische Verf.-Urkunde unter
den Privatkirchen-Gesellschaften versteht; ob bei dem unge-
hinderten Singen und Beten die Verbindung mehrerer Fa-
milien zur Ausübung der Religion oder die Zusammenkünfte
behufs Abhaltung des häuslichen Gottesdienstes verboten
waren, wie die bayerische Verf. - Urkunde Beilage I I § 4 aus-
gelegt werden wil l , muß dahingestellt werden.
Als I I I . Grad war in Reserve gestellt die Forderung
des Rechts der Auswanderung ohne Festsetzung eines Termins
zum Verkauf der Güter. I m Gegenteil sollte dem ausge-
wanderten Besitzer das Recht zustehen, seine Güter von je-
mand verwalten zu lassen und behufs Überwachung der Ver-
waltung und Eintreibung der Einkünfte und Schulden ohne
Paß ein- und auszugehen. Diese Forderung wurde als § 36
in den V. Artikel des FriedensinstrumentH eingesetzt; ob er
unter dem siwulwneum respektiert wurde, ist in Frage
zu stellen.
Die Katholischen lassen sich in ihrer Antwort vom 7.
März 1646 (v. M . I I . S . 579) auf die Gewährung 3es ex^re.
privati nicht ein, sondern erklären, es bleibe in der Willkür
der Obrigkeit, die Unterthanen anderer Religion entweder
im Lande zu lassen oder den Ab- und Wegzug, doch ohne
allzu geringe Terminsetzung anzukünden und aufzutragen. Be-
treffs der Landstände, welche das yxoroitium Augsb. Conf.
von der Zeit des Religionsfriedens ihrem Vorgeben nach her-
gebracht — ein termmus aä WON ist vorsichtiger Weise nicht
erwähnt! — wie auch der landsässigen Ritterschaft werde
deren Landesobrigkeit eine solche Moderation (das ist wohl
auch eine „Bescheidenheit") zu halten wissen, daß sie sich
lewer Vergewaltigung zu beklagen Ursache.hahen. M a n hatte
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dabei die Beschränkung auf die Schloßkapelle und Hausdiener-
fchaft im Sinn.)
Da der Schriftenwechsel keinen Schritt vorwärts führt,
wird evangelischerseits eine Konferenz beantragt und nach
Verhandlungen über den Ort, ob in Münster (kathol.) oder
in Osnabrück (evang.), solche in Osnabrück auf den 24. März/
2. Apri l angesetzt. Sie dauert vom 2. — 15./25. Apri l mit
9 Sitzungen. Altenburg und Mainz sind die Wortführer.
Des Pfgr. Christian August wird nicht erwähnt, überhaupt
nicht spezieller Fälle, dagegen in der 6. Sitzung vereinbart:
wer (damit sind aber nur die Unmittelbaren gemeint) vor
oder nach dem Religionsfrieden das öffentliche Religionsexer-
zitium gehabt, dem soll es verbleiben oder wiederaufgerichtet
werden und den Unterthanen die Kirchen sammt Zugehörungen
eingeräumt werden.
I n Bezug auf die Unterthanen fassen die Evangelischen
ihre Forderungen zuletzt dahin zusammen, die Katholischen
sollten dieselben, hoch und nieder, welche auf grund der Er-
klärung Kaiser Ferdinands 1555, des MajestätsbriHs oder
V e r t r ä g e die öffentliche Religionsübung seit oder auch nach
dem Religionsfrieden gehabt, resümieren; darunter wäre na-
türlich Pf.-Sulzbach, der Pfalzgraf wie die Unterthanen, be-
griffen gewesen.
Nun werden über die einschlägigen Materien, den geist-
lichen Vorbehalt, die seit dem Passauer Vertrag eingezogenen
Stifter, die Gewissensfreiheit der Mediatstände und deren Un-
terthanen, das jn8 rololmauck Schriften gewechselt, welche
den ganzen Rest des l l . Bandes bei Meiern ausfüllen von
S . 639 — 760 (in tolio I). Beiderseitig wird versucht, den
Sinn und die Meinung des Religionsfriedens, den Umfang
M d die Grenzen der dort in den angegAenen Rechtsfragen
getroffenen Bestimmungen darzulegen, mit einer erstaunlichen
Genauigkeit wird gearbeitet und erörtert und sich von beiden
auf die nämlichen §§ und Bestimmungen nach ganz
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entgegengesetzter Richtung bezogen, polemisch und apologetisch
vorgegangen. Die einen behaupten und beweisen, der Reli-
gionsfriede sei nur zwischen dem Kaiser und den Reichsständen
aufgerichtet worden, die anderen, es seien auch die Unter-
thanen eingeschlossen, denn es heiße „Stände und Ultter-
thanen"; also drehte sich der Streit darum, ob beide mit ein-
ander Ein Subjekt bildeten oder die Stände für sich und
die Unterthanen für sich gemeint sein sollten. Wenigstens sei
den gegenteiligen Unterthanen die Befriedigung des Religions-
bedürfnisses in der Nachbarschaft erlaubt worden. Man er-
hebt gegenseitig den Vorwurf und weist ihn ebenso gegenseitig
ab, die gegenteiligen Unterthanen seien zum Übertritt ge-
zwungen oder gewaltsam ausgewiesen worden, wo doch Du l -
dung ausgemacht gewesen sei, nur das sxßrcitium publicum
sei denselben nicht zu gewähren; daß die Evangelischen nie-
mand zu ihrem Glauben oder zur Räumung des Landes ge-
zwungen, bezeugten selbst die Jesuiten. Es wird auf die
Juden verwiesen, welche in katholischen wie in evangelischen
Landen wohnten, dadurch werde dem Religionsstand eines
Reichsstand kein Eintrag zugefügt. Die Katholischen: durch
die Religionsfreiheit, wenn sie allgemein bewilligt worden
wäre, würde ihnen ihre Jurisdiktion über ihre eigenen Un-
terthanen und die Direktion über ihre Lande benommen;
während den Evangelischen das Reformieren eingeräumt wor-
den, würde ihnen das Gleiche nicht bewilligt. I h re evange-
lischen Unterthanen hätten ihnen den schuldigen Gehorsam
verweigert, was bei katholischen Unterthanen nicht erlebt wor-
den fei ; die Evangelischen hätten die katholische Religion
in ihren Ländern ganz abgeschafft. Die Evangelischen (von
S . 725 an): Zwangsweise sei von ihnen nirgends reformiert
worden; Freistellung (Autonomie) sei 1555 jedermann zuge-
standen worden; nicht bloß Duldung hätten sie gewährt, son-
dern sogar Reversalien deswegen ausgestellt, katholische Land-
stiinde an den Landtagssttzungen teilnehmen lassen. A n Be-
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Wels, daß evangel. Unterthanen ihrer Obrigkeit den schuldigen
Gehorsam verweigert habe, sei nicht erbracht, das Gegenteil
erwiesen. Kaiser Ferdinand habe 1599 (?) seinen evangelischen
Nnterthanm das beste Ieugniß gegeben. H.ä vooem Unbot-
mäßigkeit der Evangelischen gegen ihre katholische Obrigkeit
( S . 740), es habe kein Evangelischer seinen Landesherrn im
hl. Abendmahl mit Gift vergeben :c., Hinweis auf Heinrich
VII. , Friedrich I I . , Elisabeth und Jakob von England, Jakob
Clemens, Peter Barriere, Ravallacum, Castellon — letz-
terer, mir unbekannt, sei 1589 von Sixtus V. kanonisiert
worden, u. s. w. Die Auslegung, welche der Religionsfriede
bei den Katholiken bezüglich des M rsformauäi et swi^rauäi
findet, wird als falsch nachgewiesen und die kath. Praxis,
wenn sie konsequent durchgeführt werde, aä awuräuw ge-
führt. Ein einziges Königreich müßte sich nach einem einzigen,
vielleicht gottlosen Menschen richten. I n Steuern und Kon-
tributionssachen könne der Landesherr nicht eigenmächtig vor-
gehen, aber in Religions- und Gewissenssachen! Die Herr-
schaft der Seelen und Gewissen werde in Anspruch genommen,
wo doch die Gewissen etwas Untörperliches. Ein tyrannischer
Fürst sei zu ertragen, Seelentyrannei dagegen unerträglich.
Es komme auf Oäorint, 6um metuaut! mögen sie hassen,
so viel sie wollen, wenn sie sich nur fürchten! hinaus.
Einem vom Kaiserlichen Gesandten jetzt schon (2. M a i
1646, of. v. Meiern I I I . XIX. § 41) verfaßten Entwurf eines
Friedensinstruments gegenüber verlangen die Evangelischen
zu Art. I I I später I N — V , die vollkommene Restitution für
verschiedene Fürsten und zwar unter Ziffer 3 für ihre fürstl.
Gnaden Pfgr. Christian August zu Sulzbach, also in politischer
wie kirchlicher Beziehung.
(Mittlerweile läuft die S . 42 schon erwähnte Klage wegen
des Begräbnisses eines Hofbediensteten in Sulzbach ein.)
Die katholischen Fürsten, welche am 2. Jun i 1646 (a. St.)
noch am Termin vom 12. November 1627, bezw. 1630 fest-
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halten, erklären andererseits, daß die zwischen den katholischen
und evangelischen Fürsten und Ständen geschlossenen Verträge
vor oder nach dem Religionsfriedcn (in Sulzbach hatte man
unter den Verträgen die Wahl!) in Kraft bleibm sollten,
(v. M . l l l . S . 153.)
Die Evangelischen formulieren am 4. Jun i 1646 (a. St.)
ihre Forderungen dahin, die (mittelbaren) Grafen, Ritterschaft,
Städte, Unterthanen, Hintersassen sollen bei der Religion
vom I . 1618 gelassen werden, daneben wird unter Ziff. 24
besonders genannt, also als nicht unter die eben erwähnte
Rubrik fallend, Pfgr. Christian August und dessen Unterthanen
sollen in den Stand von 1618 restituiert und dabei manute-
niert (im Notfall mit Waffengewalt geschätzt) werden. Am
?. Juni werden diese Vorschläge abgeändert: Ziff. 23: „Außer
andern sollen auch Hilpoltstein, Heideck und andere Neuburgsche
Unterthanen in ihre früheren kirchlichen Rechte eingesetzt wer-
den. Ziff. 26: Pf.-Sulzbach und dahin gehörige Unterthanen
sollen in den Stand gebracht und erhalten werden, darin sie
1618 gestanden, und all das, was Pfgr. Wolfgang Wilhelm
bisher dawider geordnet, aufgehoben und annulliert sein."
(A. a. O. S . 164).
S . 188. Kursachsen, das sich bei den Verhandlungen der
Evangelischen sonst sehr abseits hält und eine eigentümliche
Rolle spielt, macht am 13. Jun i Separatvorschläge, das Jahr
1624 soll Entscheidungsjahr sein und ist der Meinung, daß
man wegen der meisten Punkte, worunter Sulzbach, leicht
könnte eins werden, wenn mau über 10 Hauptpunkte Verein-
barung treffen könnte.
I n Münster, wo nun einc Zeitlang vom 7. J u l i (n. St.)
die Verhandlungen gepflogen werden, und wo, wie erwähnt,
der Kaiser!. Gesandte namens der kach. Stände sich zur An-
nahme des Jahres 1624 versteht, ist der kath. Stände ganzes
Gehengebot unter Ziffer 13; „Den evang. Unterthanen kath,
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Stände, welche das publiouN reii^iouig s x s r M u m herge-
bracht, soll, weil denen Obrigkeiten rations wrr i tor i i 6t «u-
penoriwtis, wegen der Landeshoheit das Ms retorumnäi zu-
steht, dM deNoüeiuN OWi^rNuäi verbleiben." Wahrlich,
kaum eine Messerspitze voll, wenn man bedenkt, was diese
„Wohlthat", auswandern zu dürfen, bedeutete, bezw. welche
Auslegung der ß des Re l . -Fr . „Wo aber :c." bei den Ka-
tholiken fand. Sie erklärten, es habe sich beim § „Wo aber:c."
nicht um die Berechtigung im Lande zu verbleiben, sondern
um die des Abzugs gehandelt, wogegen die Evangelischen gel-
tend machten, dieses Recht, aus einem Fürstentum in's andere
zu ziehen, sei ja je und je freigestanden, deshalb brauchte
solches Recht, wenn es sich um weiter nichts handelte, nicht
besonders festgestellt und ausgesprochen zu werden. Weil es
im § „Es soll auch :c." hieß: Es soll auch kein Stand den
anderen zu seiner Religion dringen noch desselbigen Unter-
thanen abpraktizieren oder wider ihre Obrigkeit in Schutz
nehmen, war, um Mißverständnisse abzuschneiden, der § bei-
gefügt worden: „Wo aber eines ober des anderii Standes Un-
terthanen ihrer Religion wegen aus seiner Herren Landen an
andere Örter ziehen und sich niederthun wollten, daß denen-
selben solcher Ab- und Zuzug unverhindert männiglich zuge-
lassen sein soll", womit nichts anderes gesagt sein wollte, als
daß die Aufnahme in solchem Fall für keine Abpraktizierung
und ungebührliche Aufnahme gelten solle. Unter Berufung
hierauf hatten sich 1559 die Evangelischen beschwert, daß man
ihre Glaubensgenossen, wenn sie auseinander wollten, unge-
bührlich an- i. 6. im Lande festgehalten habe. Dies wurde
nun dahin ausgelegt i. s. verdreht, siejhätten sich nicht darüber
beklagt, daß man ihre Glaubensgenossen ausgeboten habe und
der Schluß gezogM, sie, die Evangelischen hätten das Aus-
bieten als rechtlich anerkannt und gutgeheißen, (v. M . I I .
S..743), Infolge dessen befanden sich die evang. Unterthanen
kathol. Stände in der
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bleiben, so ließ man sie nicht bei ihrer Religion; wollten sie
auswandern, so verstattete man ihnen nicht den freien Abzug.
Blieben sie, so wurden sie an Leib und Gut gestraft; wollten
sie abziehen, mußten sie Hab und Gut hinter sich lassen!
Solcher Art waren die Friedensofferte der Katholischen
am 6./16. J u l i 1646.
I n der Sitzung der evangelischen Fürsten vom 18. Ju l i
(v. M . I I I . S . 241) wurde Beratung über Pf.-Sulzbach als
den 8. Differenzpunkt gepflogen: ob und was m »peeio
der Pf.-Sulzbach hinsichtlich der Religion zu helfen und zu
assistieren sei.
Brandenburg-Culmbach (Vorsitzender): Er wäre befehligt,
daß er dem Pfgr. von Sulzbach Assistenz leisten und dessen
Sache rekommandieren solle. Graf Trautmannsdorf (Kaiser-
licher Generalbevollmächtigter in Osnabrück) habe bei einer
Konferenz nichts dazu bemerkt, als daß pacta tamilias auf-
gerichtet wären, worauf Wolfgang Wilhelm sich beriefe. Von
Kursachsen wisse er (Br. C.), die Verträge wären aufgerichtet,
ehe Wolfgang Wilhelm die Religion geändert, welchen Falles
also eines für Sulzbach ungünstigen) nicht versehen, dann
wäre auch ein Testament vorhanden (dies war wieder ein
günstiges Moment), das hievon disponiere.
Braunschweig-Lüneburg: Die Sulzbachische Sache sei
schon zu Regensburg (1641) und sonst vorgekommen; es scheine
daß entweder ein großer Eifer um die Religion oder auch
große Verbitterung unter diesen so nahen Verwandten sei; er
lasse es bei dem evang. Aufsatz Ziff. 23, es wäre aber von
(an) denen, die deswegen Kommission hätten (Weimar), was
sie für Kompositionsmittel auf den Fall, da die Asueraljs ro-
8tiwtio nicht zu erhalten, vorschlügen.
Baden beharrt bei Iiss. 26 (vom 7. Juni).
Württemberg schließt sich dem Vorsitzenden an und würde sein
Fürst es gerne sehen, daß Pf.-Sulzbach spLcialitor möchte ge-
holfen werden, wenn es durch die Gßnergltraftaten siicht gingst,
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Hessen-Cassel: ES solle beim evang. Aussatz vom 4. und
7. J u n i bleiben und würde man an sewer Seite sich der
Pf.-Sulzbachifchen Beschwerungen angelegen sein lassen und
nichts unterlassen, was zum Vertrag zwischen den hohen An-
verwandten dienen möchte.
Wetterau'sche Grafen: Die evang. Stände würden nichts
thun können, als beim Pfalzgrafen von Neuburg fördersamst
zu intercedieren und dessen Abgesandte zu vernehmen.
Fränkische Grafen: wie Braunschweig-Lüneburg.
Bei der Abstimmung beschließt die Majorität, es bei
Ziff. 26 des Aufsatzes zu belassen. Also: geteilte Meinung
selbst im evangelischen Fürftenrat. So gerne man es thäte,
so ganz unentwegt kann man für Pf.-Sulzbach nicht eintreten;
das M8 8uporiontati8 ot territoni steht im Wege; man will
nicht ins eigene Fleisch schneiden.
I n ihren unvorgreifiichen Aufsatz bringen die Evangelischen
Ende J u l i (S . 282) unter Ziff. 12: Wo das exorcitium
pubiieum ihrer Religion i. I . Ü621 hergebracht oder im Ge-
brauch gewesen, dabei solle es gelassen oder wiederhergestellt
werden für die Ritterschaft, Städte, Kommunen, so unter
katbolischer Obrigkeit gesessen (darunter wäre die ganze Ober-
pfalz begriffen gewesen!)-, ingleichen Pf.-Sulzbach (also doch
extra genannt!) und dahin gehörige Landsassen und Unter-
thanen, ebenso Hilpoltstein und alle andern Neuburgische
Unterthanen sollen unter diese Regel gehören.
Wenn Kursachsen zur nämlichen Zeit wegen der Evan-
gelischen in den österreichischen Erblanden, — (um sich bei den
Evangelischen wegen dieser im Hinblick auf den Prager Frieden
zu rehabilitieren), wie vorher und nachher unendlich oft auch
von anderer Seite, d. h. von der Gesamtheit der evangelischen
Stände es geschah, Fürsprache einlegt und die Antwort Traut-
mannsdorfs ganz wie früher und später — in dieser Be-
ziehung hätten sich die Evangelischen auch jede Frage ersparen
lönnen; die Formel ist fix, einmal wie das andermal und wie
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bei Trautmannsdorf, so bei Volmar — dahin lautet, der Kaiser
versehe sich, daß man ihm nicht weniger als andern Fürsten
das M lsIiAioiug gönne, so ist sichtlich bloß das volle Re-
gister gezogen, wenn Graf Trautmannsdorf in der bei ihm
am 25. J u l i (selbstverständlich a. St., berichtet wird ja von
den Evangelischen) abgehaltenen Konferenz die Erklärung ab-
gibt: „Weder der Kaiser noch die katholischen Stände könnten sich
zu einigem Temperament, zur Verstattung des ex^roitii ooul.
^UK. oder autoiwwme sudäitorum, des Rechtes des Unter-
thanen, das Glaubensbekenntnis nach freier Überzeugung zu
wählen, verstehen. Man zwinge niemand zur katholischen
Religion und nötige niemand, der evangelischen Religion ab-
zutreten, man lasse den Abzug frei; in evangelischen Ländern
würden Katholische auch nicht leichtlich geduldet.
Auf der Konferenz zu Längerich im August 1646, zu
welcher sowohl die nach Osnabrück, wo die bisherigen Ver-
handlungen gepflogen waren, als die nach Münster, wo man
mit den Franzosen verhandelte, abgeordneten Gesandten der
evangelischen Stände sich einfanden, wurde der Entwurf des
Friedensinstruments dahin formuliert (v. M . I I I . S . 336.):
Ziff. 14. „Pfalz-Sulzbach und dahin gehörige Landsassen und
Unterthanen sollen in den Stand gebracht und dabei geschützt
werden, darin sie am 1. Januar 1621 (immer noch so und
nicht 1624) gewesen. I n Hilpoltftein solle der Witwe kein
Eintrag im 6X6roitio r6li^iom8 geschehen und was dawider
von Pf.-Neuburg vorgenommen, abgethan sein."
Dazu erklärten Brandenburg - Culmbach - und Württem-
berg'sche Gesandte, es gehöre dies unter Ziff. 12. „D ie mittel-
baren Grafen, Freiherrn, Ritterschaft, Städte :c. so unter
katholischer Obrigkeit gesessen und i. 1.1621 zu irgend welcher
Zeit das exoroitium publioum gehabt, sollen dabei geschützt
und gelassen werden."
War nun erstlich der Pfalzgraf von Sulzbach kein mittel-
barer Graf, die ihm zur Nutznießung eingeräumte Erbportion
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nicht sein Eigentum, sondern als Gebiet dem Fürstentum
Neuburg inkorporiert, so drängt sich von selbst andererseits
die Frage auf, was liegt diesen dissentierendm Ansichten zu
gründe? I m wesentlichen wollen die einen genau dasselbe
wie die andern, dem Pfalzgrafen von Sulzbach und seinen
Unterthanen das exoroitium pudlicum der evangelischen Re-
ligion zurückgewinnen, wobei jedoch eines nicht zu übersehen
ist, nämlich daß die Mehrheit bei Hilpoltstein nur von der
Witwe redet und nicht von Land und Leuten. Zielen Bran-
denburg und Württemberg, wenn sie Pf.-Sulzbach und H i l -
poltftein unter Ziff. 12 aufgenommen wissen wollen, nicht
auf ein Mehr denn die andern? Hat nicht Z i f f .14 eine mehr
persönliche Spitze? Sticht nicht der staatsrechtliche Grund-
satz durch: ouju8 ro^io, iI1iu8 rol i^io? So verfehlt das Prinzip
ist, so sehr als solches es erkannt und bei der Durchführung
seiner Konsequenzen als ein absurdes verurteilt wird, so sehr
hält man daran fest und — doch, wenn sich seine Konsequenzen
in unangenehmer Weise zum Nachteil der Freunde geltend
machen, wenn das Monstrum seine Stacheln gegen die eigene
Partei herauslehrt, dann wi l l man diese zurückstreichen, die
Konsequenzen zurückbiegen. Daß man damit auf gegnerischer
Seite nichts bezweckte, läßt sich denken; so schlau als man
hier war, war man dort erst recht.
Aber auch auf der eigenen Seite, unter den eigenen
Bundes- oder Glaubensgenossen fehlte es nicht an gegenteiligen
Meinungen, nicht an solchen, die um des Prinzips willen
widersprachen und da war es Kursachsen vor allen, das
dies that und damit einmal aus seiner dfnch die Politik —
es handelte sich bei ihm um einige fette Bissen — diktierten
Reserve heraustrat und dadurch bei den Gegnern sich ein-
schmeichelte. Seine Erklärung haben wir S . 52 f. schon ge-
bracht, weshalb wir dorthin verweisen.
I n ihrem Bedenken über den Aufsatz der Evangelischen
vom 34. August erklären die Katholischen WterW 19. Sep-
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tember 1646 (v. M . M . S . 355) zu Ziff. 12 (Grafen, Rit-
terschaft zc.): „die Evangelischen wollten den Satz <wM re^io
eto. für die Katholischen nicht gelten lassen"; zu M 14
(Pf.-Sulzbach): „denn obwohl man katholischerseits den Augsb.-
Conf. Verwandten aus dem Recht der Landeshoheit allein (ex
30I0 kuperiontatis Mry) das Ms rskormancii ferner als der
Religionsfriede zugibt, nicht geständig gewesen weder noch ist,
so kann deftoweniger por rbßulam, yuoä <zui8<zuo MN3 ete.
(nach der Regel, was dem einen recht ist, ist dem andern
billig) den Katholischen ein solches nicht abgeschnitten werben,
was sie, die Augsb.-Conf. Verwandten, ihrerseits als Gesetz
und Reget (pro le^e et lszulk) usurpieren wollen. Zumal
dazu können sie sich nicht verstehen, worin dem H. Pfgr. v.
Neuburg die Reformation zu Hilpoltftein:c w i i auch die zu
Sulzbach und dazu gehörigen Ämtern zu verwehren und übel
zu deuten sei, sondern thue dem klaren Begriff des Rel.-Fr.
8 „Es sollen aber :c." nochmals inhärieren, kraft dessen denn
die äounm tornwnal68 ein solch Temperament in diesem
p98»u zu gebrauchen wissen, daß sich keiner darüber wird zu
beschweren haben." (Schloßkapelle!) Und nochmals zu Ziff. 14
und 15 (Pf.-Gulzbach und 15: „Zu r Auswanderung dürften,
wenn sie sich ruhig verhalten, diejenigen evangelischen Unter-
thanen, welche das oxermtiuw publieuw bisher gehabt, nicht
gezwungen werden" — hernach in das iustr. ? . V. § 34 auf-
genommen): „S ie , die Katholischen, können sich dieses zumal
nicht aufbürden lassen."
Auf eine weitere Erklärung der Katholischen vom 26. Ok-
tober ganz gleichen Inhaltes beschließen die Evangelischen
(v. M . IN. S . 41?) zu Ziff. 12, bei der früheren Forderung
es zu belassen und wo das oxeroitium publioum durch Ver-
träge oder Privilegien nicht hergebracht sei, es auf den bloßen
Besitzstand von 1624 zu stellen. Wegen Sulzbachs (Ziff. 14)
habe es beim früheren Aufsatz zu bleiben.
Brandenburg-Kulmdach berichtet im Fürstenlollegmm
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eine zu Münster am 16. November 1646 abgehaltene Kon-
ferenz wegen der kirchlichen Beschwerdepunkte zwischen dem
Grafen v. Trautmannsdorf und dem schwedischen Gesandten
Salvius (v. M . I I I . S . 423), der Termin wegen der kirch-
lichen Angelegenheiten sei nun auf den 1. Januar 1624 ge-
stellt, die desfallstge frühere Bestimmung erneuert worden; zu
Ziff. 14 habe der Kais. Gesandte erklärt: „Wäre Pf.-Sulzbachs
Suchen eine ungerechte Sache, da sie kein Reichsstand, und
könnte dem Pfgr. W. W. das M8 reko, mauäi nicht benommen
werden, so wären auch die sulnsssorss an die vorgeschützte
paota nicht gebunden."
Salvius fertigt nun einen Aufsatz über die kirchlichen
Beschwerden und setzt darein: ?alg.tim 8o!l8bao6nsis 8tatu8
provmcialog ot subäiti rsßtituautur m 8tatüN aum 162^
äi6 1. ^Huuarü, 8ublati8 0muibu8) Mao ab eo temporo ll
?a1atiu0 ^odurß ioo luerunt iimovata. (Die dem Pfalz-
grafen von Sulzbach eingeräumten Erbämter und dazu ge-
hörigen Unterthanen sollen in den Stand des 1. Januar 1624
gesetzt und die von dem Pfalzgrafen von Neuburg eingeführten
Neuerungen aufgehoben werden.)
Die Katholiken übergeben am 21. November ihre endliche,
d. h. endgiltige Erklärung; sie stimmt mit ihrem Vorschlag
und Erklärung vom 6./16. J u l i wortwörtlich überein: M8
smißrauäi! hinaus aus dem Handel Das gilt wie für alle,
so auch für die Evangelischen in Sulzbach.
Wie Graf Trautmannsdorf, so äußert sich am 22. No-
vember v. Volmar in Münster gegen v. Thumshirn (Alten-
burg), man solle sich evangelischerseits der Evangelischen in
Böhmen, Öfterreich und unter andern katholischen Herrschaften
wohnender Unterthanen nicht so praekraeto (übertrieben) an-
nehmen, weil man sich nur Neid auf den Hals laden und
eine Sache der Unmöglichkeit (oouäitiouom imp088ibiloiu) zur
Möglichkeit nimmermehr bringen würde.
Unter den Differenzpnntten zwischen den beide« Parteien
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(v. M . I I I . S . 444) wird unter Ziff. 11 genannt das
IlMFrauäi, es fei zwangsweise anzuwenden und nicht dem
freien Willen anheimzugeben (n60V58arium, uou voluntanum))
unter Ziff. 12 die Erbunterthanen in Schlesien :c. und Pfalz-
Sulzbach.
Die Verhandlungen werden nun wieder in Osnabrück
geführt. Erwähnt wird (v. M . I I I . S . 488), daß die — be-
reits mehrfach erwähnte — Veschwerdeschrift der Sulzbachischeu
Landsassen vom 11. Apr i l 1646 unterm 28. Apri l 1646 zur
Verlesung kam mit zwei Beilagen, Eingaben der Landsassen
vom 19. Oktober 162? und 15. M a i 1628 an den Pfgr.
August, in denen sie um Abhilfe wegm der von Labriquc
vorgenommenen Gewalttätigkeiten bitten. (Unter den Namen,
welche sich anno 1646 über die Verhinderung der freien Aus-
übung der evangelischen Religion noch beschweren, befinden sich
mehrere, die wir bald darauf der katholischen Religion zuge-
than sehen.) Eine weitere Beilage bildet ein Schreiben des
Kurfürsten von Bayern an Pfgr. Christian August vom
10. Apri l 1646 (n. St.), welches demnach den eigentlichen
Anstoß zur Eingabe der Landsassen an den Friedenskongreß,
bezw. die evangelischen Gesandten auf demselben, vom 11. dess.
Mts . (a. St.) gegeben hat.
Er habe gehört, Pfgr. Christian August habe das von
Pfgr. W. W. in Sulzbach und Weiden vorgenommene Reli-
gionsreformationswesen unter diezravamma der protestierenden
Stände aufnehmen lassen und solche Reden geführt, daraus
Ungelegenheiten und Weiterungen erfolgen könnten. Pfgr. W.
W. habe nur in kraft väterlichen Testaments (!) und darauf
erfolgten brüderlichen Vergleichs und Reversalien, welche Chr.
Augusts Vater selbst mitgefertigt habe, gehandelt und auch die
kaiserliche Investitur erlangt. Es sei also geschehen gemäß
hoher landesfürstlicher Obrigkeit, dann unzertrennlicher Reichs-
regalien, sowie des Religionsfriedens und Reichsherkommens,
also wchlbefugter Weise in Übereinstimmung mit der von
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dem Ahnherrn getroffenen letzten Willensdisposition — dies
nun gerade nicht! —und sei anhängig der ausdrücklich reser-
vierten landesfürstl. Obrigkeit. Die Sache sei durch Kom-
mission untersucht, durch allerseits Vollmachtsgewalthaber ver-
glichen und vom Kaiser tonfirmiert, deshalb befremde es, daß
Ehr. Aug. mit solchen alten beglichenen und entschiedenen
Privatsachen komme. Die Sache wird für rechtskräftig er-
klärt, Chr. Aug. von weiterem abgemahnt und zum Abstehen
aufgefordert, es könnten ihm sonst Ungelegenheiten entstehen.
— Aus dem Testament Philipp Ludwigs kommt ein Auszug
zu den Kongreßakten, die den jüngern Brüdern zu überlassende
Erbämter betr., für uns nichts Neues, s. S . 31.
Nach Empfang der „endlichen Erklärung" der Katholiken
vom 21./11. November 1646 treten die Evangelischen am
22. Dezember 1646 wieder zusammen und beschließen, den
Termin von 1624 anzunehmen und denen, welche vor dem-
selben beschwert worden (also über den Termin hinaus!) und
welche namentlich anzugeben seien (wegen Sulzbach brauchte
es dessen da nicht), sei por vmiu eomiuisNouig oder por
arbitr iuN, durch Abordnung einer Exekutionskommifsion odcr
durch Urteilsspruch zu helfen. (Das letztere war sozusagen
ein Unding für einen Friedenskongreß, aus einander gehen
und eine anhängig gewesene Sache auf den Rechtsweg ver-
weisen. Aber freilich, gerade bei Subbach traf es mehr oder
weniger zu.)
Während die Kaiserlichen (selbstverständlich im Namen der
katholischen Stände) in ihrem Gegenentwurf bezüglich der Sulz-
bacher Restitution erklären, dieselbe sei ganz auszulassen, be-
schließen die Evangelischen, sie eifrig zu betreiben. Sie stellen
beiderseits neue Entwürfe auf, Sulzbach wäre in dem evan-
gelischen hinter die Städte und laiserl. Erbländer unter I i f f . 48
zu stehen gekommen. Endlich kam es am 7. Februar 164?
zu einer Konferenz zwischen den Kaiserlichen und Evangelischen,
an der sich auch Schweden beteiligte. Die Evangelischen
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0079-1
80
dringen darauf, daß Pfgr. Christian August und Pfgr. Ludwig
Philipp unter den zu Resümierenden erwähnt werden. Be-
züglich des letzteren (ek. Art. IV § 20 Pf.-Simmern) geben
die Kaiserlichen eS zu, wegen Christian August sind sie nicht
zu bewegen.
Bei der Besprechung der kaiserl. Erbländer konstatiert
Graf Trautmannsdorf, darüber sei man einig mit einander,
daß dem Landesfürsten und hoher Obrigkeit die öffentliche
Religionsübung zu ändern und einzuführen die Macht zustehe.
Was wollten die Unterthanen machen, wenn sie kein Oxoroitinw
hatten! Langendes (Braunschw.-Lüneb.): Wenn ihnen nur die
Gewissensfreiheit gegeben wäre! Trautmannsdorf: Wer nimmt's
ihnen? Sie ziehen weg! (v. M . IV. S . 63.)
Bei dem § wegen der Auswanderung klagt Schweden,
man wolle sie zur zwangsweisen machen, während die Evan-
gelischen sie allezeit als eine Sache freien Willens gehalten
hätten. Katholische: Aber anders praktiziert, man lasse die
P f a l z reden, ebenso Hessen! Trautmannsdorf: Er wüßte
nicht, wenn ein Fürst oder Obrigkeit ihren Unterthanen
»uuo 1624 das exoroitmm aus gu tem W i l l e n gelassen,
daß sie gezwungen seien, dabei es also zu belassen, (ibiä. S . 61.)
Die Protestierenden verweisen auf Ortenburg. Kaiserliche:
Sei eine freie Grafschaft, also freies oxoroitiuw! was sie
aber unter Bayern für Güter habe, da würde wohl schwerlich
es ihnen gelassen werden.
Evang.: Wo sie es auuo 1624 hergebracht, würde es
dabei billig sein Verbleiben haben.
Kathol.: Wolle man einem Fürsten oder Stand seine
Macht nehmen? Und warum den Katholischen ihre Gütigleit
zu Schaden kommen sollte?
Als endlich die Evangelischen die Frage Trautmannsdorfs,
der auf andere Länder hingewiesen hatte, wo seit 1624
reformiert worden war, wo deshalb die Evangelischen sich
gewiß ihrer Glaubensgenossen annehmen würden, ob sie es
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denn doch i n den S t a n d begeh r ten , w ie es n n u o
1624 gewesen, b e j a h t e n , erklärte er, er wolle mit den
andern darüber reden.
Daß damit für Sulzbach nichts gewonnen war, ergibt
sich daraus, daß Salvms sich darüber beschwerte, daß es im
katholischen Gegenentwurf ganz ausgelassen sei.
Trautmannsdorf: Hätte kein M tftrritorii! Was die
Evangelischen jetzt m praejuäicium Oatbolicorum urgicrten,
das könne in kurzem zum Nachteil der Evangelischen gereichen,
z. B. wenn Landgraf Georgs Brüder kämen und auch von
ihm abgeteilt sein wollten.
v. Thumshirn (Altenburg): Wäre ein Unterschied und
man würde sich auf den Fall bald durch Verträge versichern;
hier werde nichts mehr begehrt, als was primus aoyuiroug
(der zuerst das Land erlangte — Ott Heinrich) zugesaget und
selbst verordnet; er hätte ausdrücklichen Bericht davon und
wäre die Sache ganz klar.
Trautm.: Pfgr. Friedrich hätte sein Land auch seinem
Vettern überlassen unter der Bedingung, daß er es sollte
katholisch bleiben lassen.
Thumsh.: Das wäre durch den Religionsfrieden aufge-
hoben. — Er referiert nun den ganzen Verlauf der Sache, wie
das Land wäre zuerst auf Ott Heinrich gekommen und unter
welchen Bedingungen solches M r . Wolfgang geschenket und
hernach das Recht der Erstgeburt eingeführt worden wäre.
Trautm.: Man müsse Pf.-Neuburg darüber vernehmen.
Thumsh.: Hernach (i. s. außer dsm) hätte die Landschaft
das Land mit etlich viel Tonnen Gold aus det großen Schul-
denlast gerissen und gleichsam von neuem gelauft nur zu dem
Ende und mit dem Beding, daß die evangelische Religion darin
erhalten werde.
Trautm.: Die Sache würde zu einem friedlichen Vergleich
(aä aimeadilem compolzitlouGw) oder an den zuständigen
Dichter zu verweisen sein.
6
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Thumsh.: Man komme also in Ewigkeit nicht heraus.
Langenbeck (Braunschw.-Lüneb.): Die Gemüter seien gar
zu sehr gegen einander erbittert.
Trautm.: M a n könne aber niemand sein Recht nehmen.
Salvius: Pf.-Sulzbach sei mit Waffengewalt (manu
bsilioa) wieder restituiert.
Trautm.: Könnte bald wieder destituiert werden; die
Kaiserlichen und Bayerischen lägen nicht weit davon. "
Thumsh.: Pfgr. Wolfgang Wilhelms Prozesse wären
faktisch ganz unchristlich.
Trautm.: Er könne hierin nichts entscheiden.
Thumsh.: Die Verträge aber wären da.
Salvius: Pf.-Neuburg turbiere den Pfalzgrafen auch an
seinem eigenen ( i . o. Privat-) Gottesdienst auf seinem Hof.
Trautm.: Wäre das, so hätte er Unrecht daran gethan.
Langenbeck verweist auf das Begräbnis eines Hofdieners.
Thumsh. weist auf ein Schreiben von Pf.-Neuburg hin.
Trautm.: Zuweilen gingen die Beamten in der Aus-
legung und Ausführung der Befehle zu weit.
Thumsh.: Nein, der Fürst habe es gut geheißen.
Trautm.: Könnte auch wohl sein, daß er seine Diener
hinterdrein, nachdem es einmal geschehen, nicht habe beschimpfen
wollen.
Thumsh.: Dazu berufe sich Pfgr. W. W. auf die Landes-
hoheit, so ihm aber nicht allein zustehe, ob ihm gleich etliche
Stücke reserviert wären :c. wie denn u. a. die Schätzungen
eomwum uommv ausgeschrieben würden; hätte einen Extrakt
des Schenlungsbriefes, Testamente und anderer dazu gehöriger
Schriften; wäre die ungerechteste Sache von der Welt.
Trautm.: Pf.-Neuburg stoße alles damit um, daß es
wider den Religionsfrieden sei.
Thumsh.: Das sei nicht wider den Religionsfrieden, daß
einer seinen Unterthanen etwas einräume. Pfgr. Wolfg.Wilh.
hätte wohl fünfmal das Persprechen gegeben, die U M -
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thanen bei der Religion zu belassen und habe es doch nicht
gehalten.
Langenbeck: Das rühre zweifelsfrei aus den irrigen
Prinzipien her, daß, wenn einer katholisch worden sei, er
Verträge und Eidschwüre, die er als Evangelischer eingegangen,
zu halten nicht verbunden sei, sondern könne sich auf solchen
Fall durch den Papst davon absolvieren lassen.
Thumsh.: Wenn ein Katholischer einem Vettern etwas
schenkte und vermachte unter der Bedingung, daß er den Re-
ligionsstand nicht ändere, was gelte es, sie würden darüber
halten? Ja , es fei auch eine Privattlausel dabei, also daß
Pf.-Sulzbach daher auch wohl auf das ganze Land eine
Aktion anstellen könnte; doch wolle man solches jetzt nicht so
hoch urgieren, sondern begehre es nur in den Stand von 1624
zurückzubringen.
Trautm.: Könne hierinnen nichts disponieren, aber da-
hin wolle er es vermitteln, daß Pf.-Sulzbach bei seinem ex-
eroitio aulioo (Gottesdienst in der Hofkirche) gelassen werde.
Salvius: M a n setze ihn erst wieder in den Besitzstand
(in P088688I0U6M), wie er ihn 1624 gehabt.
Trautm.: Hätte dazu keine Macht, erböte sich nochmals
wie zuvor.
Thumsh.: Das sei nicht einmal m ooutroverMm ge-
kommen (darüber, nämlich über Enterbung W. W's. und
Regierungsantritt ^u^ust i über das Land, sei kein Zwiespalt
und Streit entstanden), sondern wegen der Ämter sei es zu thun.
Pf.-Neuburg hätte nicht einmal Macht, in seinem Fürstentum
zu reformieren, geschweige in den Sulzbachischen Erbämtern.
Trautm. (geht mit Stillschweigen über die Reformation in
Neuburg hinweg): Pf.-Sulzbach habe keine Ämter, sondern
nur die Nutznießung.
Salvius: Er werde zunächst in seinen früheren Besitz ge-
setzt; habe hernach Pf.-Neuburg etwas wider ihn zu sprechen,
er es thun.
6*
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Trautm.: Das gelte nur in kirchlichen Dingen; man
müsse Pf.-Neuburg darüber vernehmen. Wenn das Tribunal
von Personen beider Religion in gleicher Anzahl besetzt wäre,
so könnte es Pf.-Sulzbach suchen. Pf.-Sulzbach sei wohl ein
Fürst von einem Fürsten, aber kein Fürs t des Reichs.
Langendes: Abgeteilte Fürsten hätten zwar nicht Sitz
und Stimme auf den Reichstagen, aber wohl zu Zeiten Ober-
hoheitsrechte kraft Verträge oder sonsten.
Trautm.: Man hätte darauf zu sehen, wann die Ver-
träge gemacht worden; hä t ten sich i h r e s Rechtes be-
geben, welches ihnen doch der R e l i g i o n s f r i e d e gebe.
Thumsh.: Sei gegen das Völkerrecht, Verträge nicht
zu halten.
Trautm.: Sei nicht m jpgorum poto8tato. (Darüber
hätten sie nicht zu erkennen und zu entscheiden.)
Salvius: Sollte die faktische Besitzergreifung (oocupatio
ä6 kaoto) giltig sein, so würden die andern auch zugehen und
sehen, wie sie jene wieder herausbrächten.
Trautm.: Vor diesem sei nur über Übergriff (äe ex-
0688U) geklagt, welcher abzuschaffen sec.
Thumsh.: Pf.-Neuburg hätte angeführt (allegiert), die
paeta wären wider den Religionsfrieden, welches ein prm-
oipwm wäre, so ganz nicht zulässig, wäre offenbar unrecht.
Salvius: Pf.-Neuburg hätte das Land unter der Be-
dingung, am Religionsstand nichts zu ändern und zwar unter
einer Nusschlußklausel (gub oouäitiouo äs non rskormanäo
et yuiäbm 8ub olausulg. privativa).
Volmar: Wäre Erstgeborner gewesen, dem das M rs-
kormauüi nicht benommen. Sei nicht auf die Schenkung Ott
Heinrichs zu sehen; Pf.-Neuburg habe nicht auf die Donation,
sondern M s 8uo succediert.
Thumsh.: Das M priwoßsuituras wäre mit Bedingnis
eingeführt, daß nämlich die evangelische Religion im Lande
erhalten würde, wäre auch diese Bedingnis in der SchenlungS-
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0084-5
Urkunde für den ersten Erwerber verbrieft worden
iu äouKtioue pnmi ac^nirkNtiß).
Crane (ebenfalls kaiserl. Ges.): Die Bedingung, daß der
Religionsstand nicht geändert werden dürfe, sei nicht giltig,
zumal bei Lehen (prao8ertiui in lsuäo).
Thumsh.: Ja , m kouäo autiyuo wäre es disputierlich,
aber nicht m uovo.
Salvius: Sie würden sich etwas besseres erklären und
es also einrichten, daß. Pf.-Sulzbach bei dem bleibe, was es
besitze (bei der Posseß bleibe).
Trautm.: Könnten solches nicht thun, aber schreiben
wollten sie wohl von h i e r aus, daß Pf.-Neuburg ihn über
Gebühr nicht beschweren sollte; hätte doch Pf.-Sulzbach vor
diesem nichts mehr begehrt, als daß die Übergriffe abgeschafft
würden, jetzt aber bei diesen Traktaten gedächte man mit Ge-
walt hindurchzudringen.
Langenbeck: S . f. Gn. hätten gleichwohl auf verschiedenen
Konventen 1636 (?), 1634, 1636, 1640, 41 , 42, 43, ro8p. zu '
Nürnberg, Regensburg, Frankfurt allezeit einerlei gesucht und
nicht allein über die Exzesse sich beschwert, sondern auch im
Hauptwerke sich beklagt.
Thumsh.: Wenn Ih re Exzellenz die Extrakte nicht ge-
sehen hätten, wollten sie ihr dieselben gerne kommunizieren.
Langenbeck: Wenn sich nun die Parteien in Güte nicht
vertragen wollen, wie dann zu raten?
Trautm.: ^ ä M i o i u m , auf dem Rechtsweg.
Langenbeck: Wäre zu weitläufig.
Volmar: Pf.-Neuburg hätte äsoisionks in camera (Ent-
scheidungen des Reichskammergerichts) für sich.
v. Thumshirn beruft sich auf Caraffa, daraus zu ersehen
wäre, daß Pf.-Neuburg erstmals ox mstmcw (auf Betrieb)
Bayerns die Reformation angefangen hätte.
Trautmannsdorf wil l die Autorität Caraffa's nicht gelten
lassen.
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v. Thumshirn legt nochmals Nachdruck auf die Verträge.
Trautm.: Wenn sie aber gegen das öffentliche Recht
wären, so gälten sie nichts. Eben dies könnte ein Lutherischer
geltend machen.
Salvius: Wäre noch mit den Neuburgischen zu reden,
ob sie sich in Güte akkomodieren wollten, wo nicht, würde man
zu andern Mitteln greifen müssen.
Trautm.: Ja , wo sie Unrecht haben, v. F. m 6xo688ibu8.
Salvius: Ob dann diese Sache den Frieden aufhalten solle.
Trautm.: Nein, aber man könne einem andern sein Recht
auch nicht nehmen.
Langenbeck: Man setze S . f. Gn. erst wieder in den
Besitz; das wn-itorium gehöre in das pstiwnum.
Trautm.: Pf.-Neuburg. sei im Besitz der Landeshoheit,
collkotanäi, sequolay (Steuererhebung, Gefolge).
Thumsh.: Es werde Pf.-Sulzbach wieder in den früheren
Stand gesetzt; hernach könne über das Landeshoheitsrecht ( M
terriwrü) verhandelt werden.
Volmar: Die Sache wäre am Kaiser!. Hof gehört und
darauf zu Gunsten Neuburgs erkannt worden.
Trautm.: Vorausgesetzt, daß Pf.-Neuburg die landes
fürstliche Hoheit habe und behalte, so wäre hingegen Pf.
Sulzbach bei seinem exsroitio aulieo (Gottesdienst in der
Schloßkapelle) zu lassen; hätte er aber weiter zu sprechen, stünde
ihm frei, dasselbe auszuführen.
Volmar: Das M territorii partioulans sei allkßatioms,
or^o et prodationis (das Hoheitsrecht über die Erbämter sei
herangezogen, also auch zu prüfen).
v. Thumshirn las einiges aus dem Sulzbachischen ge-
druckten Bericht vor.
Volmar: Er (der Pfgr. v. Sulzbach) beweise hier die
Ausnahme (äocoat kio oxesptioneN).
Thumsh.: Die Einschränkung (Umitatwn) müsse aus den
Perträgen genommen werden.
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Trautm.: 3lein, sondern aus dem nämlichen Instrument.
Thumsh.: Die Evangelischen würden kein Wort ver-
lieren, wenn es nicht so sonnenklar wäre.
Polmar: Pf.-Neuburg wären auch die Kirchenordnungen
reserviert.
Thumsh.: Möchte dasselbe gerne sehen.
Salv ius: I h re Exzellenz möchte ihr belieben lassen, das
Werk besser in Bedenken zu nehmen.
Trautm. : Herzlich gerne; doch würde man auch mit dem
Erbieten evangelischerseits zufrieden sein :c. Man spürete fast,
die Evangelischen verließen sich auf die vir68.
Doputati : Gar nicht, fondern was billig und recht, be-
gehrten sie.
Damit ist es — aus! Man ist keinen Schritt weiter ge-
kommen. Aus dem Gespräch über den nächsten Punkt muß
ich anführen:
Trautm.: llio uoluut stars paotis, welche sie vorhin so
urgiert haben.
Thumsh.: Die Pakta, welche die Evangelischen jetzt urgieren,
seien p08t paosN Loliziosalll gemacht.
Langenbeck: Solche Palta und Lehensinvestiturett seien
gegen die allgemeinen Konstitutionen.
Trautm.: So sollte man ihnen (den Katholischen) solche
Regel in andern Fällen (Sulzbach!) auch lassen.—
Nun geht man an dis Formulierung des Friedensver-
trags. Die Kaiserlichen machen den Anfang Mitte Februar
1647; Sulzbach ist darin einfach übergangen. Die Evan-
gelischen setzen in ihren Entwurf vom 27. Februar (v. Meiern
lV. S. 95), § XIV: kalatim 80li8bll0OU8i8 8taw8 proviu-
6t 8kdäiti, uyeuon Viäua.6 kalatmas IlilpcMtem»
(Moia.Is3 6t mim3tn r63tituauwr m eum stawm,
. ^auuario !624 luis86 äißuo8ountur, oa88«.ti8 6t
aboliti«; il8, clua6 ?alatinu8 NsoburWOW in ooutrarium
attHutaro now kwt vyritu3. Zu deutsch (v. M. IV.
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Pf.-Sulzbach und dahin gehörige Landsasstn und
Unterthanen sollen in den Stand gebracht werden, darinnen
sieden 1.Januar 1624gestanden, ingleichen der fürstlich pfalz-
gräflichen Frau Witwe zu Hilpoltftein bei ihrem Wittumsfitz
kein Eintrag in Übung ihres Religionsezerzitii nach Bestellung
ihrer Hofbedienten widerfahren, auch alles das, was von Pf.-
Neuburg dawider vorgenommen und angeordnet worden, gänz-
lich aufgehoben und annulliert sein.
Nunmehr nehmen auch die Kaiserlichen Sulzbach in ihren
Aufsatz auf (v. M . IV. S . 125) I V : Palatino ßoIlsbaoeiM
8iout baeteuus ita etiam in postorum AmMer, et viäuao
pro 86 8M3yne anlici8 mivj8tn8, eon8ili-
Moialidu8 et 8ervi8 intra aulae panete8 et aeäeg
illuo p6ltiuoute8 Iiberum pateat HuF. Oout. exer-
oitium et, 8i Miä doo uomiue wrbatuM) reäiutezretur w
quo anno 1624, 1. ^au. fuerat, 8tawm. In reliWis,
Wme territorü tam l^ uoacl eeole8ia8tioa <^ uam poli-
tica priuoipi totiug kalatinatu8 Heoburßioi, reßimmi uni-
versali praokooto, maueat 8alvuw) ita tamen ut 8ubäito8
.i5 ea, Wa 8Upra m zenero couventum e8t, in-
traetet. Also dem Pfgr. von Sulzbach soll wie
bisher so auch in Zukunft, ebenso der Witwe zu H. für ihre
Personen, ihre Beamten, Hofhalt und Dienerschaft innerhalb
des Schloßgebäudes und dazu gehöriger Kirche die Ausübung
der H.-O. frei stehen und wenn etwas der Art abgeschafft
worden, soll es in den Stand vom 1. Januar 1624 wieder-
gebracht werden. I m übrigen soll das Recht der hohen
Obrigkeit sowohl in kirchlicher wie in politischer Beziehung
dem Fürsten der ganzen Pfalzgrafschaft Neuburg als allem
regierenden Fürsten gewahrt bleiben, jedoch so daß er die
Unterthanen ^ . - 0 . mit der Nachsicht, wie man oben im all-
gemeinen übereingekommen ist, behandle.
Das ist herzlich wenig, denn die den Unterthanen
zu gewährende Nachsicht und Schonung sollte nach ß
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0088-8
89
(später enp. X I I ) darin bestehen, daß ihnen das Recht der
Auswanderung eingeräumt wurde; dazu wurde unterm 7. März
erklärt, das sei das Alleräußerste, wozu die Katholischen^ sich
verstehen könnten. Was die Evangelischen verlangen könnten,
sei ihnen zu immerwährender Versicherung gewährt worden,
was sie noch verlangten, betreffe nur solches, das der Kais.
Majestät oder deren Mitständen von Gottes- und Rechtswegen
gehöre. Während die Evangelischen das M8 rOforumuäi aus-
übten, verlangten sie, daß die Katholischen ihre evangelischen
Unterthanen behalten, ihnen ein fremdes sxyreitium publiouw
oder privatum verstatten sollten. Die Evangelischen sollten
doch den Katholischen nicht zumuten, was sie selbst früher
nicht gestatten wollten und noch künftig, wenn sich der Fall
ergebe, nicht gedulden würden.
Während nun an den beiderseitigen Entwürfen da und
dort etwas geändert wird, bleibt man beim XIV. Punkt bei-
derseits auf den früheren Fassungen hartnäckig bestehen. Aller-
dings wil l zunächst die Sache für Sulzbach ein günstigeres
Gesicht bekommen in der Mitte des März. Die Evangelischen
pflegen mit Bayern Separatverhandlungen, insbesondere stellt
Schweden Vorteile in der pfälzischen Sache in Aussicht, um
es m puucto ßravawinuN zur Nachgiebigkeit zu bewegen und
seiner Unterstützung bei den Kaiserlichen sicher zu sein und die
Folge davon ist, daß als Ergebnis der am l6. und 17. März
zwischen Volmar und Salvius staltgehabten Besprechung zu
Ziff. 14 Sulzbach notiert w i rd : „maust artioulu8 uo8tor!
U n s e r Artikel bleibt, er ist angenommen!" Es ist das, so-
weit ich sehen kann, der einzige für Sulzbach günstige Augen-
blick gewesen; wenn bei Tretzel, Asfek. ev. R. R. S . 57 unter
Berufung auf eine andere Schrift gesagt wird, im M a i 1647
sei das, was ich eben gebracht, vorgekommen und in den
schwedischen Entwurf vom Kais. Gesandten: „?Iaoet." eigen-
händig eingesetzt worden, ich habe bei v. Meiern dies trotz
Buchens nicht finden lönnem Und dieser hatte in Bay-
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reuth die marlgräfl. Akten, die Originalakten des S . Wei-
marischen Gesandten beim Friedenskongreß/dann die des
Mecklenburgischen, weiter vom I I . Band an die eines reichs-
gräfl. Archivs vor sich liegen; er beruft sich auf alle Archive
in Deutschland und in Schweden; die Protokolle, die er an-
führt, sind von vier, dann fünf beeidigten Protokollführern auf-
genommen und nach erfolgter Kollationierung ausgefertigt.
Nur in einem Bericht über eine Konferenz der Evangelischen
bei dem schwedischen Gesandten am 6. Apri l 1648 finde ich
eine Erwähnung einer im M a i 164? zwischen ihnen und den
Kaiserlichen getroffenen Vereinbarung über Pf.-Sulzbach, aber
fix und fertig kann sie nicht geworden sein; denn was einmal
formell ins Reine gebracht war, das war eben fix und fertig
und konnte und durfte nicht mehr aufgenommen werden. Das
war von vorneherein ausgemacht. (Vgl. auch S . 104.)
Fahren wir fort l (v. Meiern IV. S . 158.) Kaum sind
acht Tage vorüber, hat sich die Sache geändert. I m allge-
meinen bestehen wohl bessere Aussichten für die Evangelischen
und für ein friedliches Übereinkommen, was sich besonders bei
einer Konferenz zwischen Polmar und Salvius am 25. März
zeigt, dagegen ist man ?tz«^ (S . 159) bei Ziff. (tz) 14 hin-
sichtlich Sulzbachs und Hilpoltstein über den vormärzlichen
Zustand nicht herausgekommen: „darüber ist man vornehmlich
der Herrn Neuburgischer Gesandten starken Opposition halber
nicht richtig!" Bayern versprach, dabei sein Möglichstes zu
thun; da um diese Zeit wegen der Kur- und Oberpfalz ver-
handelt wurde, suchte es die Evangelischen bei guter Laune
zu erhalten. Diese beschlossen (v. M . IV. S . 16?) zunächst,
wenn es nicht anders gehe, solle die Oberpfalz bei Bayern
verbleiben, doch daß den Augsb.-Conf. Verwandten sowohl w
der Untern- als der Oberpfalz das oxoreitiam roliziomZ ge-
lassen, auch den Exulanten die Rückkehr vergönnt werde, mit
dem Anhang, daß dies alles null und nichtig fein solle solange,
bis der punetus ßravawmuN und anderes seine völlige Rich-
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tigleit erhalten habe. Auf Oxenstiern's geltend gemachte Be-
denken wurde definitiv wegen der Oberpfalz beschlossen, daß
diese bei Bayern verbleiben solle unter der Bedingung der
Religionsübung im obigen Sinn. Man war der Meinung,
man sei Bayern sehr entgegengekommen; ob es m puueto
ßravammum Beförderung thun werde, darüber war man
freilich in Sorge.
Eben zu dieser Zeit wurde eap. 12 (im Fr.-Instr. V.
ß 30—36) 6o kwtonoima et Kundus sudäitorum circa re>
lissiousW von beiden Seiten energisch in Angriff genommen.
Der Entwurf der Kaiser!. Gesandten vom 30. März weicht
nur in geringen Kleinigkeiten von dem Wortlaut des Friedens-
Instrumentes ab, vgl. den gebrachten Wortlaut und den Vor-
merl in den Klammern. Die früher in eap. 12 und 15
behandelten Punkte wurden in das nunmehrige 12. Kapitel
(§ 30 — 36) zusammengeworfen.
Mittlerweile war zwischen den Kaiserlichen und Frank-
reich der Friede fast völlig vereinbart und hatte der Kaiser
mehr Luft bekommen. Als der schwedische Gesandte am
30. März bei Trautmannsdorf vorsprach, wollte dieser fast
alle Tags zuvor bewilligte Artikel wieder zurückziehen und in
den' „nachfolgenden" Stücken nicht das Geringste von seinem
Projekt aufgeben.
Ward in tz 30 (Kap. 12) am 31. März (n. St.) wegen
der mittelbaren Grafen zc. ausgemacht, daß ihnen das Reli-
gionsexerzitium v. I . 1624 belassen bleiben und alle solcher
Observanz zuwiderlaufende Verträge und Übereinkommen auf-
gehoben fein sollten, wurde in § 34 sogar wegen derjenigen
Unterthanen gegenteiliger Religipy, welche zu keiner Zeit des
Jahres 1624 öffentliche oder private Übung ihrer Religion
hatten oder welche sich nach dem Friedensschlüsse einer gegen-
teiligen Religion anschließen würden, beiderseits Vereinbarung
getroffen und sollte man meinen, die Sulzbachischen Unter-
thanen, hoch und niedrig, seien in diese ßtz eingeschlossen —
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Pf.-Sulzbach bildet noch immer einen Spezialfall und verur-
sacht besondere Verhandlungen, (v. Meiern IV. S . 177.)
Salvius bemerkt in seinem Protokoll über die zwischen
ihm und Volmar am 31. März stattgehabte Konferenz: Es
bleibt bei unserm Art. XIV umsomehr, als Herr Volmar
bei Art. X I I sich dahin aussprach, Verträge, welche über die
Einführung und Aufrechterhaltung einer Religionsübung ein-
gegangen worden seien, seien zu beobachten und zu halten.
Aber das an den Kaiserlichen am 4. Apri l Vergebene
Projekt hat wegen Sulzbachs noch die Fassung vom 5. März
(Schloßkapelle :c.). Die Evangelischen finden überhaupt darin
manches mit Volmar Vereinbarte wieder zurückgezogen. Alten-
burg macht nun den Vorschlag, „daß gleichwie aus solcher
Zurücktretung der H. Kaiserlichen neben andern Umständen fast
eine vorhabende gefährliche Disfolution gegenwärtiger Traktaten
solchergestalt zu ominieren sei, daß man dadurch allen Aus-
wärtigen zum Raub gemacht werden und den Evangelicis
schwere Verantwortung zustehen würde, also nunmehr das
Beste w ä r e , d a s j e n i g e , was d i e s m a l nicht zu er -
heben, G o t t zu befeh len und l i eber nachzulassen
als den blutigen Krieg mit großer Gefahr :c. fortzusetzen.
Das Weitere solle man dem H. Salvius überlassen, was er
noch herausschlagen könne, das solle er versuchen." Und wird
diesem Vorschlag per majora zugestimmt. l?ap. XIV (Sutz-
bach) sollte von nun an unter den speziellen Punkten seitens
der Evangelischen nicht mehr erwähnt werden, wenn der letzte
Versuch. 8alvi i vergeblich sein sollte. I h r Vorschlag lautete
jetzt (4. April a. S t ) : ?a!atim Zolisbaosusis Mtu8 pro-
vinoialvs et snbäiti, U60iwn Viduaö ?a1. Nilp. Moialss
et wmistri mäi^ ouN6 et alwuiFOuao restituauwr in eum
, quo äio 1. ^anuarn 1624 tüoruut, ca.389.ti8 ot ad-
0Nmbu8 3. kiüatmo NoudurKieo' m oontranuN imo-
t6nu8 attontati8) also wesentlich mit der Fassung vom 27. Fe-
bruar übereinstimmend, nur in der Form etwas gemildert.
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Bevor die Schwedischen mit ihrer Formulierung fertig
werden konnten, wurde am 9. Apri l ein neuer Vorschlag der
Kaiserlichen mit der Erklärung überreicht, daß, wenn die Evan-
gelischen damit zufrieden sein wollten, sie dabei vom Kaiser
und Reich geschützt werden sollten, wo nicht, würde man kaiser-
licherseits gegen denjenigen, der damit nicht zufrieden wäre, in
keiner Obligation stehen.
Infolge dessen trat eine Spaltung unter den evangelischen
Gesandten ein. Die einen erklärten, sie könnten sich nicht
darauf einlassen, da sie den schwedischen Gesandten eben erst
Vollmacht gegeben, m ihrem Namen mit den Kaiserlichen zu
verhandeln. Absicht der letzteren wäre, daß sie, die Evange-
lischen, mit den Schwedischen zerfallen sollten. Da sie aber
hörten, daß sich Schweden nichts aus der Sache mache, hörte
das Schisma auf und wurde die Beratung fortgesetzt.
Das von Volmar am 10. Apri l erhaltene Verzeichnis
der der katholischen Erklärung gemäß an ihrem Entwurf vor-
genommenen Änderungen begreift Sulzbach nicht in sich. Die
Fassung des Instruments ist wie früher: Schloßkirche. Es
erscheint demnach diese Sache, da die Evangelischen keinen
Widerspruch erheben, als erledigt — aber durchaus nicht nach
Wunsch der Evangelischen und zu Gunsten der Sulzbachischen.
Die weiteren Verhandlungen schreiten vor „mi t gutem
8uoe683." Am 27. Apri l teilt Salvius mit: Die Oberpfalz
werde an Bayern abgetreten mit dem Vorbehalt der Wieder-
einlösung, auch müßte die evangelische Religionsübung darin
verbleiben. (Der Ausgang war freilich ein anderer. Vgl.
was vom 4. Septembet 1648 beigebracht werden wird.) I n
dem unterm 1. Ma i 164? eingereichten, etwas abgeänderten
Aufsatz der Evangelischen ist Sulzbach nicht erwähnt. I m
M a i 1647 soll aber Volmar oder Trautmannsdorf das Placet
abgegeben haben! Ich finde in dieser Zeit überhaupt keinen
Raum dafür! Und wo sollte er sein? Bei der Beratung der
Vvangeltschm über die noch bestehenden Differenzen am 3,
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und 5. Ma i wird bemerkt, daß eine Meinungsverschiedenheit
nur noch über die Generalregel 6s M v roformauäi, Nnuexo
Mri wrr iwr i i obwalte, welche die Kaiser l ichen fest be-
haupteten (§ 30 Art. V), die Evangelischen aber a ls
der nächstfolgenden D i s p o s i t i o n (§ 31 „boo tannu
U0u okstauts eto.") zuwider und gegen die private Ge-
wissensfreiheit allzuweit ausgedehnt erachteten. Sie bean-
tragten, der betr. Passus § 30 solle ausbleiben. Damit wäre
Sulzbach gerettet gewesen für die Evangelischen, aber — der
PN88U8 blieb darin. Nur noch drei Punkte bildeten am 3. Mai
Steine des Anstoßes. Die allgemeine Amnestie (Art. I I I und
I V des Instruments), die besondere, partikuläre in den Erb-
ländern und die Justiz (d. h. die Besetzung des Reichskammer-
gerichts und des kaiserl. Reichshofrats).
Also: Pfalz-Sulzbach ist vorläufig aus der
Liste der sx oa.pit6 ßt-avamiuum zu Restituieren-
den gestrichen, bezw. ausgelassen!
Freilich, nach der von den schwedischen Gesandten ver-
faßten Zusammenstellung der Differenzpunkte in den beider-
seitigen Friedensschlußentwürfen, datiert vom 30. Dezember
164? (v. M . IV. S . 848), heißt es Art. IV. § Pfalz-Sulzbach.
„Von diesem sei vorgemerkt und eingesetzt, was zu Osnabrück
im Monat Ma i in folgender Weise gegenseitig gebilligt worden
ist: ?alatiuu8 8o1i8dH(;OU8i8 uua ouN äitiomdu8 et 8ud-
äitl8 8w8 kaoreältariis in oooi68ia3ti(;i8 ot politioi« lS8ti-
tuatur in 6Uw Mtüiu, in yuo auto äo3titutiou6m DommU8
pareug eMäew iusrit, 3.ttontati8 ab 00 tsmpolO
ot oo88autibu8. Lstiusat tamou patruu8
u8, äo oaowro Mra in äitiombu3
63. ip3i o0Npstuut." Wenn diese Formel die von
Volmar durch sein „?1acet" approbierte sein soll, so beziehe
ich mich auf das S. 89 und hiebevor Gesagte. Trautmanns-
dorf kann überhaupt nicht unterschrieben haben; er war auf
Galvms nicht gut und unmittelbar nach der Jett, die ich als
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die für Sulzbach speziell günstigste bezeichnet habe, am aller-
schlechteften zu sprechen; er mochte mit Salvius gar nicht mehr
konferieren, sondern schob seinen Adlatus vor. Er war so
voll Verdruß, daß er unbedingt abreisen wollte und es kostete
alles Zureden der Schwedischen und anderen, daß er blieb.
Es mag mit diesem Placet sein wie ihm wolle, mich
wundert nur das eine, daß, wenn Volmar wirklich in den
schwedischen Entwurf wegen Sulzbach das Wort einschrieb,
man nicht stärker das betonte und darauf beharrte. War
man im Ma i 1647 wirklich einig wegen Sulzbachs und be-
standen nur die angeführten drei Differenzpunkte, am 18. Juni
164? (v. M . IV. S . 620) bildete Sulzbach wieder den Stein
des Anstoßes. Nx oapits Fravammum wurde Sulzbach da-
mals nicht restituiert. Die weiteren Verhandlungen darüber
neben denen ex eapits amuMlae herlaufend s. S . 102—103.
L . Verhandlungen über Vfalz Sulzbach ox oapito
Galvius führt selbst am 2. Ju l i unter den noch nicht
beglichenen Punkten als 13. auf: oxeroitiulu rolizionis in
Sulzbach, (v. M . tow. lV. pa^ 636.)
Die Ieitverhältnisse waren nachgerade schwieriger ge-
worden, ^ok. äs ^Vortk war zum Kaiser übergegangen, in
Ital ien, Katalonien und Flandern hatten die Kaiserlichen Vor-
teile erlangt; sie stellten sich deshalb auf die Hinterfüße, waren
zurückhaltender. Graf von Trautmannsdorf reiste auch wirk-
lich und endlich am 6. J u l i von Münster nach Frankfurt ab.
Einige Zeit hören wir von Sulzbach nichts, erst im
November (am 23. n. S t . * ) erscheint es wieder als Gegen-
stand der Verhandlung. Diesmal sind es die Katholischen,
*) Ob die Angaben „alten" oder „neuen S t i l s " immer stimmen,
kann ich nicht garantieren. Hier nehme ich den neuen an, weil die
Schrift von den Katholischen ausging; da über die nächsterwähnte Kon-
ferenz evaltgeliftherseits berichtet wird, ergibt sich der alte von selbst.
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von denen der erste Vorschlag ausgeht (d. h. altenmäßig); die
Kaiserlichen stellen den katholischen Ständen u. a. zur Er-
wägung anHeim, in Art. IV , M r68tiw6uäi8" (zuletzt „rs-
8tituti0 in 8tatum pri8tinum 6x eap. g.wuo8tiklo") als be-
sonderen § und zwar hinter Leopold Ludwig (oonf. iu8tr. ?.
. IV. § 22) aufzunehmen: „Oomiti kaiatiuo
sxeroitiuN HuFUZtanao o0nf688i0M8 m
mtra panote8 aula6, pro 86, anließ
ot äomoMois 8M8, oiäom
6t, czuoä pluri8 MN8 ooutra Vommum
6xi8t.imat, ä6 60 ooraw Mäic6
eou!p6t6ut6 via MN8 6xp6N9.tur, Iit6 iutra b!6uu!um a
pudlioatioue pa.oi8 6ui6uäa 6t P06U3. P6rä6uäi Huri» 8p6rati
parti eoutumaoi p08t t6rwiuuw 6lap8Uiu irr6fraß3.bi1it6r
iWp0N6uäa;" d. h. der evangelische Gottesdienst solle dem
Pfgr. Chr. August mit seinem Hofhalt — eine eigentliche Re-
gierung hatte er nicht — soweit derselbe evangelisch war, inner-
halb der Schloßmauern frei stehen; wenn er glaube, gegen
seinen Oheim mehr Recht in Anspruch nehmen zu dürfen, solle
er das vor dem zuständigen Richter geltend machen; der Pro-
zeß sei innerhalb zweier Jahre nach Veröffentlichung des
Friedensschlusses zum Austrag zu bringen, der säumige Teil,
wenn der Termin abgelaufen, zur Strafe unverbrüchlich, un-
bedingt seines erhofften Rechtes für verlustig erklärt sein.
Auf einer Konferenz der Evangelischen am 27. November
1647 bei Volmar bemerkt letzterer, einer der Hauptpunkte,
daran die Katholischen Anstoß nehmen, sei 2) das von den
Evangelischen beanspruchte Recht der freien Religionsübung
bei Sulzbach.
Bewegte sich der kaiserliche Vorschlag schon in gewiß sehr
mäßigen Grenzen, um Nachgiebigkeit an den Tag legen zu
können, so erwies sich das wirkliche Angebot der katholischen
Stände vom 7. Dezember als noch winziger (v. M . IV.
S. 821). Es Meßt sich dem Vorschlag an, nur wird dn
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0096-6
97
Gottesdienst ausdrücklich auf den in der Schloßlapelle zu
Sulzbach, nicht etwa auch in Königstein oder Vohenstrauß,
beschränkt und, wenn der Pfalzgraf auf den Rechtsweg ver-
wiesen wird wie dort, ein Termin nicht gesetzt; Pf.-Neuburg
kann die Sache bis zum jüngsten Tag hinausziehen.
Da sie in ihrer „endlichen" Erklärung vom 12. Dezember
Pf.-Sulzbach nicht weiter erwähnen, zeigen sie an, daß es bei
dem Angebot vom 7. oju8(I. verbleiben soll. Auch von den
Kaiserlichen ist ein Mehreres nicht zu erlangen. Volmar
erklärt am 25. Dezember in seinem Vortrag an die Evan-
gelischen (ich meine, es heiße ausdrücklich „a. St.") , sie, die
Kaiserlichen Gesandten hätten wegen Sulzbach auf vorher-
gegangene Rekommandation von Kur-Mainz, -Köln und
-Bayern erst selben Tag von der Rom. Kais. Majestät
wiederholten ausdrücklichen Befehl erhalten, daß sie bei dem,
wie es in dem kaiserl. Instrument gesetzt sei und Pf.-Neuburg
gewilligt hätte, stricto verbleiben und ganz nichts mehr nach-
geben sollten.
Die Schwedischen referierten am 30. Dezember (v. M .
IV. S . 848): was sie im M a i vereinbart gehabt und „die
Kaiserlichen bei der Veröffentlichung des vorgedachten Ent-
wurfs ausgelassen hätten", das hätten sie wieder aufgenommen
und auf Wiederherstellung der getroffenen Vereinbarung und
deren Giltigkeit gedrungen. Endlich seien sie mit den Kaiser-
lichen (trotz deren Erklärung vom 25. Dezember) dahin über-
eingekommen, den Aufsatz der Kaiserlichen vom 23. November
anzunehmen, nur werden die Worte „innerhalb des Schloß-
hofes" (-mauern) ausgelassen und noch die Erweiterung gemacht,
den Hofbediensteten und seinen Unterthanen, welche derselben
Religion sind, solle die Religionsausübung frei sein; das
übrige ganz wie am 23. November.
Am 10. und 11. Januar 1648 faßten die Evangelischen
endgiltigen Beschluß und wollten damit ihre Friedensliebe
Mndgeben ( „ M i m a . LvauFolicol-um amore paois
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Wegen Pf.-Sulzbach wünschte man, daß es bei dem ersten
Aufsatz (Mai) bleiben könnte; weil man aber von allen Ka-
tholischen so starke Oppositionen vernehme und diesem Herrn
der Generaltermin sowohl hinsichtlich der Amnestie als wegen
der kirchlichen Beschwerden, indem die Störung erst 1627
angefangen, zu gute komme (und doch so viele Liebesmühe!),
wäre am ratsamsten, ihn mit der Generalität zu saldieren.
Der Weimar-Eisenach-Gotha'sche gibt zu Protokoll: Er habe
mit Verwilligung seiner fürstl. Herrn bisher die Pf.-Sulz-
bach'sche Sache betrieben; er bedanke sich uomms (^I»i88imi
geleisteter rühmlicher Assistenz und bäte um der Gesandten
fortgesetzte Bemühung, daß es bei dem im M a i zwischen Kaiser-
lichen und Schwedischen verglichenen Projekt sein Verbleiben
habe, sintemal alle Umstände das Recht dieses unschuldig ver-
folgten Herrn an den Tag legten; äußersten Falls, wenn sie
wegen Opima^terto Pf.-Neuburgs nicht dazu gelangen könnte,
"möchte man ihre f. Gn. lieber gar auslassen, doch wann (i. S<
unter der Voraussetzung) m puneto amu68tias der Überein-
kunft der Vorbehalt, daß dem Rechte der Übergangenen nicht
vorgegriffen sein soll, erhalten und in tz 12 der ßravNmmuW,
yuoa6 pnun Fraäus oonwuta ungehindert behauptet würde,
dann sonsten (— außerdem) ich von übrigen zu weichen nicht
würde verantworten können, (v. M . IV. S . 872.)
Darmstadt votiert wegen Sulzbach wie Weimar, bittet
noch Hilpoltstein beizusetzen.
Württemberg: Sulzbach müsse er sx 8p6via!j manäato
assistieren, es falle m roßulam terwiui ot M i 8 wrnwru oou-
trovsrgi ( i . 6. unter Art. V. § 43, wornach, wenn über die
landesfürstl. Obrigkeit Zweifel oder Streit bestand, dem, der
das Gebiet i, I . 1624 inne hatte, bis zum Austrag auf dem
Rechtsweg das gleiche Recht verbleiben sollte, was nämlich die
öffentliche Religionsübung anlangt. Warum die Evangelischen
hiezu am 11. Januar 1648 (v. M . IV. S . 880) die Bei-
fügung, auf welche die Katholischen sofort eingingen, bean-
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tragten: 8ubäiti vew pwptor mutawm intorim
P6uä6ut6 wl-ritorü coutiovorsia lui^rare uou
ist m i r , da es sich um Pf.-Sulzbach handelte, unfaßlich.)
Mecklenburg, Anhalt und Henneberg stimmen wie Weimar.
Weiter wird (am I I . ) beschlossen, den Eingang des Art. l V
des Fr.-Instr, welcher begonnen mit den Worten: „Ut tamen
8p6(ialiu8 constet" 6t«. abzuändern in : , M yuamvis" 6w.
wie er wirklich lautet, und beizufügen: „ i ta tamsn^ ut qui
expl'6886 N0n nominltti V6l Gxpuueti sunt) proptftrea pro
0Nli88i8 V6l 6xclu8l8 N0U dadeantur", daß die, welche aus-
drücklich nicht genannt oder gestrichen worden, sür übergangen
oder ausgeschlossen nicht zu erachten seien.
Letzterer Punkt wurde bald geregelt. Zwar teilte Volmar
(v. M . IV. S . 894) am 27. Januar den katholischen Ständen
mit, die Evangelischen hätten erklärt, die nicht ausdrücklich er-
wähnt seien, sollten nicht für übergangen oder ausgeschlossen
angesehen werden; darin ließen sie es bei ihrem Entwurf des
Friedensinstruments. — Die Katholischen wollten sich einer
Klausel nach dem geraden Gegenteil bedienen: was sie nicht
gesetzt, das sollte als übergangen gelten. — Die Formulierung
der Evangelischen ward dann doch in das Friedensinstrument
aufgenommen. — Da die Katholiken erinnerten, die oa^at io
rerum Mäioatarum, tl'kM8aotioimm (es scheint sich um V.
§ 33 gehandelt zu haben), die Nichtigerklärung der durch
Richterspruch und Vergleiche abgethanen Sachen solle ausge-
lassen werden, lachte Volmar und meinte: „Wenn die Herren
es zufrieden, wollen wir die Kassation wohl auslassen."
Man sollte nun meinen, man könne sagen: Gott Lob l Sulz-
bach ist untergebracht. Wenn auch nicht Oxpre886 genannt, ist es
doch im großen Haufen beschlossen und das ist so gut und noch
besser als das andere; aber so glatt ging die Sache keineswegs ab.
Am 18/28. Januar (v. M . IV. S . 905) fand Konferenz
der Evangelischen bei Volmar statt. Auf dessen Bemerkung,
die Schweden hätten erklärt, der ß wegen Sulzbachs sei ganz
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auszulassen, entgegneten die Evangelischen, dies sei unter der
Voraussetzung geschehen, daß S . f. Gn. von der Regel und
dem Termin der Restitution des Jahres 1624 deshalb nicht
ausgeschlossen sein solle, sondern diesfalls unter der Regel
begriffen bleibe, wie das auch Graf Trautmannsdori's Meinung
(wann?) gewesen sei, denn andernfalls würde Pfgr. Christian
August schlimmer daran sein (äotenong eouäitiom8) als alle
anderen, die des Termins genießen.
Die Kaiserlichen erklärten, dies aä resoreuäum zu nehmen
und mit den Neubmgischen daraus zu reden, und nahmen
dann einen Abtritt.
Damals (am 18./28. Jänner) lagen noch acht Punkte vor,
welche Schwierigkeiten bereiteten, (heißt es nun im Protokoll
der Evangelischen) und es zu keinem Schluß kommen ließen,
darunter in erster Linie Pf.-Sulzbach; doch da man sich des
Termins des Jahres 1624 getröstet, glaubt man seinetwegen
über alle Berge hinübergekommen zu sein. Der Pfalzgraf
solle nur dieses Auskunftsmittels sich bedienen und Besitz er-
greifen; der Kurfürst in Bayern werde es nuchsehen und der
Exekution sich nicht widersetzen. <v. M . IV. S. 908.)
Aber wie ein kalter Strahl wirkte es, als die Straß-
burgischen am 22. Februar/3. März (v. M . IV. S . 919)
berichteten, was die Kaiserlichen ihnen, den städtischen Abge-
ordneten, eröffnet hatten. Darnach bestand eben doch wegen
der Restitution in Sulzbach eine wesentliche Differenz. „Die
Neuburgischen Gesandten wollen durchaus nicht darein willigen,
daß iu ,'6FuIaN rftgtitlttioms miteingesiickt werde, was in
puuow SravammuN ausgemustert Wochen, weil Pf.-Neuburg
das M territoriale dadurch benommen, die aufgerichteten Ver-
träge gelöchert würden. Da nun I . Kais. Maj . viel daran
gelegen, daß Sie, wo nicht aller und jeder, doch wenigstens dex
vornehmsten katholischen Stände und darunter besonders auch
Pf.-Neuburg's Konsens bei Aufrichtung des Friedens haben
könne, als werde man verhoffentlich evangelischen, vornehmlich
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aber städtischen Teils leine- weitere Schwierigkeit und Umständ-
lichkeit, weniger eine oausam deili machen." So machte es
I . K. Majestät immer; sie ließ verhandeln und zu Faden
schlagen, bis wirklich der Knoten geschlungen werden sollte;
da im letzten Augenblick kam die K. Ma j . noch mit irgend
einem Wunsche: um dieser Kleinigkeit willen werde man die
ganze Sache nicht zerschlagen oder gar den Krieg wieder aus-
brechen lassen.
Es wundert uns nicht, daß am 24. Januar (v. M . IV.
S . 924), als die Erklärung der Katholischen bei den Evan-
gelischen verlesen wurde, über den Inha l t derselben ein jeg-
licher betrübt wurde, weil er so gar nicht den Erwartungen
der Evangelischen entsprach; denn was sie selbst zugestanden,
nahmen jene an, in den übrigen Punkten blieben sie auf ihren
früheren Forderungen stehen, ja brachten noch neue Wunsch-
zettel auf die Bahn.
Der Entwurf der Katholischen vom 29. Januar 1648
Sulzbach betr. lautete demnach geradeso wie am ?. und
25. Dezember 1647. Der Ausdruck pro oun88i8 ve! sx>
olu8i8 bleibt freilich, aber Pf.-Sulzbach geht diese Bestimmung
nichts an. Wozu hätte es sonst der Verhandlungen noch
bedurft?
, Die Begründung ihrer Hartnäckigkeit leiteten die Katho-
lischen von dem streitigen Landeshoheitsrecht, dem jure torri-
w n i eoutrovor80 her, wegen dessen im Art. V. § 43 (oap.
X lVb) bereits die Formel vereinbart war. (Wir haben sie
S . 98/99 bereits gebracht.)
Von welchen Reciprocitäts- und Toleranzansichten die Ka-
tholischen beseelt waren, dafür diene zum Beleg die Erklärung
Mehl's (Kur-Mainz): die Katholischen könnten nicht einräumen,
daß unter ^nF.-^ouk. Obrigkeit katholische Leute ohne Reli-
gilmsübung (Gottesdienst) lebten, denn solches laufe gegen die
kirchlichen Gebote. Die der ^UF.-Oonk. zugethan, könnten
wohl ohne Gottesdienst unter Katholischen leben, aber die
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Katholischen müßten das ex6rcitium haben, welches ihre Re-
ligion mitbringe und könnten ohne dasselbe nicht leben, und
also wäre es nichts, daß die der Hu^.-Oouf. Iugethane das
Gleiche in diesem Punkte ansprächen.
Am 11. Februar bestanden noch vier Hauptdifferenzen:
1) Pf.-Sulzbach, 2) Baden-Durlach, 3) Sayn-Wittgenstein und
„^anäkln 0NM6?." (Art. IV. § 51.)
I n der am 13. Februar bei Oxenstierna abgehaltenen
Konferenz zwischen den beiden Parteien, wozu derselbe zwei
Zimmer mit gleichmäßigen Tapeten hatte behängen lassen,
damit weder die eine, noch die andere Partei es für eine
Ungleichheit des Traktaments halten könnte, beharrte Kur-
sachsen, das sich bisher immer zurückgezogen gehalten hatte,
bei der Formel vom 30. Dezember 1647. (v. M . IV. S . 1013.)
Wie v. Meiern nachträglich im V. Band S . 222 eines
Schreibens des Pfgr. Christ. Aug. vom 30. November, pras8.
29. Dezember 1646 erwähnt, worin dieser gegen einen durch
den Druck veröffentlichten Bericht. Neuburgs protestiert und
um vollständige Restitution und Eintrag derselben in das
Friedensinstrument bittet, so soll dieses auch hier nachträglich
gedacht werden, ebenso eines Vorschlags, den Schweden (v. M .
V. 459) in einem Aufsatz vom 14. Apr i l 164? übergab:
Oomitog kalatmi 8oli8däe6U8S8 in oum stlltum, in yuo
reg eorum ab kwo 1615 U8W6 aä 66ßtitution6m anuo 162?
exoeutam fusrunt, per omina reämwßlkutur, aotiombus
tamsu in patruum, Nueom NeoburAjoum, ooNpeteutikug 6
t68tameutl8 Meti8yu6 NaMum 8alvi8, tractatu amieadilig
eouooräiae tol'minaudi8. Die Pfalzgrafen von Sulzbach,
Christian August und seine Brüder, sollen in den Stand, in
dem sich deren Erbämter von 1615 bis 1627, wo die Desti-
tution stattfand, in jeder Hinsicht wieder eingesetzt werden;
die ihrem Onkel von Neuburg zukommenden Rechte sollen
gemäß den für zu Recht bestehend erklärten Testamenten und
Verträgen der Vorfahren freundschaftlich verhandelt und
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glichen werden. — Dieser Vorschlag fand auf der Gegenseite
keine Beachtung.
I n dem im Februar 1648 aufgestellten kaiserl. Entwurf
m pumto autouomias findet sich Sulzbach nicht erwähnt;
man erachtete wohl § 33 „?a0ta autsm" oto. für genügend.
Am 8. März 1648 wurde der prmotus autonomes
verglichen, die Einsetzung der schlesischen Unterthanen zuge-
gestanden, im § koo tamcn nou okswute nach langem Ver-
handeln statt 8ola colwiventia, wie man katholischerseits ge-
setzt hatte und beibehalten wollte, sola. 6om^u6 obZsrvautia
eingefetzt.
I n Art. IV. sollte Sulzbach erwähnt werden, aber freilich
nur, wie die Kaiserlichen am 23. November 164? vorgeschlagen
hatten. Kursachsen verhielt sich wieder ganz passiv, bezw. re-
serviert, da der Kurfürst Auftrag gegeben hatte, möglichst den
Kaiserlichen zuzustimmen. Eine am 5. Januar 1648 abge-
gebene Erklärung bewegte sich demgemäß ganz im katholischen
Fcchrwasser. Die übrigen evangelischen Gesandten konnten sich
zur Annahme des kaiserl., bezw. lathol. Angebots nicht ent-
schließen.
Unter den strittigen Punkten befand sich noch der, daß
die Katholischen gehalten werden wollten, die protestantischen
Unterthanen in ihren Landen und Gebieten zu dulden; eben
dem widersprach Kursachsen; doch wurde der betr. Absatz als
§ 34 „klaeuit porro" etc. in Art. V. aufgenommen. Es
war nur noch Pf.-Sulzbach und die Hessen-Kasselsche Satis-
faktion nicht in Ordnung. Beide Punkte wurden zurückgestellt,
Hessen-Kassel in einem besondern Artikel (XV) erledigt. M i t
Sulzbach kam es zu keinem Ende und Ziele. Der Art. V.
6s Aravamilndu8 6ccl68ia8t. wurde am 12. März gar zu
Ende gebracht, bezw. konstatiert, daß man darüber bis auf
Sulzbach beiderseitig einverstanden sei und am 14./24. März
unterschrieben. Sulzbach hätte nachträglich noch eingesetzt
werden können; doch hatte man wohl beiderseits eingesehen
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0103-9
IN
baß leine Aussicht, bezw. leine Geneigtheit dazu bestehe. An
Art. V. ward nichts mehr geändert.
Sollte Pf.-Sulzbach überhaupt noch exproßss geschützt
werden, so blieb nur das übrig, es unter Art. IV. 60 am-
ve8tm unterzubringen. Die Verhandlungen nahmen auch
sofort am 28. März ihren Anfang Die Evangelischen steiften
sich zunächst auf die verglichene Regel der allgemeinen Amnestie,
2) auf dieDbservanz des Jahres 1624, wie man sich deshalb
in p. Arav. verglichen habe, 3) auf das cap 14 ebenda, daß
wo das M torntorN) wie in diesem Fall strittig sei, es bei dem
6X6reitio pudlieo, wie es «rmo 1624 gewesen, bis zum gericht-
lichen Austrag der Sache zu lassen sei. (v. M . V. Buch 40, ß 11.)
Wenn die Katholischen erklären, man solle diese Sache m
M-6 terimm und bei der Regel lassen und derselben nicht ge-
denken, der Weimar'sche Gesandte als Vertreter Sulzbachs
damit einverstanden ist, wenn sich der Kurbayrische erkläre,
S . Kurs. Durchl. als Kreisoberster und ausschreibender Fürst
werde die Exekution nicht hindern, und letzterer erwidert, was
in den Friedensschluß gesetzt werde, dabei habe es von Seite
Sr . Kurs. Durchl. sein Bewenden, so scheint alles einträchtigen
Herzens und Sinnes und die Sache geordnet zu sein. Am
1. Apri l (Ostersamstag) erklärt Bayern, in puuow amuestiao
seien nur noch drei Punkte zu erledigen; Pf-Sulzbach ist da-
runter nicht. (Auf O s t e r m o n t a g — lange Ferien gönnte
man sich nicht — f r ü h ? U h r wird die nächste Konferenz
anberaumt.) Am 5. Apri l wendet sich v. Thumshirn an den
Grafen Ozenstierna mit der Frage wegen Pf.-Sulzbachs, ob
Sr . f. Gn. genommenem Verlaß nach nicht gedacht werde,
worauf dieser entgegnet, es bleibe dabei, daß er 8ud rsßulg.
begriffen, ob er gleich nicht ausdrücklich genannt werde; damit
seien auch die Kaiserlichen zufrieden gewesen.
Am 6. Apri l (v. M . V. S . 697) wird der Passus qui
expresso uou uommati vel sxpunoti 8unt, welcher im Auf-
satz noch nicht stand, auf Monieren der Evangelischen eingefetzt.
Sie erklären zugleich, sie seien es zufrieden, daß Pf,-Sulzbachs
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nicht besonders gedacht sei Um jedoch sicher zu gehen, möchten
Sie in Erinnerung an die Verabredungen vom 26. Apr i l des
vorigen Jahres i n s P r o t o k o l l es aufgenommen haben, daß
die Auslassung dem Pfalzgrafen keinen Schaden bringe, er
durch die Regel gedeckt sei.
Jene: Sei der Herr unter der Regel, so bleibe er dar-
unter; künftig müsse der Richter erkennen, ob er darunter sei.
Evangelische: Die Restitution müsse jetzt richtig sein und
nicht erst künftig durch den Richter entschieden werden.
Kaiserliche: Man möge sich nicht aufhalten; das ge-
schehe nicht.
Evang.: S o müsse man darauf stehen, daß der Artikel
gesetzt werde, wie er e x p r e ß vor diesem verglichen worden sei.
Jene: Die Sache fei immer strittig geblieben.
Evang.: Herr Volmar werde es in den Protokollen wohl
finden, daß solcher Punkt am 26. Apri l richtig abgeredet worden
sei; Graf Trautmannsdorf sei dessen auch nicht in Abrede
gewesen, als man darauf nach Münster gekommen, sondern
habe nur gesagt, die Neuburger opponierten auf das heftigste.
Jene: Es könne nicht sein.
Evang.: Begehrten zu wissen, ob S . f. Gn. der General-
amnestie genießen solle oder nicht.
Polmar: Wir schließen ihn nicht aus, sondern lassen ge-
schehen, daß S . f. Gn. sud re^ula und der Amnestie genieße.
Evang.: M i t solcher Erklärung könnten sie zufrieden sein,
bäten, es in dieses Protokoll aufzunehmen.
Crane: I m Namen I h r o Kais. Majestät könne er solche
Deklaration nicht zulassen, noch solches zu Protokoll nehmen.
Die evangelischen Gesandten traten nun ab und berieten
sich unter einander und gaben dann die Erklärung ab, sie
könnten nicht glauben, daß man Pf.-Neuburg zu lieb die Regel
durchbrechen wolle, die bereits unterschrieben sei. Sie trauten
dem Kaiser ihnen günstige Auslegung zu und gäben sich mit
Volmars Explikation zufrieden, worauf dieser entgegnete, daß
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sie, die Kaiserlichen, sich praoeiue erklärten, das könnten sie
nicht thun; begehrten den Frieden deswegen nicht aufzuhalten;
die Evangelischen möchten diesen Punkt verstehen, wie sie
wollten. Wenn etwas in facto geschähe, daß sie sich zu be-
schweren Ursache hätten, so habe es seine Maße, aber dahin
komme es nicht.
Die Evangelischen: In puucto oxsoutioms müsse man
der Sache helfen; sie ließen es einfach dabei.
Hierauf beschlossen die Evangelischen auf der Konferenz
bei den Schwedischen an demselben Tage noch, darauf zu be-
stehen, daß entweder der Abschnitt wegen Sulzbachs wieder
in dem Wortlaut vom M a i 164? in das Instrument einge-
setzt oder ausdrücklich im Protokoll vorgemerkt werde, daß S .
f. Gn. in dem Termin des 1624. Jahres einbegriffen und
sowohl in kirchlicher als politischer Beziehung völlig in seinen
früheren Stand zu setzen sei.
Tags darauf (v. M . V. S . 703) war wieder Konferenz
bei Volmar und erwähnten die evang. Deputierten, daß zwar
des Pfalzgrafen von Sulzbach in ihrem Entwurf des Friedens-
vertrags nicht gedacht werde und man diesen Punkt auslassen
wolle, doch nur unter der Bedingung, daß der Pfalzgraf unter
die Generalregel falle und in der Restitution mitbegriffen sein
solle, wie sie das in ihr Protokoll aufgenommen hätten.
Volmar (lachend): Sie hätten recht daran gethan, möchten
es noch einmal thun!
Crane aber versetzte, er thue es nicht, daß er es zu Pro-
tokoll nehme.
Die evang. Deputierten: Sie seien mit Volmars gestriger
Erklärung zufrieden. (!)
An demselben Tage noch erstatten sie Bericht über den
Verlauf bei den Schwedischen und dringen darauf, daß bei
den Kaiserlichen zu erinnern sei, daß wegen Pf.-Sulzbach zu
Protokoll genommen werde, diese Sache sei von der Regel
nicht ausgeschlossen worden.
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Die Schwedischen merken es auch ausdrücklich an, daß
Pf.-Sulzbach, Speyer tt., ob sie zwar nicht genannt, sondern
gestrichen seien, doch unter der Generalregel begriffen seien.
Tags darauf, am 8. Apr i l (v. M . V. S . 709) findet
wieder Beratung bei den Schweden statt. Letztere schlagen
vor, wenn die Kaiserlichen es nicht thäten, sollten die Evan-
gelischen die Sache in ihr Protokoll setzen. (Das war aber
den Kaiserlichen zum Lachen!) Der Weimar'sche meint, wenn
man nur einen Auszug aus dem kaiserl. Protokoll haben
könnte, daß m amn68tia auf den einfachen Besitzstand (nuäam
P088688ion6m) gesehen werde. Die Schwedischen sollten bei
den Kaiserlichen andeuten, man lasse die Sache unter der
Regel, sowohl seitens der Kronen als der Stände.
Am 11. Apri l wurde der Artikel cls amu^t ia , ^ r t . IV.
mit den Korrekturen unterschrieben, ohne daß man über Pf.-
Sulzbach zu einem Schluß gekommen wäre.
Es ist nun nur noch zu bemerken, was bei den Ver-
handlungen über den Schlußartikel 6o ratikakitiouo (^rt.
X V I I ) , die Genehmigung durch die Mächte und die Stände
selbst Hieher Einschlägiges vorkam, (v. M . VI . Band.)
I n der Plenarsitzung am 13. J u l i 1648 (I. o. S . 101)
kam unter den am Friedensinstrument von den Kaiserlichen,
bezw. Schwedischen ausgestellten, also den noch nicht beglichenen
Punkten zur Sprache: 12) „Weil Bayern und Neuburg be-
gehrt hätten, bei dem § „(Hui voro ew." (XVI I , 4) r o M u -
tiouem mit isZltims zu beschlagen und hingegen bei der
darauf folgenden rei eoZuitiono das Wort lezitima auszu-
lassen, daraus auch wahrgenommen worden, daß man dadurch
sonderlich die Sulzbachische Restitution zu verzögern oder ab-
zuschneiden versuchte, so solle man (beantragt Schweden) es
bei dem st^Io bewenden lassen.
Mainz: I n Bezug auf die sxooution (^rt . XV I ) lasse
er sich belieben, was derohalben die Kaiserlichen disponiert
hätten und approbiere m puueto a88eeuratiom8 (XVI I „Hm
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vero otc." die Neuburgischen eingestickten und resp. bean-
standeten Worte.
Endlich ging der drei Reichslollegien einmütige Meinung
dahin, 5) der w0äu8 exequsnäi bleibe, wie der lais. Aussatz
laute, doch mit etwas Temperament und könne man circa
a886curati(mem anfangs lcAitimam reZtitutionem aä moäum
supra conventuw weglassen und, daß dabei kein LxcesZ vor-
ginge, bedingen und so fernere Weitläufigkeit verhüten.
Am 18. J u l i werden auf Schwedens Verlangen in den
§ 4 „Hu i vero" im Instrument in ^ r t . äs a886curati0N6
die Worte: „ve l etiam Is^itimo mo6o supra couvsnto st
sine 6xce88u aufgenommen. Hierauf beziehen sich die spä-
teren Beschwerden über die bei den Exekutionen vorgekommenen
oxce88U8) die Übergriffe oder Ausschreitungen.
Nunmehr sind wir endlich, da das Friedensinstrument
am 27. J u l i n. S t . verlesen und definitiv anerkannt, wenn
auch noch nicht unterschrieben wurde — dies geschah erst, nach-
dem man auch mit Frankreich zum Abschluß gekommen war
— am Ende mit dem Bericht über die Verhandlungen auf dem
Friedenskongreß und das Resultat ist für Sulzbach ein nega-
tives: über diese Sache ist endgiltig noch gar nichts ausgemacht.
Es muß jedoch noch eines angefügt werden, was ein ge-
wisses Licht auf den § Hoc tameu nou owtautO 6tc. fallen
läßt. Am 4. September fanden Verhandlungen wegen des
Vollzugs des französischen Friedensinstruments in Münster
statt. Den Punkt wegen der Kurpfalz, wegen deren, bezw.
wegen der Kurwürde auch Neuburg und Bayern an und hinter
einander kamen, — Neuburg verlangte unter Berufung auf die
Hausverträge, daß die transferierte Kurwürde ihm zukomme,
nicht Bayern —wollten die Franzosen in Bezug auf die Re-
lig'ionsübung anders fassen als im schwedischen Instrument
stand, wogegen die Evangelischen protestierten, weil die Fran-
zosen über der Evangelischen Interesse überhaupt nichts zu
disponieren hätten. Sie forderten die katholischen Stände
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auf, ihnen zu assistieren; diese aber brauchten die Ausrede,
ihretwegen bleibe es bei dem Vereinbarten, den französischen
Legaten hätten sie nichts einzureden. Dabei bemerkte der
kurbrandenburgische Gesandte Wesenbeck, es wäre die Aus-
lassung dieses Artikels dergestalt verglichen, daß hingegen der
Kurfürst von Bayern auch nicht schuldig sein solle, in der
Oberpfalz das evangelische exercitium zu dulden, v. Thums-
hirn erinnerte wohl, er solle sich umtsnaliter nicht einlassen,
aber — „es ist einmal herausgewescn und alsbald von den
Kurbayerischen aufgefangen worden." Der Abschnitt lautete:
„D ie Ausübung der katholischen Religion soll denen, welche
derselben in der Untern Pfalz zugethan sind, frei stehen und
(sollen diese) zur Annahme der andern Religion nicht ange-
halten werden." Hiewegen wurde evangelischerseits verlangt,
daß entweder das Gleiche hinsichtlich der Evangelischen in der
Oberpfalz gelten solle oder daß der Abschnitt ganz ausgelassen
werde, und gerieten die Evangelischen und die Kurbayerischen
darüber hart an einander. Es handelte sich, wie man sieht,
um das M territorii) bezw. das diesem anhangende M8 re-
lormauäi und dem entgegen um den Stand des Jahres 1624.
Endlich kam es zu der Klammer: „Wei l über diese Sache zwischen
Schweden, dem Kaiser und den Ständen anders übereingekommen
ist und zwar dahin, daß sie ausgelassen werde, der französische
Gesandte aber dem mangels eines diesbezüglichen Auftrags nicht
beistimmen kann, so nahm dieser es entgegen, daß er dem
Allerchriftlichsten Könige die Sache berichten wolle." Wer
denkt nicht bei der „Klammer" an die „Klausel"? Wie viele
aber, die die „Klausel" kennen, denken an diese „Klammer"?
Wi r werden diesen Abschnitt abschließend sagen dürfen,
der § Huauww ännäe, das hier festgehaltene und ausdrücklich
gewahrte Hu8 relormauäj, M i territoni et superim itati8
NunVxuN und der darauf folgende § 800 tamsn nou obgtauts
stehen in unlösbarem Widerspruch zu einander und strenge
Logik war zu allen Zchm ^
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a p i t e l I V .
Die Nestilulion des Malzgrafen Ohristilln August und
des eoangelischen Gottesdienstes im Herjoglum
Sulzbach.
Während der zwei Monate, da man nach dem förmlichen
Friedensschluß am 14./24. Ottober die Ratifikation erwartete,
sollten die Sachen, so in ^ r t io . aumeMas et ßrav«mmum
verglichen waren, exequiert und ins Werk gesetzt werden. Das
kaiserliche Mandat deshalb erschien freilich erst am 6. No-
vember 1648. Sofort ergaben sich, was wir vorweg nehmen
. wollen, Differenzen wegen der Religionsübung, bezw. wegen
der Auslegung des § boo tamsu uou obstauts und zwar in
Aachen und Köln. Die Evangelischen waren der Ansicht, auch
heimlich i. I . 1624 geübter Gottesdienst sei durch diesen §
geschützt und erklärte Salvius: dabei wolle die Krone Schweden
mitleben und sterben." Dabei legte sich von selbst die Frage
nahe, an wen die Evangelischen in etwaiger Bedrängnis sich
wenden sollten, und fand ihre Antwort dahin: zu der evan-
gelischen Kurfürsten und Stände Intercession und ihrer am
gehörigen Orte erfolgenden Remonstration.
Wegen des Friedensvollzugs waren im Friedensinstrument
die Bestimmungen dahin getroffen, daß die betr. Kreisobersten
und ausschreibenden Fürsten sie in ihren Kreisen vorzunehmen
hätten. Für den Fall, daß sie dabei selbst interessiert und
deshalb zur Exekution minder geeignet zu erachten wären oder
die Vornahme derselben ablehnen zu müssen glaubten, sollten
die benachbarten Kreisdireltoren und -Oberste (praslootug wi<
W a s oireularig) befugt sein, des Exekutionsamtes im andern
Kreise zu walten.
Daß Kurbayern (mit Salzburg) sowohl aus religiösen
und politischen, wie auch aus verwandtschqftlichen Gründen die
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Exekution in Sulzbach zu Gunsten des Pfgr. Christian August
ablehnte, verstand sich von selbst. Doch legte es auch keine
Hindernisse in den Weg und konnte am 3. März 1649 sagen,
es habe an gemeldte Pfalz, Statthalter und Rat zu Sulzbach
die Ablehnung notifiziert und deren Dank dafür schriftlich
erhalten. Unterm ?. Februar habe es betr. Mitteilung nach
Bamberg und Culmbach als die ausschreibenden Fürsten und
Obersten des benachbarten fränkischen Kreises gerichtet, welche
denn auch die Restitution vorgenommen hätten. Um mil i -
tärische Hilfeleistung sei es seitens der fränkischen Kreiskom-
missäre nicht angegangen worden, so sei keine Ursache zur
Beschwerdeführung gegen Bayern, wie solche unterm 15. Fe-
bruar erhoben worden war, veranlaßt. Bamberg habe Be-
denken erhoben, ob die Exekution in diesem Falle statthabe.
Bayern habe sich um so weniger einmischen können, als nicht
allein die Exekutionskommissäre, sondern sogar alle drei Reichs-
kollegien in Münster und also konsequenterweise auch der pro-
testierenden Stände Abgeordnete selber gezweifelt, ob die Re-
stitution stattfinde, weshalb sie an die Kommissäre der Exe-
kution nur bedingter Weise das Begehren gerichtet hätten,
(v. Meiern VI . S . 909.)
Pfalz-Sulzbach war von den Schweden in ihren Aufsatz
der Wiedereinzusetzenden vom 22. Dezember 1648 und zwar
unter Ziff. 3 sowohl in kirchlicher als politischer Beziehung
gebracht worden, (v. M . VI . S . 750.)
I n Sulzbach sind vorhanden die Pfalzgrafen Christian
August und seine Brüder Johann Ludwig und Philipp.
Ehe die Kommisforien ausgestellt wurden, mußte auch
über die Ar t und Weise des Vollzugs Vereinbarung getroffen
werden. Und machten wegen des arotioris woäi sxsyus iM
die Evangelischen am 2. Januar a. S t . den Vorschlag, bei
den nicht 6xpro88o oder speziell Genannten, sondern unter der
Generalregel Begriffenen sollte auf das bloße kaotuw pog-
8, den am 1. Januar 1624 oder zu irgend einer Zeit
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dieses Jahres bestandenen wirklichen Besitz gesehen, bei denen
in puuoto a.NU68tias eum rssorvatioiw tam reMtueutis
yuam l'68tituenäj alles in den Stand auts bo» M0tu8, also
vor 1618 gebracht, bei denen in puneto ßl-avammum der
Zustand von 1624 eingerichtet werden.
Damit waren die Katholischen nicht einverstanden; sie
wollten statt super laoto p088088iom8 setzen super ip8a po8-
8088i0uo; nicht der Besitzstand, sondern der Besitztitel sollte
gelten, das M terri torü, das in Sulzbach Pfg. Wolfgang
Wilhelm hatte. Hiegegen protestierten die evang. Stände:
die verglichenen Punkte wegen der kirchlichen Bejchwerden und
wegen der Amnestie würden dadurch durchlöchert, bei beiden
sei das Instrument auf das bloße Faktum des Besitzes ge-
richtet und dagegen sei um so weniger etwas zu erinnern,
weil ja den Betheiligten ihre Rechte vorbehalten seien.
Um ihrer Sache sicher zu sein machten die Schweden die
Auswechselung der Ratifikationen von der Ausstellung eines
Reverses über den 8trietior6w woäum 6xeyueuäi, den ge-
nauen Vollzug des Friedensschlusses abhängig, während die
katholischen Stände den entgegengesetzten Weg einschlagen, den
Friedensvertrag vollständig unter Dach bringen wollten; dann
hätten die Weitläufigkeiten über dessen Vollzug wieder beginnen,
dev Vollzug selbst hinausgeschoben und in Frage gestellt werden
können. Es wurde sogar die Ansicht vertreten, mit wem man
leinen Krieg geführt, den gehe auch der Friedensschluß nichts
an, dem brauche man nichts zu resümieren und dies hätte bei
Sulzbach geltend gemacht werden können, und andererseits
die Befürchtung ausgesprochen, es könne geltend gemacht
werden, eine ooeagio Kolli (Kriegsursache) sei nicht gegeben,
wenn in solchem Falle eine Restitution nicht stattfinde. Des-
halb machte Schweden nicht bloß die Auswechselung der Rati-
fikationen, sondern noch entschiedener die EMktorat ion (Ab-
dankMg) seiner Kriegsvölker von der Exekution der Friedens-
besnmmungen und von der Abdankung der kaiserlichen und
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bayerischen Kriegsvölker abhängig. (Verhandlungen vom 11. Ja-
nuar 1649, v. Meiern V I . *)
I m Hinblick auf die in Aussicht stehende Restitution
hatte die Sulzbachische Regierung — eigentlich mehr eine Do-
manialkanzlei — an den Bischof von Eichstädt (ebenso natürlich
auch an den von Regensburg) am 29. November 1648 bereits
das Ansuchen gerichtet, die katholischen Geistlichen aus dem
Sulzbachischen Lande abzuberufen. Dieser lehnte jedoch die
Befugnis dazu am 13. Dezember ab unter Hinweis darauf,
daß die betr. Geistlichen von Pfgr. Wolfgang Wilhelm berufen
worden seien und er nicht wisse, ob und inwieweit man 6x
parto des reg ie renden Pfgr. zu Neuburg der Religions-
änderung halben zu cedieren intentioniert sei, insonderheit nicht,
ob in I(wi8 traotatuum durch hierüber v e r a n l a ß t e n N e b e n -
rezeß die Religionsdifferenzen einen endlichen Entscheid möchten
erlangt haben. (Eichst. Ord. Arch. „Sulzbach. Simult.") Er
ist also der Ansicht, daß die Sache, weil auf dem Friedens-
kongreß nicht geregelt, ein besonderes Abkommen erheische.
Daß auch der Pfalzgraf von Neuburg seine Maßnahmen
traf, kann man sich denken. Einstweilen sicherte er sich seine
Rechte. Unter anderm that er das in einem Schreiben an
den Kurfürsten von Bayern ä. ä. Düsseldorf, 11. Dezember
1648 (Eichst. Ord. Archiv, Sulzb. Sim.) und motivierte seinen
Widerspruch gegen die Einführung des evangelischen Bekennt-
nisses damit,
„1) weil ich doch in den Sulzbachischen Älmtern der einige.
Landesherr b in ;
*) H^her sind die 600000 Thaler einschlägig, welche Schweden
kraft eines geheimen Vertragsartikels vom Kaiser dafür erhielt, bezw.
gut geschrieben bekam, daß es die in den kaiserl. Erblälldern besetzten
festen Plätze räumte, während man evangelischerseits, als diese Geldsache
ruchbar wurde, es im Verdacht hatte, daß es sich flir die Proisgebung
der Evangelischen in den Erblandern damit habe abfinden lassen, (v.
Meiern, ^ o w ?a<M ^ . I I , Einleitung.)
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2) weil meiner der Orten habenden katholischen Unter-
thanen gar weit mehr als der lutherischen sein, wie denn auch
in etlichen Orten gar keiner sich befindet, der sich zur katho-
lischen Religion noch nicht begeben hätte;
3) weilen die Sulzbachischen Ämter unter dem § lloe
tamou uou obstauto gemeint sein können; (ich vermute, es
liegt hier ein Schreibfehler vor;, ich erwartete eher: „n ich t
gemeint sein können, nicht unter die Generalregel fallen");
4) weilen die Katholischen, deren die meisten, solches selbst
nit affektieren, fondern lieber ihre Hab und Güter verlassen
und an andere Orte weichen, als sich des öffentlichen exsr-
<;itü relißlouis, so sie in denen von mir der Kirch Gottes
recwuoilüerten Kirchen selbiger Orten haben, begeben würden;
5) we.il in dem Friedensschluß meiner Sulzbachischen
Unterthcmen mit dem geringsten Wort nit gedacht wird, ob-
schon die Protestierenden begehrt, daß eine Deklaration dem
Friedensschluß einverleibt werden solle dahin gestellt, daß solche
krastousion unter die gemeine Regul des 1624. Jahres be-
griffen sei, sie darnach solches nit erlangen können und endlich
solches auch ausgelassen und gar keine Meldung geschehen."
Er bittet den Kurfürsten, „der Gefahr und dem Einbruch
der Unkatholischen in die katholische Kirche zeitlich vorzubauen
und dieselbe abzuwenden."
Die Restitution des Pfalzgrafen Christian August und
des evangelischen Gottesdienstes ging ohne Rücksicht auf die
schon vorher eingelegten Proteste von Seiten Pf.-Neuburgs im
Februar und März 1649 vor sich, zuerst in der Stadt Sulz-
bach am 13./23. Februar, in Weiden am 19. Februar/1. März
und für die übrigen Orte — es wurden eben die Geistlichen und
Kirchenpröpste nach Sulzbach citiert — am 21. Februar/3. März
und darüber ein Rezeß ausgefertigt, wegen der Kirche und
W n e i I l l s c h w a n g am 15./25. Februar ein besonderes
Immissionsdekret (Tretzel, assek. ev. Rel. S t . S . 68) erlassen,
wodurch Illschwang bezüglich seiner Kirche und Schule, natürlich
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auch Pfarre ebenfalls in den Stand von 1624 übergeben und
alle etwaigen Einwendungen Kurbayerns wegen dieser Pfarrei,
einer Propstei des altpfälzischen, dann kurbayerischen Klosters
Reichenbach, abgeschnitten wurden. (Struve, S . 600 ff., Tretzel,
a. a. O. S . 62.)
Sofort nach der in der Stadt Sulzbach vollzogenen Re-
stitution, am 24. Februar (n. St.), berichteten die Neuburgischen
Gesandten (of. Eichst. Ordin.-Archiv, Sulzb. Simult.) an ihren
Herzog: „Die Subdelegierten i. 6. die Bambergischen und
Bayreuthischen Exekutionskommissäre haben sogleich Befehl ge-
geben zu ox6quieren, wowider wir 8ol6uni88im6 protestiert
und m 6V6nwm, wenn es eine Zententia ex6outiom8 sein
sollte, da doch der ganze Prozeß ip80M-6 nichts, sondern null,
viva voce et 8tauw poäs sx supsraduuäautia (fiir den Fall,
daß eine Exekution wirklich gemeint sein sollte, sofort laut,
obwohl eigentlich ganz überflüssig) an Ih re Kais. Majestät
appelliert, auch apoZtolos wstimomalss (Augenzeugen) und
mit der Exekution einzuhalten iuZtantsr, mstautius, mstau-
ti88imb (so nachdrücklich als möglich) begehrt. . . . I s t dann
wieder alles Remonstrieren, Appellieren, Contentieren, Pro-
testieren die Exekution via kaeti ganz uulliwr vorgegangen."')
Dessen ist schon Erwähnung geschehen und zwar unter
Anziehung eines Schreibens des Kurfürsten von Bayern vom
3. März 1649, daß der Bischof von Bamberg große Bedenken
> ) Bei der im nächsten Jahre, am 18/23. Februar !650 für
Christian August geleisteten Erbhuldigung wurde ausdrücklich erklärt,
daß durch dieselbe den Rese rva te echten des Pfgr. von Neuburg
nichts benommen sein sollte; dennoch protestierte derselbe dagegen und
erließ von Düsseldorf aus am 11. März an alle Beamte, Landsassen 2c.,
auch Geistlichen in den Ämtern Sulzbach, Weiden, Parkstein, Floß und
Vohenstrauß unter Abdruck des ganzen brüderlichen Vertrags v. I . 1615
die Weisung, die Erbhuldigung für null und nichtig zu halten, ihn für
ihren alleinigen Landesherrn und Regenten zu erkennen, ihm 2c. mit
Erlegung der Steuer 2c. allen unterthämgen Gehorsam zu leisten. Der
mit keinem Worte gedacht. (Trehel, Köln. Vgl . S . 4.)
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wegen der Restitution hatte, Nach demselben Schreiben gab
er auch seinen Subdelegierten den Befehl (s. auch „Ungekr. ev.
Rel. Stand S . 29, v. Meiern V I . S . 909), bis auf kais.
Verordnung in der Exekutionssache nicht weiter fortzufahren.
Am 8. März erließ er ein Schreiben an die Regierung in
Sulzbach (Ungek. ev. Rel. S t . Beilage VI I I . S . 48), wornach
er was in Sulzbach geschehen an seinen Or t gestellt sein läßt,
aber zugleich zu bedenken gibt, daß es in den gemeinschaftlichen
Amtern eine andere Bewandtnis habe, da es dort nur sehr
wenige, an manchen Orten gar leine der Augsb.-Konfession
zugethane Unterthanen gebe. Es könne nicht den Verstand
haben, daß Pfgr. W. W als oouäommus und Landesfürst
samt so vielen katholischen Leuten von ihrem Religionsexerzitium
sollten ausgeschlossen sein; er könne nicht genehm halten, daß
seine Kommissäre das an die tathol. Geistlichen ergangene De-
kret auszuwandern mitausgefertigt hätten; dieselben dürften
deshalb von dem katholischen sxeroitium nicht abgehalten
werden. Er erklärt noch, er werde der Sachen Bewandtnis
an höhere und gebührende Orte gelangen lassen.
Als dies in Münster bekannt wurde, beschwerten sich die
evangelischen Gesandten über diese Auslegung des Friedens-
schlusses, die sie auf Pf.-Neuburgs Betreiben zurückführten,
wornach auf die Zahl der Eingepfarrten und deren Konfession
Rücksicht genommen werde und den Katholischen „ebener Ge-
stalt" das exoreitium verbleiben solle, (v. M . VI . S . 969.)
„Es sollten sich die Neuburgischen auch sogar auf T . Exz. H .
Bolmar beziehen, daß dieser selbst es also expliziert und für
billig erkannt habe. Dieweil aber dieser Fall ausdrücklich in
mstr. ?. ^rt V. äo sravam. § 14 (i. o. oap. 14 § 43K)
l n üg looig 6to. entschieden sei, so ersuche man die kaiserliche
Gesandtschaft, sie wolle Vermit t lung treffen, daß des Pfgr.
von Neuburg unbegründete Einstreuung nicht beachtet, sondern
derselbe auf das instrum. ?aoi8 verwiesen werden möchte."
Volmar: Solche Dinge möchten die Evangelischen nicht
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begehren; er könne mit keinem Gewissen darein willigen. Wie
könne man dem Landesfürsten das oxeroitium reli^ionis nehmen
und dessen Unterthanen verbieten, daß sie nicht katholisch sein
sollten? Es stehe bei ihnen, ob sie katholisch bleiben und das
oxercntmm behalten.
Die Evangelischen: Die öffentliche Religionsübung dürfe
nicht von der Unterthanen Wollen oder Nichtwollen abhängen,
sondern man müsse auf den verglichenen Termin von 1624
sehen. Nun wäre i. I . 1624 zu Weiden und Parkstein allein
das Vxeroitiuw HuF.O<)utO88. gewesen, dabei es kraft des
eben angeführten ß bleiben müsse. ^ 0 1624 erst habe Kur-
bayern sein Recht dortselbst an Pf.-Neuburg abgetreten. Wenn
S . Kurs. Durchl. das M rsformanäi dort gehabt, würden
sie es gewiß exerziert und nicht unterlassen haben; denn nicht
unbewußt sei, wie eine starke Reformation sie in der Ober-
pfalz angestellt hätten.
Volmar erklärt ihr Ansinnen als ein ungerechtes. Die
katholischen Unterthanen eines katholischen Landesfürsten könne
man nicht aus ihres Herrn Landen treiben um ihrer Religion
willen und der Herr müsse das Recht haben, ihnen Gottes-
dienst und Kirche zu verstatten. Die Evangelischen setzen dem
entgegen, das wäre eine andere Sache, ob es ihnen verboten
wäre, eine Kirche zu erbauen, aber hier handle es sich um die
Kirchen, die die Evangelischen i. 1.1624 im Alleinbesitz hatten;
ein 8illmltan6um habe 1624 nicht bestanden. Aber Volmar
wollte sich auf nichts einlassen.
Unter Bezugnahme auf den Wortlaut des Friedensschlusses
forderten die Evangelischen am 30. März (v. M . V I . S . 981)
einzig und allein auf den Zustand von 1624 zu sehen; auch
feien durch den arotiorom modum oxequsnäi alle neueren
Deklarationen und Distinktionen untersagt.
Sachsen - Nltenburg zeigte in einer beim Direktorium
(Mainz) gehaltenen Konferenz (v. M . V I . S . 986) an, Bam-
berg wolle von seiner in Sulzbach vorgenommenen Exekution
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zurücktreten. Der Nambergische Gesandte bemerkte dazu, S .
hochf. Gn. hätten nicht gewußt, daß so viele Katholische dort
wären, zudem habe Pf.-Neuburg daselbst das M wr l i tor i i .
Am 26. Apri l (v. M . V l . S . 1004) beklagten sich die
Evangelischen wiederum, daß die Exekutionen so langsam vor
sich gingen und die zu Sulzbach insbesondere mehr zu Papier
gebracht, denn vollzogen worden sei, wodurch die Entlassung
der Kriegsvölker aufgehalten werde. Die Kronen müßten
diese Verzögerung als einen Eintrag an ihrer Reputation
ansehen. Als die Katholischen am 2. M a i die Ansicht der
Evangelischen als eine einseitige bezeichneten, erblickten diese
hierin nur die Absicht, die Sache an dm Kaiser zu bringen
und daß dem so sei, gaben jene zu, im Zweifelsfalle allerdings
sei die Entscheidung beim Kaiser, bezw. auf dem Rechtswege
zu suchen.
Eine kaiserliche Entschließung erfioß auch sehr bald. Selbst-
verständlich mußte die ^xekutionskommission nach Beendigung
ihrer Aufgabe Bericht erstatten und wird sie das gethan haben
im Anschluß an die aufgenommenen Rezesse, von denen der
die Stadt Sulzbach betreffende vom 13/23. Februar 1649
(Tretzel, Assek. ev. Rel. St . S . 62 ff.; Örtel, oorp. A-avam.
LvanF. S . 652; Ungetr. evang. Rel. S t . Beil. N, S . 51)
besagt, daß die Restitution iu punew ßrÄvawinuw eoel^iast.
nach dem Stand vom Jahre 1624, hierin auf das bloße
laetuw p088e88i0M8 gesehen, vorgenommen und dabei keine
Ausnahme, wie von Neuburg vorgebracht werden wollte, im
geringsten angesehen worden sei, iu puueto aume8tiao> wie
diese ihrer Natur nach mit sich bringe, dem Pfgr. Wolfgang
Wilhelck seine m pOtiwno auszuführenden Rechte und For-
derungen, welche nachträglich vom kompetenten Richter zu
examinieren seien, vorbehalten bleiben sollten.
Hierauf und auf die von den beteiligten beiden Pfalz-
grafen beim Kaiser eingelaufenen Berichte erging, nachdem
der ReichShofrat fein Gutachten abgegeben ein Kaiserl. Reslript
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vom 30. Apri l 1649 (v. M . ^ o w kaoig 6xooutwM8 I I .
S / 6 2 2 ; Tretzel, Gesch. d. Köln. Vgl. S . 8, freilich bei letz-
terem nur ein Stück desselben) nachstehenden Inhal ts, bezw-
Wortlauts: Über einiges, das von beiden Parteien stark be-
stritten worden, hätten die Subdelegierten von Bamberg und
Bayreuth vor Festsetzung der Restitution an den Kaiser be-
richten und Resolution abwarten sollen. Nachdem Neuburg
wider die Exekution, als wenn dieselbe dem Friedensschlüsse
entgegenlaufen thäte, aufs heftigste sich beschwert, so habe man
kaiserlicherseits der Sache auf den Grund gesehen. Zweierlei
Exekutionen seien vorgenommen worden: in Stadt und Amt
Sulzbach, welches nebst der Landschaft dem Pfgr. Chr. August
zu dessen Eigentum allein zuständig sei, dann in Stadt und
Ämtern Parkstein und Weiden, welche Sulzbach und Neuburg
je zur Halbscheid in oommrmions haben.
Pf.-Neuburg halte dafür wegen der ersterm, daß solche
im Friedensschluß nicht mitbegriffen, sondern davon ausgefetzt
sei; weil aber der Friedensschluß in punow 8udäiwrum der
Reichsstände in § !w0 tam6n non owtanto eto. klärlich aus-
weise, daß es mit ihnen alles in den Stand gesetzt werden
solle, wie es anno 1624 gewesen und nach des Bischofes von
Bamberg Bericht der Religionsstand für Pf.-Sulzbach Liebden
befunden und erst nachher eine völlige Veränderung vorge-
gangen, „als lassen Wir es solchem nach bei dem billig be-
wenden, was der Friedensschluß deshalb ausdrücklich mit sich
bringt und selbigem nach von E. Andacht und Liebden darüber
vorgenommen worden
„ W i r w o l l e n U n s aber nicht versehen, daß Pf.-
Sulzbach kbd. dabei ein Mehreres eingeräumt und nachgegeben
sein solle, als deren gemeldten Vaters Pfgr. Lbd. selbst gehabt
und in Possession gewest, wie gleichwohl Pf.-Neuburg sich hes-
wegen auch nicht beschweren thut, sondern wie Wir dem einen
Teil , was er zur selbigen Zeit befugt gewesen oder innengehabt,
Wch Ausweis des Friedensschlusses allergnädigst vergönnen,
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also können Wir dem andern dasjenige, was ihm der Friedens-
schluß ausdrücklich nicht nimmt oder abstrickt/ auch nicht nehmen,
wie es denn verhoffentlich bei E. Andacht und Liebden sowohl
als den sämtlichen Reichsständen, welche diesen Frieden unter
sich verhandelt haben, diese Meinung nicht wird gehabt haben,
daß darum diejenigen Unterthanen, welche seither anno 1624
zur katholischen Religion getreten sind und dabei noch ver-
bleiben wollen, wider ihren Willen sollten davon abgehalten
und zu der vorigen oder einer andern Konfession gedrungen
werden, ebensowenig als diejenigen, welche vor 1624 katholisch
gewesen und darin kontinuiert haben, zumal Pf.-Neudurg L.
dem Eulzbachischen Tei l gar keines MN8 territorial,'« noch
geständig ist und im Friedensschluß § a sola quaiitaw leu-
clali ote. (V. 43) dies versehen, daß diejenigen, welche pen-
clevte terntoni oontroverLiN die Religion verändert, zur
Ausweichung nicht gezwungen werden sollen."
2) Parkstein und Weiden betr. I n Weiden seien 953
katholische Seelen und nur 173, darunter 64 Thüringer (also
Ausländer) evangelische. D a sei die Ezekutionskommission zum
Nachteil Pf.-Neuburgs vorgegangen und habe sich dieses mit
Recht beschwert. Dort seien ganze Pfarreien, wo nicht eine
evangelische Seele sich befunden. Dies solle repariert werden.
(Vgl. hiezu die Rekriminationen in Münster vor, am und
nach dem 30. März.)
Härtung in seiner Schrift: Das kirchliche Recht der Pro-
testanten im Herzogtum Sulzbach 1872, sagt S . 23 : „Obwohl
keine Seele freiwillig zur katholischen Konfession übergetreten
war, konnten nicht alle zurücktreten. Es war denen nicht
möglich, welche sich von den Jesuiten zur Nbschwörung des
evangelischen Bekenntnisses hatten verleiten lassen. Während
die andern mit Freuden zu letzterem zurückkehrten, sahen sich
jene durch ihren Eid gebunden und die Folge davon ist, daß
jetzt im Herzogtum Sulzbach die Bevölkerung in zwei Kon-
fessionen geteilt ist." Gs ist dies so schief Me möglich aus-
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gedrückt, denn erstlich ist der freie Wille nicht unbedingt und
völlig ausgeschlossen, wenn sich jeckand zu irgend etwas über-
reden läßt. Und wenn, wer abgeschworen hatte, durch seinen
Eid gebunden war, dann waren es die Einwohner alle, denn
abgeschworen hatten sie a l l e. Sie hatten gemußt, sie mochten
wollen oder nicht, womit Verleitung nicht in Abrede gestellt
werden soll. Man hatte den Leuten eine Zeit lang nachge-
sehen, aber als man damit nicht vorwärts kam, schlug man
einen andern Weg ein; man ließ sie dorfweise vorkommen, die
Verheirateten und Verwitweten und den evangelischen Glauben
abschwören und geschah dies i. I . 1629 bis anfangs Ju l i .
So wenigstens in der Pfarrei Efchenfelden-Königstein nach den
dortigen Kirchenbüchern. M i t Ausnahme von kleinen Kindern,
welche natürlich von den neuberufenen katholischen Geistlichen
getauft worden waren, lesen wir bis 13. J u l i 1629 von
keiner Beerdigung, die vom katholischen Pfarrer vorgenommen
worden wäre; denn diese besorgten die Evangelischen noch mit
ihren eigenen Mitteln: eum oautu et pulsn iMderans, lwo
08t oum p8aillU8 !utdsraui8 a llMsrauo luäiluo^ratore
cautatis — „aut6 reliFiouis oxpoäitionew." Am 13. Ju l i
1629 heißt es: 8opulw8 08t primo catkolioiß can-einoiM
8<mex R. VW., yui et pnmu8 m oouf688iouo oatbolioa luit,
cum o 0 n v 6 r 8 i o u i 8 0PU8 o o o p t u m 68t. Selbstver-
ständlich that der Eschenfeldener Pfarrer nur, was die andern
gleichzeitig auch alle thaten und thun mußten. Und wenn dies
der Fal l , dann war i. I . 1649 nicht eine einzige Seele im
ganzen Land, welche den katholischen Glauben nicht angenommen
gehabt hätte, nicht durch ihren Eid gebunden gewesen wäre,
außer etwa solchen, die in ähnlicher Lage waren wie die Frau
des letzten, katholisch gewordenen (162? —1649) Braitensteiners,
die eine Wrnbergerin war. Diese finden wir trotz vierjährigen
Ehestandes i . I . 1639 noch als Lutheranerin vor; weil sie
dies war, wurde sie nicht als wirkliche (mat6na!i8) Gevatterin
zugelassen. Hätten sie sich alle durch ihren gezwungenen Eid
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gebunden erachtet, dann wäre niemand zurückgetreten. Aber
sie hielten sich eben nicht gebunden und waren nicht gebunden.
Manche Dörfer im gemeinschaftlichen Amt Weiden-Parkstein
mögen um 1618 auch kalvinifch gewesen sein und waren wohl
unter bayerischer Verwaltung vo r 1624 für die katholische
Kirche „reformiert" worden.
a p i t e l V .
Verhandlungen iiber Pfalz-Sulzbach ans dem Friedens-
tnklltionsksnVenl in Nürnberg M O und 1851.
Wenn der Pfgr. Wolfgang Wilhelm die Restitution feines
Neffen Christian August und die der evangelischen Religion
im Sulzbachischen und in den Ämtern Weiden-Parkstein an-
focht, berief er sich dabei auf § 4 des Art. XVI I . des Friedens-
schlusses, wo vorgesehen war, daß bei den Restitutionen und
Exekutionen Übergriffe nicht vorkommen dürfen „8M6 6xee85n
wota" , dann selbstverständlich auf sein Territorialrecht, weiter
auf Art. V. § 43 des Friedensschlusses, der von dem streitigen
Territorialrecht handelt und besagt,") wo das Recht, sei es
schon vor, sei es erst nach dem Jahre 1624 strittig geworden,
soll, bis darüber sowohl in p0386880no als iu petitorio er-
kannt und entschieden werde, dem Besitzer des gedachten Jahres
das alte Recht zustehen auch hinsichtlich der öffentlichen Religions-
Übung. Die Unterthanen sollten jedoch (dieser Zusatz war von
den Evangelischen am 11. Januar 1648 beantragt und dann
angenommen worden) nicht gezwungen werden, wegen des in-
"lerritolü Hurs ants vsi post terminuiu in 1624
60N6C 8uper P088«i880li0 vsl petitorio c0SN08cl»,tur 6t 6soiäatur, P08"
8S880li prNyfati anni iäbm M8 68to. hUNntum 6lM<i6iu aä
sxsroitium atti iwt; 8udäiü vsro proptsi' inutatam intsriiü
terriwrü oontroversm wiUNrs non co^antur.
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zwischen erfolgten Glaubenswechsels, während der Prozeß wegen
der Landeshoheit in der Schwebe, auszuwandern. Er brachte
noch besonders vor, in der Oberpfalz,*) womit hier auch das
Sulzbachische Geb ie t gemeint ist, dürfe man die Religion
keineswegs nach dem auuo äeorswrio ansehen noch die Re-
stitution nach demselben verrichten, weil inmittels die Mehr-
zahl der Unterthanen — diese waren jedoch um ihre Willens-
meinung noch nicht gefragt worden — die katholische Religion
angenommen hätte und deshalb nicht aus dem wnde zu ziehen
gedächte. Pfgr. Christian August behauptete das Gegenteil,
die Restitution in kirchlicher und religiöser Hinsicht müsse dem
Buchstaben des Friedensschlusses gemäß vollzogen werden und
die Evangelischen machten in der Oberpfalz immer noch die
größte I a h l aus.
Deshalb begegnet uns Pfalz-Sulzbach auf dem Friedens-
exekutionslongreß in Nürnberg, wo sich besonders der schwedische
Generalissimus Pfgr. Karl Gustav sehr dafür interessierte und
die Angelegenheit vor seiner Abreise erledigt zu sehen wünschte,
wieder und wieder. Endlich gewinnt es auch den Anschein
und besteht alle Aussicht dazu, nachdem sie soviel Arbeit ver-
ursacht, da — im letzten Augenblick scheitert sie an dem Starr-
sinn Pfgr. Christian Augusts. Er verläßt sich zu sehr auf
*) v. Meyern bemerkt einleitend im I I . Band seiner ,,^ot» ?aoig
oxseutionis pudiiek", die Sulzbachifchc Sache habe bisher schon mehr-
fache Hinderungen verursacht und fei „ in allen Stücken eben nicht so
klar", also klar anch nicht in einem einzigen. Er vermengt dann die
Sulzbachische Sache und die (nun bayerische) Oberpfalz cinigermafsen
miteinander. Auch letztere kam mehrmals zur Sprache und war sie
gewiß „allerdiugs mit vielen Schwierigkeiten umwickelt, daher die
Schweden solche bei dcm ganzen gegenwärtigen Kongreß „als ein tüch-
tiges Instrument" gebranchten. die Saiten entweder zu spannen oder
nachzulassen, wie sie es ihrer Gelegenheit und den vorliegenden Um-
ständen von Zeit zu Zeit gemäß erachteten." Da harrten und bangten
Taufende und aber Tausende in der Oberpfalz und auf dem Konvente
spielten, die Diplomaten Fangball mit deren heiligsten Interessen! .
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seinen Schein, die äo laow bewirkte Restitution, seinen Posseß.
Und ist er da starr und trotzig bis zum Exzeß, schlägt er alles
Zureden und alle Gründe in den Wind, so ist er wieder,
nachdem er einmal für seine Person nachgegeben, ebenso starr
und trotzig gegen seine Landstände und Unterthanen, die bis-
her in allem Leid und Kampf zu ihm gehalten, als sie, was
er eingegangen, nicht sofort und unbedingt annehmen wollten.
«m 6./16. J u l i 1650 wurde die Sache in Nürnberg in
Angriff genommen,'*) beide Parteien aufgefordert, Schieds-
männer zu benennen. Pf.-Neuburg schlug Deutschmeister und
Stadt Köln vor, Pf.-Sulzbach überließ es dem (evangelischen)
Kollegium? welches Wolfenbüttel und Nürnberg bestellte.
Pf.-Sulzbach legte zunächst einen Vergleichsentwurf vor
wegen der politischen und religiösen, bczw. kirchlichen An-
gelegenheiten, welchem Pf.-Neuburg einen Gegenentwurf im
förmlichsten S inn (Halbstand) gegenüberstellt. Über die allge-
meinen Punkte war man sofort einig: 1) „daß was dem einen
Teil von dem andern in einige Wege Thätliches und Wider-
wärtiges gezogen, abgethan werden und 2) was in den fürstl.
Erbverträgcn, der Vorfahren Dispositionen :c. versehen, wie-
derum angerichtet und unverbrüchlich observiert werden, dem-
nach in den fürstl. Erbämtern die I . f. Durchlaucht u. I . f.
Gnaden angewiesene M a jedem ohne Eintrag gedeihen sollen."
Hiezu hatte Neuburg nichts zu erinnern: v b i uulla iutsr-
immie i t ia , nul la ot iam locmm dabei amnestia, be-
*) v. Meiern, ^eta I>. sxee. I I . 11. S. 578 ff. - Auf die über
die Pf.-Sulzbachische Restitution gewechselten, im Dnick erschienenen
Schriften: „Klare Anzeige des durchl. F .u .H . W.W. b i l l i gmäß igen
Begehrens wider die zu Sulzbach und Weiden iu sool. st polit. u n -
rechtmäßiger Weise vorgenommene Restitution, 1649" (Tretzel, Assek.
ev. R. St. S . 214 ff.); dann die Sulzbachische v. 1650: „Klare Anzeige ;c.
(wievor) ungerechten Begehrens wider :c. rechtmäßiger Weise vorg.
Nestit. (Tretzel ebenda S. 240), wozu noch eine Erläuterung erschien
lTretzel, Gesch. des K. Vgl. S . 1^6), können wir, da sie nichts Neues
bringen, verzichten.
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0124-7
125
merkte es bloß und war der Meinung, es solle ganz wegbleiben.
Dagegen gehen in den einzelnen Punkten die Ansichten schnur-
stracks auseinander. Während Pf.-Sulzbach 3) die unbedingte
Anerkennung der vollzogenen Restitution in den Entwurf auf-
nimmt, lehnt Pf.-Neuburg dieselbe unbedingt ab und verlangt
als Landesfürst die Direktion in o(nlo8ia8tici8, während er
dem Pfgr. von Sulzbach nur das Patronatsrecht und was
dazu gehört, belassen, den evangelischen Unterthanen das sx-
erntium auf ihr Begehren gestatten, den Katholischen aber
das katholische simultaneo oder 8uec688wiu8 M 6 , mit dem
Rechte der Nachfolge, eingeräumt wissen wil l, die Präsentation
der evang. wie der kathol. Geistlichen bei dem Neuburgischen
Konsistorium und die Hälfte des Pfarrrinkommens zur Be-
soldung der kathol. Geistlichen in Anspruch nimmt.
Unter der Voraussetzung, daß diesem Verlangen Folge
gegeben wird, hat Pf.-Neuburg an dem 4. Vorschlag des
freien ReligionsexerzitiuM der Unterthanen nichts auszu-
setzen, fügt jedoch als Nr. 5 hinter „die Unterthanen, welche
sich aus dero Ämtern" die Worte hinzu, „und Filialen wohnen,
so nach ein oder anderer Mutter-Pfarrkirchen in den abge-
tretenen Ämtern gehörig und der Augsb.-Conf. sein" —es
können unter diesen Filialen nur solche gemeint sein, welche
außerhalb der Erbämter sich befinden, aber die Mutter- und
Pfarrkirche im Inlande haben — und behält sich 6) über die
in dergleichen Filialen wohnenden Unterthanen die Disposition
dem Friedensinstrument gemäß in alle Wege bevor. — Liegen
also Filialen außerhalb der Erbämter auf sonstigem Neu-
burgischen Gebiet, so verbleibt ihnen das Recht an ihre
Mutterlirche und „die pfarrlichen oder anderer von der Re-
ligion dependierende Rechte", aber über den Religionsstand
dieser Filialisten zu befinden, an ihnen das M rokorwanäi
anzuwenden, wi l l er sich vorbehalten.
Sulzbach (Ziff. 5), Neuburg (Ziff. 7): Pfalz-Neuburg soll
solchemnach gehörigen Befehl an seine Beamien ergehen lassen,
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daß sie die aus ihren anbefohlenen Ämtern (also Neubur-
gischen) in die fürstl. Sulzbachischen Kirchen, Schulen, Hospi-
talien 2c. gehörigen Gefälle und Rechte ohnaufhaltlich liefern
und verabreichen sollen, Pf.-Neuburg fügt (ok. Ziff. 3) bei
„zur Halbscheid, wo nicht ganze Gemeinden katholisch sein."
Die politischen Punkte (6 — 22) des Sulzbachischen Vorschlags
geben Neuburg zu keinen oder nur sehr unwesentlichen Erin-
nerungen und Bemerkungen Anlaß.
Nach Eintritt in die Verhandlungen wird man bald dar-
über einig, daß der w6tlwäu8 traotauäi die Hauptschwierigkeit
bilde, man weiß nicht, worauf man fußen, was das Funda-
ment sein soll, nach welchem sowohl die jetzigen, wie die
künftigen Irrungen entschieden werden sollen. I n der zweiten
Beratung „am Sonntag darauf" kommt man soweit überein,
daß die Religionsfrage als Hauptsache zuerst in Angriff zu
nehmen sei, aber auch die 3. Sitzung, Tags darauf, verläuft
resultatlos. Pf.-Neuburg verlangt die freie, volle Direktion
in den kirchlichen Angelegenheiten (iu 8aon8) und das 8inm1-
tan6um i-sIißlomZ exeroitium für die Katholiken in den
evangelischen Kirchen und die Hälfte alles kirchlichen Ein-
kommens für die katholischen Geistlichen, daß „alle reäitu8
O0ol68ia8t. intor par0otl08 utnu8yu6 j'oiiFlom8 gleich geteilt
werden sollen", während Pf.-Sulzbach keines von beiden zuge-
stehen, sondern unter Ausschluß der Katholiken den Exekutions-
rezeß aufrecht erhalten wissen wil l . — Was ist da zu vermitteln?
Es bleibt den Schiedsmännern nichts übrig, als das negative Er-
gebnis dem Kollegium der Deputierten zu vermelden unter dem
Beifügen, daß beide Teile die Entscheidung des Kollegiums anriefen.
Da dieses daran nicht gehen wil l , zu einem Schiedsspruch
sich nicht verstehen kann, wird die Sache an die Mittelsmänner
(ni6äi3toro8) mit dem Auftrag zurückgegeben, selbst einen
Vermittlungsvorschlag aufzustellen, „ein msäinm ox owcio
zu ergreifen." Diese kommen dem auch sofort nach: „Woferne
Pf.-Oulzbach und die unter Pfgr. Chr. Aug's Ämter gehörige
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Unterthanen bei alle dem, so ihnen bonsüoio p088088i0M8 ex
iu8trum6uto paoi8 gebühre, von Neuburgischer Seite ruhig
gelassen würde, so hätte sich Sulzbach gefallen zu lassen, denen
Katholischen wegen der an Pf.-Neuburg zugestandenen hohen
Obrigkeit an zwei oder drei Orten, wie man sich dessen würde ver-
gleichen können, die öffentliche Religionsübung zu vergönnen."
Aber weder Neuburg noch Sulzbach sind damit einver-
standen; das Kollegium wi l l auch keine Entscheidung treffen,
weil es nicht vollzählig und die Appellation dagegen voraus-
zusehen ist.
Obwohl v. Volmar und die katholischen Stände nun bei
Pf.-Neuburg alle Mühe sich gaben, war dies durchaus zu
keinem Zugeständnis zu bewegen, (v. M . I I . S . 586.) Der
Altenburgische Gesandte berichtet in seinem Tagebuch über die
Verhandlungen dieses Tags: Wolfenbüttel konnte zunächst der
Kommission nichts anderes melden, als daß Pf.-Neuburg vor
allem darauf bestehe, daß die vertriebenen katholischen Geist-
lichen wieder eingesetzt würden. Wenn sich dann zeigen sollte,
daß Evangelische vorhanden, dann wollte er ihnen Priester
und das 8imulwn6um 6X6reitium zulassen und die Kirchen-
und Pfarreinkünfte sollten geteilt werden. Für diese For-
derungen mochten selbst die katholischen Mitglieder des Ver-
mittlungsamtes die Zwischenträger nicht abgeben; auf ihr
Zureden erklärten sich endlich die Neuburgischen dahin: Wo
i. I . 1624 lauter Katholische gewesen, da sollte die Kirche den
Katholischen verbleiben und den Evangelischen das exsroitium
8imuItauMiu gelassen und die Einkünfte nach Verhältnis der
Zuhörer geteilt werden, wo aber lauter Evangelische gewesen,
da sollten diese die Kirche behalten. Dies war, vorausgesetzt,
daß Wolfenbüttel richtig berichtete, sollte man meinen, ein
ganz annehmbarer Vorschlag, da er sich an den Termin des
Friedensschlusses hielt; aber er paßte wieder den Sulzbachern
nicht, welche auf einer Entscheidung der Deputierten bestanden,
m d beide Teile behielten sich in Entstehung der Güte, d. h.
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wenn der Weg der Güte zu keinem Ziele führen sollte, — und
wo war da eine Aussicht dazu? — ihre Rechte vor I
Pf.-Neuburg aufgefordert, nun selbst Vorschläge zu machen,
that dies dahin: Wo zwei Kirchen wären, sollten die Evan-
gelischen die eine, die Katholischen die andere haben; wo nur
eine wäre, da sollte das Simultaneum sein. Wegen des Kon-
sistoriums war schon vereinbart, daß in evangelischen Ange-
legenheiten Neuburg evangelische Räte in gleicher Anzahl bei-
ziehen sollte; es r e s e r v i e r t e aber dabei die Frage über die
Landeshoheit, welche fort und fort wieder hereinspielte und
immer wieder von neuem den Stein des Anstoßes bildete und
um deren willen es sich auch nur zu einem Vergleich au f
unbes t immte D a u e r — eben bis zum Austrag dieser Rechts-
frage—nicht von immerwährender Dauer verstehen wollte.
Dem gegenüber stand es den Schiedsrichtern fest und erNärten
sie von vorneherein, daß ein beständiger Vergleich zustande
kommen müßte, weshalb Mi t te l zu suchen seien, die entweder
beiden Teilen genehm wären oder auf welche hin das (loile^ium
ex M o l o sprechen könnte. (Trotzdem blieben die Neuburgischen
fort und fort bei ihrem Temporalvergleich und, redeten sie
auch zeitweilig nicht davon, wenn man meinte, zu einem Schluß
gekommen zu sein und das Streusandfaß in der Hand hatte,
kamen sie wieder mit dem Satz: Ja , aber nur auf Zeit !
Erst ganz zuletzt gaben sie sich darein, auf ein Beständiges
einzugehen.) Der Weimarische Gesandte äußerte sich über die
Vorschläge dieses Tages — es waren deren freilich mehrere —
gegen den Altenburgischen, wenn dieselben zu Münster geschehen
wären, würde man Sulzbachischerseits wohl zufrieden ge-
wesen sein.
Endlich machte Sachsen-Weimar (der viergliedrige Aus-
schuß wurde, so scheint es, als es sich darum handelte, selbst
Vorschläge zu machen, auf einen achtgliedngen erhöht und in
diesen die Fürsprecher der beiden Parteien aufgenommen, Mainz
und Bamberg auf der einen, We inm und Altenburg auf de?
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andern Seite; zu den Unparteiischen gesellten sich die Sekun-
danten) am 11./21. J u l i Nachmittag —es wurde stramm ge-
arbeitet! — den Vorschlag, Pf.-Sulzbach solle für den katho-
lischen Gottesdienst zu Sulzbach innerhalb der Stadt die S t .
Leonhardskapelle (auf dem Fronberg, vor der Pfarrkirche, jetzt
nicht mehr vorhanden) und außen vor der Stadt den Gottes-
acker, d. h. die Kapelle daselbst, einräumen; auf dem Lande
aber wäre es mit dem katholischen Gottesdienst so zu halten,
wie Pf.-Neuburg sich in den Ämtern Hilpoltstein, Heydeck,
Allersberg und Höchstädt (des 5 Pfgr. I o h . Friedrich Erb-
ämtern, 1624 auch rein evangelisch gewesen) gegen die daselbst
wohnenden evangelischen Unterthanen halten würde.— Das
war, da man evangelischerseits diese Ämter schon halb und
halb aufgegeben hatte, etwas boshaft und unklug.
Während die katholischen Mitglieder diesem Porschlag
zustimmten und also darüber in der Kommission Vereinbarung
erzielt war und obwohl auch v. Volmar und die übrigen katho-
lischen Stände eindringlich zuredeten, weigerte sich Neuburg darauf
einzugehen und zwar hauptsächlich wegen der Erwähnung der
übrigen Neuburgischen Ämter. Schon jetzt sprach der Mainzische
Gesandte seine Ansicht dahin aus, es werde nichts weiter übrig
bleiben, als die kaiserliche Autorität zu Hilfe zu rufen.
Auf einer Konferenz am ^.4. J u l i zwischen v. Volmar
und v. Erskein (Schweden) schlug ersterer vor, das S imu l -
taneum solle bis zur Entscheidung auf einem Reichstag allent-
halben zugelassen sein, wogegell jedoch Schweden und Sulzbach
sich entschieden erklärten. Pfgr. Christian August, der lange
Zeit wegen Beförderung seiner Sache in Nürnberg, wie auch
früher in Osnabrück sich aufhielt, wollte für den Fall eines
beständigen Vergleichs die Gottesackerkapelle — von der Leon-
hardskapelle ist jetzt keine Rede mehr — und in jedem Amt
eine Kirche einräumen. Für den Fal l der Vertagung der
Sache auf einen Reichstag erklärte er auf dem 8wtu8 quo,
dem was er jetzt inne hatte, zu beharrm.
9
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Darein zu willigen, hatten wieder die Neuburger keine
Vollmacht. Auf allseitiges Einstürmen auf ihn zeigte sich
Pfgr. Christian August zu einiger Nachgiebigkeit geneigt, ließ
deshalb auch einige seiner Räte holen, da verdarb es einer
derselben, I)r. Ludwell, der doch hätte wissen können, wie es
mit der Territorialgewalt seines Herrn stand, indem er ge-
rade diese gar zu sehr herausstrich und meinte, man habe
gar keine Ursache nachzugeben und, wenn man auf eine Trans-
aktion sich einließe, müßte sie von beständiger Dauer sein.
Die gemeinschaftlichen Rmter verursachten, da es sich dort
um Ausgleichungen zwischen Bayern und Kurpfalz handelte,
besondere Schwierigkeiten. Ludwell hätte am liebsten die Sache
an den kaiserlichen Hof gebracht, was dem Nltenburgischen
bedenklich erschien. Pf.-Neuburg werde das gleiche thun und
könne leicht eine günstigere Entscheidung erlangen, zumal dem
Pfgr. Chr. August auch d ie B e l e h n u n g noch m a n g l e !
Er neige sich lieber dem Vorschlage Volmars zu, über dessen
wsäia man leicht einig werden könne und es werde auf diesem
Wege auch den Evangelischen in den ehemals Hilpoltsteinischen
Erbämtern am ehesten geholfen. Volmar wies auch darauf
hin, daß Pfgr. Christian August in der Frage wegen der
Landeshoheit nicht fortkomme und sich mit Gewalt nicht zu
helfen vermöchte, da er ganz von katholischem Gebiet umgeben
fei, militärischer Beistand ihm aüch, sowenig wie bei den anderen
es der Fal l gewesen sei, nicht geleistet werden könne; selbst die
Königin von Schweden und der Generalissimus seien nicht
geneigt dazu. Er schlage vor, die Sache durch Beschlußfassung
zu Ende zu bringen.
Am 23. J u l i machten der Altenburgische und Braun-
schweig'sche Gesandte dem Neuburgischen gegenüber den Bor-
schlag, man solle die beiderseitigen Meinungen gegen einander
abwägen, einen Durchschlag machen und, wenn die Parteien
sich nicht einigen können, darüber dekretieren. Sllbermantt
wollte für seine Person damit zufrieden fein» aber ohne seinen
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Kollegen, den alten Labrique, erklärte er, könne er nichts thun.
Er habe schon an den Prinzen geschrieben (der alte Pfgr. W.
W. war krank, bald ganz regierungsunfähig), fein Bater solle
einen andern schicken, da Labrique zu unangenehm sei, aber
es sei da nichts zu erhalten. Der Kurmainzische brachte eine
Neuburgische Resolution vom 22. dess. Mts . zur Kenntnis des
Inhal ts, wenn das eatbolic um simültaneum exyroitium durch
alle Sulzbachischen Ämter zugelassen würde, wollten sich die
Ncuburgischen „einstweilen" bis auf den nächsten Reichstag
vergleichen. Der Gesandte selbst hielt dies für unzulänglich.
Vei Volmar suchten die Neuburgischen einige Zugeständnisse
zum voraus herauszuschlagen, aber dieser wies sie ab; die
Handlung werde es geben, ob ihnen etwas Besonderes ge-
bühre oder nicht; dem Pfalzgrafen könne er nichts ab- und
nichts zulegen.
Am 25. J u l i brachte Silbermann die Neuburgifchen Vor-
schläge, welche davon ausgingen, daß von Seite Sulzbachs in
Münster mehr nicht als die Schloßkirche begehrt worden sei
— das ist schon etwas stark! — offiziell zu Kenntnis. Dar-
nach wollte man auf dem Lande den (evang.) Unterthanen,
die es suchten, das Exerzitium gestatten, jedoch sollte den Ka-
tholiken das 81'umltauouui bleiben und solches alles aä m-
tsrim. Hierauf seien sie instruiert, doch auch auf ein per-
M u u m gefaßt. Wenn auf gütlichem Wege es nicht gehe,
unterwürfen sie sich der Entscheidung des Kollegiums. I n
demselben Atemzuge hatten sie aber gesagt, es sollte nur einst-
weilen gelten bis zur Entscheidung auf einem Reichstage oder
am kaiserlichen Hof. Die Unterwerfung unter den Kollegial-
beschluß war um so weniger ernst zu nehmen, als sie zu einer
festen und beständigen Abmachung leine Vollmacht besitzen
wollten.
Diesen Eindruck gewann auch der Pfgr. von Sulzbach,
deW in einem Nebenzimmer des Rathauses der Weimarisch
Gesandte Bericht erstattete. Er zweifelte vyr allem die Voll-
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macht der Gesandten an, verwarf seinerseits das In ter im
und wollte, wenn kein Vergleich erfolgen würde, auf dem Re-
stitutionsrcgreß beharren; zu Münster sei seinerseits keines-
wegs bloß die Schloßkirche begehrt worden; die zu Osnabrück
aufgestellten Regeln brächten ein anderes mit sich. Als dies
im Beratungszimmer referiert wurde, fuhr der Neuburgische
auf: Ob Pf.-Sulzbach in den Friedensschluß aufgenommen
und wer Landesherr sei? Wenn das Simultaneum bewilligt
werde, wollten sie in den politischen Gegenständen auf gewisse
Maß handeln, d. h. hier sich zu Zugeständnissen bereit finden
lassen.
Da man auf diesem Wege nicht weiter kam, reichte Crane
einen Entwurf ein. Er unterschied vier Grade: I ) Wo lauter
^ . - 0 . Verwandte seien, sollten sie das exorcitium, Kirchen,
Einkünfte allein behalten, ebenso auch, wo nichts als Ka-
tholische wären;
2) wo zwei Dri t tel der Gemeinde evangelisch oder ka-
tholisch wären, sollten sie die Einkünfte allein behalten, die
Kirchen aber zugleich gebrauchen;
3) wo weder die Katholischen noch die Evangelischen zwei
Dri t tel der Gemeinde wären, sollten sie die Kirchen auch zu-
gleich gebrauchen, aber die Einkünfte halb teilen;
4) wo soviele Katholische und (oder) Evangelische wären,
daß die übrigen nicht ein Dr i t te l austrügen, sollten dieselbigen
übrigen entweder eine Kirche auf ihre eigenen Unkosten bauen
oder in die Nachbarschaft gehen.— Die politica könne man
sodann auch vornehmen.
Mittlerweile wird dem Pfalzgrafen gemeldet, die Neu-
burgischen hätten sich in Weiden Eingriffe zu Schulden kommen
lassen, worüber er so aufgebracht wird, daß er nicht eher
weiter verhandeln w i l l , als die Sache dort beigelegt und ge-
ahndet wird. Doch läßt er sich endlich beruhigen. Die meisten
Gesandten zeigen sich Crane's Vorschlägen geneigt, die Neu-
burgischen verlangen aber am 26. J u l i das HxeroitiuW
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c um durchgehend^ dann wollen sie in politiois suk
rati (!) auf ein Beständiges traktieren. Pfgr. Chr. August gibt
seine Erklärung dahin ab, 1) der Vergleich müsse auf die
Dauer sein, 2) im Notfalle die Entscheidung der Deputierten
gelten; wie im Sulzbachischen müsse es 3) in den Hi lpolh
steinischen Ämtern gehalten und wo sonst 4) im Neuburgischen
evangelische Landsasfen vorhanden, ihnen die öffentliche Reli-
gionsübung bewilligt werden. Dafür gesteht er den Katholiken
die Spitalkirche in Sulzbach, aber ohne die Einkünfte, die der
Stadt, bezw. dem Spital zu verbleiben haben, zu, dann die
Spitalkirche in Weiden, im Falle sein Vetter zu Neuburg
Mitbesitzer bleibe und nicht der Kurfürst zu Heidelberg die
Gemeinschaft erhalte; die Kirche sei aber von den Katholischen
neu aufzubauen; drittens die Kirche zu Parkstein gemeinschaftlich,
falls sein Vetter im Mitbesitz bleibe, endlich im Amt Floß-
Vohenstrauß sollten die Katholischen die Kirche zu Ilsenbach
oder Wilchenreuth samt den Einkünften haben, das Patronats-
recht der Stadt Weiden verbleiben, (es. IV. Teil Kap. 5. § ?.)
Die Neuburgischen wollen, wie sie von diesem Gegen-
vorschlag in Kenntnis gesetzt werden, Tags zuvor Befehl er-
halten haben, sich nur auf eine Übereinkunft von unbestimmter
Zeit und auf sonst nichts einzulassen. Die letzten beiden
Punkte seien zudem dem Religionsfrieden und dem Wests.
Friedensschluß zuwider, denn keiner solle sich des andern Unter-
thanen annehmen.
Darüber werden sogar die kaiserlichen Gesandten unge-
halten ; es scheine, Labrique wolle die Sache wie gewohnt hin-
ausspielen („eludieren"). Endlich sind die Neuburgischen er-
bötig, Punkt 1 und 2 anzunehmen, dagegen 3 und 4 seien
gar nicht zu besprechen, da anno 1624 im Neuburgischen über-
haupt kein evangelisches Exerzitium gewesen sei und wegen
Hilpoltstein habe sich der Pfalzgraf nichts anzunehmen; doch
wollten sie das exoroitium dort zulassen, wo sie es begehrten,
2 W 0 feien katholisch, nur 340 evangelisch.
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Dem kaiserl. Vorschlag gegenüber bringen sie ihrerseits
einen mit zwei Klassen ein:
1) wo die Gemeinden ganz katholisch oder evangelisch
seien, da sollten den Betreffenden die Kirchen und Einkünfte
verbleiben, etlichen wenigen Eingemischten es erlaubt sein, auf
ihre Kosten Kirchen und Klöster zu erbauen;
2) wo Katholische und Evangelische unter einander wären,
als in Sulzbach, Weiden, Floß, Vohcnstrauß, Parkstein, Erben-
dorf, Kaltenbrunn, Freihung, Mantel, Kohlberg, Rothenstadt,
da sollte das S i m u l t a n e u m sein und das sollte von
einem Sulzbachischen und Neuburgischen Kommissär verkündigt
werden.
Altenburg erklärt dieses Gebot für unzureichend und ver-
langt unparteiische Kommissäre, ebenso auch der kaiserliche, der
auch an der Hilpoltsteinischen Zählung das auszusetzen hat,
daß sie nicht nach den Haushaltungen erfolgt sei. S i l b e r -
m a n u erachtet die Zuziehung von Neuburgischen Kommissären
deshalb für notwendig, damit diese die nötige Auskunft geben
könnten, aber Volmar fährt ihm in die Rede: es brauche
nichts weiter bestimmt zu werden, als daß diejenigen, welche
sich für den Evangelischen Gottesdienst entscheiden, auf die eine,
die andern auf die andere Seite treten und da er hiezu die
Zustimmung der Evangelischen erlangt, läßt er den Pfalz-
grafen nebenan ersuchen, dem kaiserl. Vorschlag beizupflichten.
Der Sulzbachische Rat Scherte! ist überzeugt, daß die wenigsten
Unterthanen sich katholisch erklären würden, auch der Pfalzgraf
erklärt sich geneigt, nur wünscht er einiges näher erläutert,
was denn auch in den nächsten Tagen geschehen soll.
Die nächste Zusammenkunft findet am 27. J u l i statt.
Beide Parteien kommen mit neuen Vorschlägen. Die Neu-
burgischen schließen sich dem Crane'schen an, stimmen demselben
aä 1 und 2 zu, wo aber 3) zwei Dr i t te l der einen und ein
Dri t te l der andern Konfession zvgethan sei, - da sollen das sx-
Kirchen, Schulen, Hospitalien:c. gemein sein,
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Einkünfte aber nach Proportion geteilt werden. Dem 4. Punkt
stimmen sie wiederum bei, aber das bedingen sie sich aus, daß
i n Sulzbach und We iden der s imultanische G o t t e s -
dienst i n a l l e n K i rchen gestattet und die Einkünfte halb-
schiedig geteilt werden. Die evangelischen Interponenten pro-
testieren dagegen, daß wegen der Stadtkirche zu Sulzbach
erhöhte Ansprüche gegen ein paar Tage früher gestellt werden;
der Pfalzgraf sei so schon wild genug, von Sulzbach, einem
Simultaneum daselbst wolle er aber gleich gar nichts hören.
Er biete an, 1) wo mehr als zwei Drittel, da solle diesen
alles allein gehören, der Rest solle in der Nachbarschaft den
Gottesdienst besuchen oder eigene Kirchen bauen;
2) wo die Minderzahl den dritten Teil der Zuhörer aus-
mache, da sei das Simultaneum einzuführen, die Einkünfte
sollten dem größeren Teil verbleiben. I u m voraus werden
behalten die Kirchen zu Königstein, Rosenberg und Vohen-
strauß; wegen Sulzbach wird das frühere Anerbieten erneuert,
in Weiden soll das Simultaneum ein halbes Jahr lang den
Katholischen zugestanden werden, während welcher Zeit sie
die Spitalkirche und eine Pfarrwohnung zu bauen haben;
400Rchsthlr. wil l er ihnen dazu verehren und zum Unterhalt
des Priesters 100 fl. reichen lassen. Die übrigen Baukosten
und Gehälter sollen die Katholischen an den betr. ^ r ien
selbst aufbringen.
Nun dreht es sich hauptsächlich um Sulzbach und
Weiden. Die Kaiserlichen meinen, wegen Sulzbach könne
man zufrieden sein mit dem Angebot der tteonhards- und
Gottesackerkapelle und daß dem Pfgr. von Neuburg freistehe,
wenn er in Sulzbach anwesend, den Gottesdienst in der Pfarr-
kirche halten zu lassen. I n Weiden reiche die Spitalkirche
für die Katholischen nicht aus. I n Vohenftrauß, Königstein
und Rosenberg erachten die Neuburgischen selbst die meisten
Einwohner als evangelisch. Um des Pfalzgrafen Zustimmung
wegen des Sulzbacher Spezialfalles zu erlangen, bespricht sich
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Volmar selbst mit ihm; aber er ist zu nichts zu bewegen: der
Herzog könne bei etwaigem Aufenthalt in Sulzbach in sein
Zimmer ein altaro portabilft setzen und Meß halten lassen.
Am 3. August eröffnet Volmar (v. M . a. a. O. I I .
S . 600) die Verhandlung mit der Mitteilung, jetzt drehe es
sich einzig und hauptsächlich um die simultanische Benützung
der Pfarrkirche in Sulzbach. Die Neuburgischen bestehen auf
dem Besitz, der Pfgr. von Sulzbach auf der Verweigerung;
er offeriere dafür die Spitalkirche, da er wegen der Leonhards-
kirche wieder Bedenken trage. Der Pfalzgraf sei wegen seiner
Stadttirche in großer Aufregung und habe vom Weggehen
geredet; man solle suchen zu vermitteln und die Sulzbacher
Stadttirche — bis zuletzt aufheben. Altenburg beantragt den
umgekehrten Weg, wird aber überstimmt. Die Neubürgischen
reden wieder von einem bloßen Provisorium; nun werden die
andern aber ziemlich wild und machen aus, wenn die Parteien
sich nicht verglichen, müsse eine Vermittlung durch Beschluß-
fassung erzielt werden.
Bei Weiden treten sogleich die Meinungsverschiedenheiten
zu tage: die Pfarrkirche sollte simultanisch sein, die Einkünfte
geteilt werden. Dem entgegen berufen sich die Evangelischen
auf den Stand im Jahre 1624, die Neuburgischen auf die
Landeshoheit ihres Fürsten; auch hätten die Evangelischen
in Münster selbst vorgeschlagen, die Katholischen sollten in
Weiden eine Kapelle bauen, jetzt wolle man sie nicht einmal
in die Stadtkirche gehen lassen, wogegen die Evangelischen natür-
lich entgegenhielten: eine Kapelle wolle der Pfalzgraf wohl bauen
lassen, ja er räume ihnen sogar das Simultaneum in der
Pfarrkirche ein, wenn nur die Sulzbachische Pfarrkirche unbe-
dingt evangelisch bliebe.
Es stehen sich also die Forderungen diametral gegenüber,
da die Neuburger angewiesen sein wollen, unbedingt am S i -
multaneum in der Sulzbacher Stadtkirche festzuhalten— einzig
und allein deshalb, um alle? Welt zu zeigen und dem Sulz-
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bachischen Erbfürsten jederzeit in Erinnerung zu halten, daß
der Landesherr der Herzog von Neuburg und katholisch sei.
Dem gegenüber bemerkt v. Thumshirn, die Neuburgische I n -
struktion gehe sie, die andern, gar nichts an; Sulzbach sei 1624
ganz evangelisch gewesen, der Exekutionsrezeß und ein kaiser-
liches Reskript laute dahin, daß die Kirchen im Sulzbachischen
den Evangelischen zu verbleiben haben.
Da thut der Bambergische Gesandte den denk- und merk-
lvürdigen Ausspruch: die Evangelischen behielten ja die Kirchen,
wenn gleich das Simultaneum eingeführt werde und geschehe
dadurch nichts wider den Friedensschluß, denn darin stünde,
daß den Evangelischen die Kirchen, so" sie anuo 1624 gehabt,
sollten gelassen werden; das stünde aber nicht dabei, daß darum
die Katholischen nicht das Simultaneum darinnen haben sollten!
(T . Köhler, S im . Kirchen in Hessen. S . 13.)—NItenburg und
Wolfenbüttel verwahren sich gegen eine solche Interpretation des
Friedensinstruments; dadurch würden die evangelischen k i sMu t i
aller Orten den Katholischen die Kirchen einräumen müssen. Sie
imputieren die ganze Intr igue dem Labrique; er habe die
Kontrareformation vorgenommen und wolle jetzt von ihr retten,
was zu retten sei. Vom Simultaneum in Sulzbach wollen
sie absolut nichts wissen und selbst, wenn Volmar dem Pfalz-
grafen ein eigenes Konsistorium in Sulzbach in Aussicht stellt,
wi l l dieser dasselbe lieber in Neuburg lassen als dieses S i -
multaneum annehmen.
Es wird nun abermals ein neuer Vorschlag vorgelegt:
das Exerzitium soll in Weiden in der Pfarrkirche simultanisch
sein, im Fal l die Pfarrkirche in Sulzbach den Evangelischen
allein verbleibt; die Katholischen sollen da die Leonhards- und
Cpitalkirche allein haben, wie auch das Recht, eine neue Kirche
an einem bequemen Or t aufzubauen. I n Partstein verbleiben
die Kirche und die Einkünfte den Katholischen; die Evangelischen
dürfen in ihren Häusern oder in der Nachbarschaft des ex-
gebrauchen oder auch selbst eine Kirche erbauen.
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Vohenstrauß, Königstein und Rosenberg bleiben mit den Ein-
künften den Evangelischen allein.
I n den andern Orten soll nach den von Crane am
25. J u l i aufgestellten Grundsätzen, die etwas genauer um-
schrieben worden, verfahren werden.
Da die Kommission damit einverstanden ist, werden am
ß. August die Vollzugskommissäre bestellt (Bamberg und Culm-
bach wie für die Restitution 1649), eine Instruktion für die-
selben entworfen, dabei der ausländischen Filialisten gedacht
sowie der Evangelischen in den Hilpoltsteinischen Ämtern,
denen seitens Neuburg öffentliche Religionsübung zugesagt
wird, wenn sie sich angeben würden, wobei freilich die evan-
gelischen Deputierten bemerken, jene dürften das nicht wagen
ohne Strafe befürchten zu müssen; am 8. und 9. August
werden die politischen Angelegenheiten verhandelt und kommt
man darüber so ziemlich ins Reine; wegen des Konsistoriums,
der Inspektion und Visitation der Evangelischen im Sulz-
bachischen macht Volmar den Porschlag, es sollte dies dem
Pfalzgrafen von Sulzbach zustehen, die Katholischen dagegen
sollten sich nach Neuburg wenden, womit die Evangelischen
einverstanden sind, dagegen die Katholischen nicht.
Die Verhandlungen werden bis zum 20. August aus-
gesetzt. Der Pfalzgraf hat dem mainzischen Deputierten (Meel)
unterdessen unter vier Augen ins Gesicht gesagt, an ihm liege
es vor allem, wenn die Sache nichts vorwärts schreite; er sei
ihm in allem zuwider, weshalb dieser in ziemlich gereizter
Stimmung sich befindet. Er fordert namens der Neuburgischen
eine weitere Frist zur Überlegung der Sache bis auf den
nächsten Tag und stellt das Ansinnen, man solle die Kirchen
alsbald teilen, welche katholisch, welche evangelisch und welche
gemischt sein sollten und legt einen Entwurf der Neuburgischen
hierüber vor. Die Evangelischen können hierin nichts anderes
als einen Versuch Neuburgs erkennen, die Sache wieder von
vorne anheben zu lassen; nicht bloß der Pfalzgraf, sondern
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alle Reichs - und Restitutionssachen würden durch diese Neu-
burgifchen Tergiversationen hingehalten. Es wird noch einiges
über einige Nebenpunkte bezüglich der auswärtigen Filialisten
besprochen und werden die Neuburgischen aufgefordert, ihre
Erinnerungen noch an demselben Tage in Vorlage zu bringen;
nun aber ruht die Sache bis in den Oktober hinein.
- Volmars Projekt, welches inhaltlich einer Neuburgischen
. Deklaration vom 10./20. November am 2. NovbrM.Oktober
zur Verlesung kam, lautete (v. M . a. a. O. I I . l ib. X I . § 13)
dahin:
I n der Stadt Sulzbach sollen beide Teile freie Religions-
übung haben. Den Katholischen soll die Spitalkirche mit
ihren dazu gehörigen pfarrlichen Einkünften, dann die Leon-
hardslapelle allein zuständig sein und mit den notwendigen
Pfarrern und Hilfsgeistlichen nach des Pfalzgrafen von N e u -
b u r g Verordnung besetzt werden. Der Kirchhof und die
Kapelle darauf sollen gemeinschaftlich sein ohne Verhinderung
des einen Teils durch den andern und deshalb den Katholischen
bis vormittags 9 Uhr, den Evangelischen während der übrigen
Zeit zugewiesen sein. Eine eigene katholische Kirche über kurz
oder lang zu bauen, soll dem Pfalzgrafen von Neuburg frei-
stehen.
Die große Pfarrkirche samt Schulen, Pfarr- und Schul-
gebäuden, Einkünften :c. soll Pfgr. Christian August zu dem
evangelischen Gottesdienst und zwar auf etwan beiderseits
anderweitige und freiwillige gütliche Vergleichung allein inne-
behalten; den Katholischen sollen alle Meßgewänder, Ornat:c.,
so zum katholischen Gottesdienst gehörig (die Bedeckung der
Altäre und Kelche ausgenommen), die etwa noch vorhandenen
H.Reliquien und die halben Einkünfte der Pfarr- undKaplanei-
pfründen, auch anderer zu Gottesgaben und milden Sachen
von Katholischen, vordem verordneten Stiftungen ausgefolgt
werden. — Wenn der Pfalzgraf von Neuburg in Sulzbach sich auf-
halte, soll lathol. Gottesdienst in der Pfarrkirche zugelassen sein,
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Pfalz-Neuburg beantragte folgende Änderungen nach Zu-
stimmung zum ersten Satze: Zu dem Ende soll das simul-
tanische Exerzitium in der Pfarr- und Spitallirche eingeführt
werden und der Gebrauch der Kirchen den Katholischen vor-
mittags bis 9 Uhr und nachmittags von 3 Uhr an, den
Evangelischen von 9 Uhr V .M . bis 3 Uhr N.M. zustehen
oder wie sich beide Teile anders jeweils vergleichen möchten.
Der Kirchhof und die Kapelle sollen gemeinschaftlich sein und
kein Teil den andern verhindern.
Teilung der Pfarr- und Schulhäuser, der Gründe, A l -
mosen, auch aller . . . milden Stiftungen, der Einkünfte und
Renten der Pfarr- und Spitalkirche zur Halbscheid; Aushän-
digung der Meßgewänder und Reliquien an die Katholischen;
Teilung der Paramente und Kelche nach dem Bestände v. 1624.
2) I n den im Landgericht Su l zbach gelegenen Märkten,
Dorffchaften und Kirchspielen Edelsfeld, Eschenfelden, Etzelwang,
Neukirchen und Illschwang samt den Filialen soll das Simul-
taneum in jedes Ortes Pfarrkirchen und Kapellen, jedoch zu
abgeteilten Stunden . . . zugelassen sein, auch jedem Teil die
halben Einkünfte der dazu gehörigen Pfründen und Stiftungen
ausgefolgt werden.
Ebenso in dem Gemeinschaftsamte Weiden und Parkstein
als Weiden, Freihung, Kaltenbrunn, Etzenried, Rothenstadt,
Erbendorf, Flossenbürg, Floß, Plößberg, Altenstadt bei Vohen-
strauß, Püchersreuth nebst Fi l ialen; jedoch solle die Kompetenz
des Inspektors in Weiden in keine Abteilung kommen.
Die Kirche, Pfarre und Schule zu Parkstein samt Fi l ia l
soll den Katholischen allein gehören, den Evangelischen aber
erlaubt sein, eine eigene Kirche zu bauen oder eine nächstge-
legene evangelische Kirche zu' besuchen. Der Fürst soll I n der
Schloßkirche sich Gottesdienst halten lassen dürfen.
I n allen übrigen Ortschaften und Kirchspielen zu König-
stein, Kürmreuth, Fürnried, Eismannsberg, Rose nberg, dann
Hütten, Neukirchen, Mantel, Wildenreuth, Thumsenreuth, Kohl-
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0140-5
141.
berg, Vohenstrauß sollen die Kirchen, Kapellen, Filialen und
Schulen allein den ^.-(?. Verwandten verbleiben, doch soll
einem regierenden Fürsten unbenommen sein, den katholischen
Unterthanen auf ihre Kosten eigene Kirchen zu erbauen.
Zu Ehren S . f. Durchl. soll der neue Kalender eingeführt
werden, die Evangelischen sollen jedoch nur schuldig sein, die
in der Pfgr. Philipp Ludwigs üblich gewesenen Kirchenordnung
bestimmten Feiertage zu halten. Die Schulen sollen sich nach
den Kirchen richten; wo das Simultaneum eingerichtet werde,
da soll das Vermögen geteilt werden und jeder Teil seine
Schule haben; wo einer Religion die öffentliche Ausübung
allein zustehe, da sollen die andern eigene Schulen errichten
dürfen oder ihre Kinder in benachbarte Schulen schicken. Die
Pfarrhäuser sollen abgeteilt werden, wo das Simultaneum
bestehe; wo nur eines, solle damit abgewechselt werden, mit
Ausnahme von Sulzbach, (wo von Volmar besondere Bestim-
mungen getroffen waren).
Gegen alle diese Bestimmungen hatte Pf.-Neuburg nichts
zu erinnern.
Die Konsistorial-, Visitations-, Inspektions- und Kor-
rektionsrechte erscheinen im Volmarschen Entwurf vereinbart
(Pfalz-Neuburg wenigstens ist damit einverstanden; Pf.-Sulzbach
freilich widerspricht); im Politischen wird alles auf die Per-
gleiche, Erboinigungen, Verträge, Reverse und Reversalicn
zurückgeführt.
Zwischen dem Kongreß und Pf.-Neuburg ist demnach, da
dem Bolmar'schen Entwurf auch die Evangelischen zustimmen,
wie sie, da sie mehr nicht verlangt und kaum soviel erwartet
hatten, nicht anders können, alles in Ordnung bis auf die
Pfarrkirche in Sulzbach. Wenn Pf.-Neuburg noch am 10./20. No-
vember erklärt, es habe soviel als möglich nachgegeben un? sei
bereit gewesen noch am 2. November, das Projekt, wie es
abgelesen worden, zu unterschreiben, so kann das zwar nicht
heißen wollen, es sei am 2. November bereit gewesen das
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Volmar'sche Projekt anzunehmen, denn da hielt es an seinem
Gegenentwurf noch fest und ein Zeichen dafür, daß es davon
abgestanden sei, finde ich bis zum 1 0 M . November nicht.
Ob Neuburg am Ende, nachdem der ganze Kongreß auf
Volmars Seite getreten war, d. h. sich für dessen Projekt
entschieden hatte, doch sich der erdrückenden Majorität nach-
gegeben hätte, ist möglich, wenn auch nicht recht wahrscheinlich.
D a f ü r spricht, daß es am Schluß seines Schreibens vom
10/20. November erklärt, wenn Pfalz-Sulzbach das Projekt
annehmen wolle, sei es seinerseits auch noch bereit dazu; denn
wenn der Friedensexekutionstongreß irgend welche Bedeutung
hatte, konnte doch Neuburg demselben nicht zumuten, das vom
Plenum gebilligte Projett fallen zu' lassen und das von ihm,
der Partei, aufgestellte zu empfehlen und durchzusetzen; da -
gegen freilich spricht der Eingang des Schreibens des Wei-
marischen Gesandten an den Pfgr. von Sulzbach vom 12./22. No-
vember, wornach alles bereinigt war bis auf die Pfarrkirche
in Sulzbach.
Was war es nun, das die ganze Geschichte über den
Haufen warf, nachdem man soweit, freilich aber auch nur
soweit, bis zum pomt ä'bonn6ur ins Reine gekommen
war? Am 7./17. November hatte bereits der Sulzbachlsche
Rath Uhle vor dem Plenum (ok. v. M . l l . l id . X l l l § 21),
wo er Bortrag erstatten durfte, Proteste und Einwürfe gegen
frühere Schriften vorgebracht und erklärt, er müsse, weit dem
Vernehmen nach man seitens der Deputiertm mit einer Ent-
scheidung in der Sache vorzugehen beabsichtige und diese dem
Besitzstande seines Herrn nicht entspreche, widersprechen und
bitten, der Sache bis zum nächsten Reichstag einen Anstand
zu geben, einstweilen aber --- durch Inhibitionen an Pf.-Neuburg
den Pfgr. Christian August bei der erhaltenen Exekution zu
Mützen.
Der ganze Kongreß war aufs höchste bestürzt über dieses
Vorgehen, meinte aber doch, um des G i M t a n m m s in der
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Stadtkirche dürfe er das ganze Werk nicht zerschlagen und alles
Übrige, was durch die vielen bisherigen Konferenzen erreicht
worden, nicht verloren gehen lassen, und beschloß daher, dem
PfalzZrafen die Sache in einem beweglichen Schreiben noch-
mals ans Herz zu legen.
Mag dieser noch so eigensinnig gewesen sein, das muß
man sagen, übler und trauriger konnte er nicht beraten sein
als er in der That war. Er hatte keine Räte, sondern bloße
Lakaien. Denn sonst konnten sie nicht so tolle Sachen machen
oder machen lassen, sondern mußten ihr Amt ihrem Herrn
vor die Füße legen.
Aber dazu waren sie nicht im stände. Sie durften es nicht
zulassen und doch ließen sie es zu, daß daß er am nächsten Tag,
8. November, ein Schreiben an den Konvent richtete des I n -
halts, er fei gezwungen gewesen, seine lang zurückgehaltene
Protestation wegen der bisher unfruchtbar gebliebenen Traktaten
zu produzieren und seinem Rat Uhle zu beauftragen, seinen
Entschluß, die Sache vor den Reichstag zu bringen, anzuzeigen.
Er beschwerte sich dabei darüber, daß in seiner Restitutionssache
der offenkundige Besitzstand ohne Anführung irgend eines ver-
nünftigen Grundes außer Acht gelassen (präteriert) sei und noch
dazu ihm eine dem Friedensschluß zuwiderlaufende und höchft-
präjudizierliche Entscheidung erfolgen zu wollen scheine, (v. M .
I I . l ib. X I , § 13, Beilage II.)
Trotzdem verschiedene Versuche gemacht wurden, ihn zur
Zurücknahme seines Protestes zu bewegen, beharrte er darauf
und auf der Übergabe seiner Sache an den Reichstag l t .
Schreiben vom folgenden Tage, 9. November (ibiä. Beilage
Nr. I I I ) , und kann man Aicht anders sagen, als daß es ziemlich
grob und höchst undankbar von ihm war, wenn er sich dahin
ausläßt, beim Reichstage finde er das hochgeehrte Oberhaupt
und dessen Gliedmassen und unter denselben diejenigen, so
zwischen ihm und Neuburg die Güte am allerförderlichsten zu
«winden vermögen. Wahrlich, die Deputierten hatten in der
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vertrakten Sulzbacher Sache ihre Schuldigkeit gethanl Man
denke an die Stellungnahme Volmars in Osnabrück und in
Münster und dann an die in Nürnberg! Dort contra, hier
pro, so weit es möglich war.
Pf.-Neuburg erklärte sofort am 7. die Protestation als
einen Abbruch der Verhandlungen, wartete aber doch mit der
Abgabe einer schriftlichen Erklärung (ibiä. Beil. lV) bis zum
10/20. November. Da verlangte es zunächst, die Sulzbacher
Sache entweder yach dem (allerdings nach seinem) projektierten
Vergleich zu ordnen oder an den Reichstag zu verweisen. Es
habe nachgegeben soweit als möglich und sei noch am 2. No-
vember bereit gewesen, das Projekt, wie es abgelesen worden,
zu unterschreiben. (Es verwahrt sich damit dagegen, daß es
Hintergedanken, etwa an ein Provisorium, dabei gehabt habe.)
Pf.-Sulzbach habe keinen ernsten Willen gehabt, bloßes Spiel
getrieben, um Zeit zu gewinnen; Pf.-Neuburg sei äs facto
destituiert und beraubt worden. Es wil l dies auch anerkannt
wissen und abgestellt haben und zwar soll dies, soweit es sich
um kirchliche Angelegenheiten handelt, auf dem nächsten Reichs-
tag, soweit um politische, vor dem zuständigen Richter geschehen.
Obgleich es um Beschleunigung der Sache bittet, erklärt es
aber doch zum Schluß, „wenn Pf.-Sulzbach das Projekt an-
nehmen wolle, sei es auch noch bereit dazu; außerdem solle
alles und jedes, was gütlich vorgebracht und beglichen worden
sei, ohne Präjudiz und als nicht vorgebracht gelten und der
Antrag auf Reftituierung unserer beraubten Durchlaucht aller-
dings wiederholt sein."
Da Pf.-Neuburg hiemit zwar ein Ultimatum gestellt aber
doch noch die Möglichkeit zu weiteren Verhandlungen gelassen
hatte, hielt es das Kollegium veputatorum für gut, noch
einen Versuch durch den Wolfenbüttej'schen Gesandten Dr. Hei-
land thun zu lassen, der Auftrag hielt, alle dienfame Mit te l
und Wege (oweia) dabei anzuwenden, den Pfalzgrafen zur
Annahme der Neuburgischen Forderung bezüglich der Sulzbacher
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Kirche zu vermögen. B i s die — abschlägige — Antwort P f -
Sulzbachs vom 17./27. November einlief, hatte Pf.-Neuburg
am 16./26. November (ikiä. Beil. V) ein zweites Memorial
eingereicht, in welchem die in Sulzbach vorgenommene Resti-
tution für eine sowohl in kirchlicher wie politischer Hinsicht
exzessiv vor sich gegangene erklärt wurde mit dem Beifügen,
daß der Herzog sich alle Mühe gegeben habe, in der Sache
entweder gütlich oder rechtlich' zu einem Ende zu kommen.
Nachdem alles vergeblich, gedenke derselbe als Beraubter nicht
länger in seinem Recht gekränkt bleiben zu wollen:c.; alle
gemachten Anerbietungen wurden zurückgenommen. .
I n der Antwort des Pfalzgrafen vom 17./27. November
(ibiä. Beil . VI) wurde zunächst für einen Wahn erklärt, daß
er nicht rechtmäßig resümiert worden sei :c., dann der Vor-
wurf erhoben (gegen Neuburg), daß der vorgeschlagene Vergleich
nur mit Bedingung und dem Vorsatz, alles und jedes, was
einmal zugestanden, zurückzunehmen, gemacht worden sei und
Pf.-Neuburg sich ebenso wie Sulzbach alle fernere „Notdurft"
vorbehalten und auf den Reichstag berufen habe.
Bei dem letzteren Punkte, der. Berufung an den Reichs-
tag :c. wolle auch er es bewenden lassen, so erklärt er und
damit ist der Faden — abgeschnitten. I n den zuerst angeführten
hat er übrigens Unrecht; nicht die Restitution überhaupt hatte
Neuburg angefochten, sondern nur insoweit als Überschreitungen,
EMsse, welche ja auch der Kaiser gelten hatte lassen, vorge-
kommen waren; von einer wirklichen Zurücknahme der ge-
machten Anerbietungen konnte am 2./12. und 1 0 . M November
nicht gesprochen werden; sie war am 10./20. November nur
angedroht worden.*)
Ob Pfalz-Neuburg von feinen gemachten Zugeständnissen im
letzten Augenblick hätte zurücktreten können, muß überhaupt in Frag
gestellt werden. Nachdem es vor dem Deputationstag sich auf Verhand
lungen eingelassen und Zugeständnisse bewilligt hatte, war es an dies
Der Pfalzgraf von Snlzbach hatte Zugeständnisse soviel wie
e
e
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Bor einen Reichstag nun kam die Sache nicht. Bevor
sie auf einem solchen — der nächste fand im Jahre 1653 statt
— hätte verhandelt werden können, war sie durck einen Ber-
trag der beiden Fürsten, des Erbprinzen Philipp Wilhelm von
Neuburg als Prinzregenten und des Pfgr. Christian August
aus der Welt geschafft und dadurch ein neues Rechtsverhältnis
geschaffen worden, durch den K ö l n e r Vergleich vom
1 2 . M Februar 1652. Kenn wir diesen ansehen, werden
wir sagen wiissen, daß sich Pfgr. Christian August i. I . 1650
mit eitlen Hoffnungen getragen und einer Vertrauensseligkeit
hingegeben habe, wie sie wohl selten ist. Von seinen Hoff-
nungen und Erwartungen ging auch nicht eine einzige in
Erfüllung. Wir wissen nicht, wo er überall angeklopft und
welchen Bescheid er überall erhalten hat; daß er fast überall
verschlossene Thüren und taube Ohren angetroffen, dafür liefert
den Beweis eben der Kölnische Vergleich.
Doch berichten wir noch den Ausgang der Sache auf
dem Nürnberger Kongreß.
gar nicht gemacht, bei ihm handelte es sich lediglich darum, wollte er
die Neuburgische Bedingung wegen der Pfarrkirche in Sulzbach annehmen
oder nicht. Was für ihn ans dem Spiele stand, bezw. wie nahe es
lag, nach den in Osnabrück gemachten Erfahrungen die wahrlich für
ihn günstig gelagerten Chancen in Erwägung zu ziehen, geht aus den
am 9. Februar/30. Januar 1650 verglichenen reZulis xrasiiiuinaribus
rvsütutionuM) wie solche hernach dem Hauptrezeß einverleibt wurden,
hervor: „Erstlich verbleibt es wegen dessen, was allbereit hievor oder in
erst gedachten Terminen oder den nächftdarauffolgenden Monaten von
denen Deputatis oder durch die ausschreibenden Fürsten zc. in kraft
instr. Vaois, tuntiorw moäi yxe^usnäi^ auch praeiiminHr- und gegen-
wärtigen Hauptrezeß und denengemäß dezidieret, erequiert oder verglichen
ist oder noch erörtert :c. würde, das soll also fest und unverbrüchlich
gehalten und dawider keines andern Orts am kaiserlichen Hof oder
Kammer- oder andern Gerichten auf einigerlei Weis oder Weg nicht
angenommen, sondern »imMoitsr. abgewiesen werden zc. Unterschrieben
.vom kaiserl. und schwedischen Getteralbevollmächtigten, dem kurmainz.
fachs.-altenb. Gesandten <v< Meiern I I . 7. B, s 25. »r . N.)
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Am 21. Februar/3.März 1651 wurde sie wieder vorge-
nommen und die vota gehört, welche aber bei beiden Reli-
gionsverwandten ganz entgegengesetzt ausfielen, (v. M . w w l l .
M . X IV. § 3.) Die Evangelischen stimmten dafür, die Exe-
kution sei richtig erfolgt und deshalb weiterhin in Schutz zu
nehmen; auch sei Sulzbach in den noch rückständigen Stücken
zu resümieren; was das simultanische Religionsexerzitium und
was sonst der Herzog von Neuburg von Rechtswegen und ex
pOtiwrw verlangt, betreffe, sei die Sache nichts und müsse
der Sulzbacher gegen die Neuburgische Exekution restituiert
werden; außerdem seien die Unterthanen nach dem Absatz
„Uoo tamen nou ob8taut6 etc." in den früheren Stand zu
fetzen, jedoch daß das Simultaneum überall der Orte gewahrt
sein soll, welche katholische Einwohner haben. Weil nun die
Katholischen diesem Schlüsse gänzlich dissentierten, wurde end-
lich dieses Temperament beliebt, die vollständigen Akten mit
den vatls, wie solche ausgefallen wären, an I . K. Majestät
mit einem gemeinschaftlichen Schreiben einzuschicken.
Ghe letzteres geschah, lief andern Tags eine Denkschrift
von Pf.-Neuburg ein, worin es sich beschwerte, daß die vota
paria gewesen seien, mit der Bitte, die Absendung zu beschleu-
nigen, inmittelst aber dem Pfgr. von Sulzbach aufzutragen,
daß er Mittlerzeit und bis zum Austrag der Sache den in
seinen Ämtern wohnenden katholischen Unterthanen das S i -
multaneum verstatten solle. Bei gehaltener Umfrage blieben
die sämtlichen Gesandtschaften bei ihren einmal abgelegten
Voten und beschlossen wegen der verlangten Iwischenverfügung,
daß solche nicht angehe, hingegen wollten die Evangelischen
übernehmen, an den Pfalzgrafen zu schreiben, daß derselbe
vorbehaltlich des richterlichen Urteilsspruches und seinen Rechten
allerdings unschädlich, dergleichen Simultaneum an einem und
andern Orte, wo etwa viele Katholische vorhanden wären, bis
auf weiteres und gutwillig verftatten möchte. Dieses Anerbieten
nahmen sowohl die katholischen als der Neuburgische Gesanvt
10*
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mit vielem Dank an und bemühten sich die Evangelischen,
dasselbe nicht nur schriftlich, sondern auch mündlich ins Werk
zu setzen, da eben ein Sulzbachischer Vasall und Landsasse
(Baumgärmer vom Holenstein) in Nürnberg zur Betreibung
der Sache eingetroffen war.
I m summarischen Bericht des Kollegiums der Deputierten
(Ju l i 1651) konnte nur konstatiert werden, daß die viel ven-
tilierte Sache unbeglichen blieb und endlich, nachdem man viele
Zeit allein damit zugebracht hatte, an Kaiserliche Majestät
abgesendet worden sei.
Dies der Ausgang der Sache l Pfalzgraf Christian August
wäre wohl bald nach dem 8./18. November 1650 froh gewesen,
wenn er die Chancen dieser Zeit noch einmal gehabt hätte.
Gleichzeitig mit dem an diesem Tage beim Kongreß einge-
reichten Protest richtete er (v. M . I I . l ik. X I . § 13. Beil. IX)
ein Schreiben an einen der evangelischen Gesandten (war es
der Weimarische, welcher ihn zu vertreten das Kommissorium
hatte oder der Wolfenbüttelische, der den letzten gütlichen Ver-
such bei ihm zu machen übernommen hatte? jedenfalls war es
der letztere, Dr. Heiland, denn sein Antwortschreiben ist vom
12. November datiert, die Schreiben des Pfalzgrafen vom 8.
und 9., die erste Denkschrift Neuburgs vom 10./20., die Ver-
handlungen im Kollegium fanden auch in diesen Tagen statt),
worin er ausführte, der Vergleich dürfe ihm nicht aufgedrungen
werden, so weit habe er sich nicht submittiert. Die Deputierten
seien nicht ermächtigt, eine einmal vollzogene Restitution zu
ändern :c„ sondern nur über einen dabei etwa vorgekommenen
Exzeß zu entscheiden; zu depossedieren hätten sie gar nichts,
weder ganz noch teilweife u.
Der Gesandte antwortete ihm am 12./22. November.
Er kam damit dem erhaltenen Kommissorium, alle diensamen
owoia anzuwenden, in jeder nur erdenkbaren Weife nach und
gibt uns damit nicht nur ein Msums der ganzen Sache,
sondern läßt uns auch einen Blick so zu sagen hinter die
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Koulissen thun, gewährt uns einen Einblick in die unter den
Evangelischen selbst herrschende Rechtsanschauung über die
Sache, so daß ich wohl auf Entschuldigung rechnen darf, wenn
ich seine Antwort ziemlich iu yxtsuZo bringe.
Es sei, führte er aus, alles bereinigt gewesen (zwischen
den Deputierten und Neuburg) bis auf den einzigen Punkt
des Simultaneums in Sulzbach. Er befürchte, es dürften die
Sachen in jetzigen t6rmim8 nicht bestehen bleiben, sondern zu
Präjudiz und Nachteil der evangelischen Unterthanen des Pfalz-
grafen in einen andern Zustand geraten. Vor allem stehe zu
befürchten, daß, sobald der Pfalzgraf an den Reichstag sich
wende und Pf.-Neuburg dies vernehme, auch dieses die Re-
mission amplektieren, mit beiden Händen zugreifen (was es
ja auch am 16./26. that) und alles, was bisher mit so großer
Mühe von ihm erhalten worden sei, zurücknehmen werde.
Es sei hart hergegangen, bis Pf.-Neuburg sich mit Pf.-Sulzbach
iu einige Handlung habe einlassen wollen, das wisse Pfgr.
Chr. Aug. selbst. I n Münster habe sich deshalb das ganze
Werk zerschlagen, hier sei es durch die Handlung erhalten.
Sollte diese durch die Remission sich zerschlagen, werde der
Pfalzgraf Mühe haben, das erlangte patroomium in Religions-
sachen wieder zu erhalten. Der Kais. Gesandte Crane habe
diesen Umstand als das bündigste Argument zur Schließung
der Traktaten gegen ihn, den Gesandten, betont. Er selbst be-
sorge, wenn jetzt nichts daraus werde, gewähre der Neuburger
später erst recht nichts mehr; den ^. 0 . Unterthanen werde
mit der Remission aci oomitia gar übel geraten sein, ebenso
besorge er wegen des Konsistoriums, das der Pfalzgraf mit
Mühe und Not erhalten habe und das man dem Neuburgischen
schier mit Gewalt über den Kopf habe nehmen müssen.
Dem laoto p088688iom8 Habe der Pfalzgraf selbst nicht
getraut und deshalb im Rezeß die Explikation kassieren
lassen; der brüderliche Pergleich sei auch dem schnurstracks
WWgen.
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Was jetzt erreicht worden, werde künftig nicht mehr er-
reicht werden. Wie aber werde es fein, wenn die evangelischen
Geistlichen in Neuburg sollten examiniert, von da aus visitiert
und korrigiert werden? Gott möge dieses Übel abwenden.
Worüber man einig geworden sei, gedeihe sicher den
armen Unterthanen zu mehr und besserem Guten als wenn
sie einmal ums andere durch nicht ausbleibende Neuburgische
Attentate Ungelegenheiten zu erwarten haben müßten.
Auch in Weiden und Parkstein, die Besatzung daselbst
habe der Pfalzgraf politische Rechte erlangt, die er vordem
nie gehabt. Das vom Pfalzgrafen angeführte benGiWiuiu
manuteneutiae fei gut, wenn — „Ew. Gnaden dessen Reali-
täten versichert wären!" Den Exekutionsrezeß wolle er nicht
inftingieren, vielmehr nach Möglichkeit sekundieren, aber Bam-
berg habe schon Bedenken, solchen auf die Stunde zu voll-
ziehen. I n Nürnberg verhandle man über die uulliwtb5 und
oxee88U8, sei noch zu keiner Sentenz gelangt, der Ausgang
sei fraglich, die Sache könne auch zu Nngunsten Sulzbachs
ausfallen. Ob Brandenburg-Culmbach sich allein zur Manu-
tenenz verstehen wolle, sei abzuwarten.
„Doch, wie dem allen und daß dieses alles nach Wunsch
erfolgen möge, sehe ich gleichwohl nicht, wenn Pf.-Neuburg als
Landesfürst nommo der Sulzbacher Unterthanen 6x in3tr.
pacis Hrt. V. eap. Huantum cleiiM aä colmto8 ote. son-
derlich in vjßors verboruw: vel inwr 8tatU8 immoäiaw8
eorumyuo 8ubÄito3 umtuo e0N8eu8ü aliter srit convGutum
(i. H. § 32 N00 wmen uon ub8tauto eto Schluß) am
kaiserl. Hof pro aämitt6u6o e«tl 0Ü00 iis ommbus in loeiS)
wo einige Katholiken vorhanden, Kommission anbringen würde,
wie selbigem zu begegnen sei oder zu verwehren, daß die jetzo
noch einzig m Uw et ä M r e n t m begriffene Pfarrkirche zu
Sulzbach nicht zu dem simulwnoo via ^jurig gezogen werde
und man Nrnach etwan die eonäitioue^) so vielleicht jetzo bei
gütlicher Handlung noch zu erhalten sein würden, nicht haben
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0150-0
151
könnte. Sollte dann gleich die oxooptw Mr,8 tsrntorri i liti«
ßw8i vel eontrovVi'Zi (V. § 43) anseiten Ew. f. Gn. den
ersten impetum aufhalten, so wissen demnach E. f. Gn. ohn
mein geringfügig Anführen besser, wie zu besorgen, wenn die
8sntentia 8uper territorn eoutroversia etwa widrig aus-
schlagen sollte, daß den armen H.O. verwandten Unterthanen
außer dem üedili Migration!» bsusüoio^) von Pf.-Neuburgischer
Seite wenig würde übrig gelassen werden. Was eS auch bei
der jetzo zum 8imultaneo geforderten Pfarrkirche vor einen
weit anderen Zustand, welchen doch der Allerhöchste gnädig
abwenden wolle, gewinnen dürfte, gebe Ew. f. Gn. hochver-
nünftigen ^uäico zu ermessen ich gehorsamst anHeim."
Er hofft, der Pfalzgraf werde dieses um der Wichtigkeit
der Sache willen freimütige Eröffnen in Gnaden aufnehmen
und reiflich erwägen; bittet, daß Gottes väterliche Güte den
Pfalzgrafen dabei regieren und solche fürstliche Gedanken ein-
geben wolle, welche zu seines Namens Ehre, seiner Kirchen
im fürstl. Lande Wohl- und Ruhestand, dem Pfalzgrafen selbst
zu großem Nachruhm, glücklicher Regierung und zum allge-
meinen Wohlergehen gereichen möge.
*) Wie man angesichts des Schlußsatzes des § 43, bezw. unter
Bezugnahme auf denselben die evangelischen Unterthanen, welche einzig
und allein i . I . !624 den 'öffentlichen Gottesdienst hatten, von 1627
bis 1649 auf denselben verzichten mußten! und im Februar 1649 den-
selben wieder erhielten, zur Auswanderung anhalten konnte, ist mir
unerfindlich. Oder war das die Meinung, solange die Sache nicht aus-
getragett war wegen des Territorialrechtes, solange sollte ein Zwang zur
Auswanderung nicht angewendet werden können? Hernach aber war die
Austreibung erlaubt? Also wieder das M wrritori i oum Mrs rslor-
umnäi st eum dsneüoio, i. s. nso668itat6snn8la.näi! Nnd der Schluß-
satz des § 43: 8udäiti vsro sto. wurde auf Antrag der protestierenden
Stände am 11. Januar 1648 (v. M . I V . S . 880) dem § beigefügt!
Welche Bedeutung kommt dem § Hoo tamsn iwn obstants überhaupt
zu? Das ist der berühmte Friedensschluß, da ein § den andern aufhebt
M b auf dessen Bestimmungen die beiden Parteien in entgegengesetzter
NchMng sich beriefen, gerade wie vordem bezüglich des Umfangs des M8
den ß , M d damit solcher Friede zc." des Religionsfriedens.
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welter Merl.
öe;; AMschen Vergleichs.
a p i l e l I .
Der Inhllll des Vergleichs.
A m 13. Februar 1651 (a. St.) hatte Pfgr. Christian
August noch ein allgemeines feierliches Dantfest wegen der
vor zwei Jahren erfolgten Restitution der evangelischen Lehre
in seinem Lande angeordnet, wobei er in seinem diesbezüglichen
Reskipt an den Superintendent Wider vom 28. Januar Klage
„über die Versuche der Widerwärtigen führte, ihre Greuel und
Abgötterei simultanes einzuführen" und genau ein Jahr später,
am 12./22. Februar 1652 schloß er den berühmten, man darf
auch sagen, berüchtigten „Kölner Vergleich" mit seinem Vetter,
dem Erbprinzen (und Prinzregenten) Philipp Wilhelm von
Neuburg. Man muß sagen, daß das Amtsgeheimnis streng
gewahrt wurde. Der Vertrag sollte nicht eher vollzogen werden,
als bis Pfgr. Christian August wieder in seiner Residenz
Sulzbach angelangt sein werde; darum erschien eine sofortige
Publikation desselben keinem der Kontrahenten eilig und dem
Pfalzgrafen von Sulzbach, dessen Ankunft sich fünfviertel Jahre
hinauszog, gleich gar nicht erwünscht. Erst «n September 1652
fam dje erste positiye Nachricht über den Abschluß eines Per«
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träges zwischen den beiden fürstlichen Vettern, aber nur in
unbestimmten Umrissen über seinen Inhal t , durch den zweit-
jüngeren Bruder Christian Augusts, den Prinzen Philipp, der
durchaus mit dem Vertrag nicht einverstanden war, nach
Sulzbach.
Ehe wir der Frage nach der Berechtigung der Kontra-
henten zum Vertragsabschluß und den sonstigen Rechtsftagen
näher treten, wollen wir den Vertrag in seinem Wortlaut,
soweit das nötig ist, (das scheint mir aber bei dem ersten,
dem politischen Teil, nicht der Fall zu sein) beibringen und
über seine Einführung in den verschiedenen Teilen des Ge-
bietes berichten.
„Von G. G. Wir Philipp Wilhelm und von desselben
Gnaden Wir Christianus Augustus, beide Pfalzgrafen bei
Rhein:c. :c. bekennen und thun kund hiemit, daß angesehen
Wir mit Schmerzen zu erwägen, was Massen durch die in
Unserm Haus und Linie bisher geschwebte schwere Differenzien
und Mißverftändt nicht allein Wir selbsten, sondern auch das
ganze Fürstentum Neuburg in großen Schaden und Verderben
geraten, woraus schwerlich zu gelangen, es werden dann ob-
gedachte St r i t t , wenigstens so lange u n s G o t t das Leben
f r i s t e t , niedergelegt und sonderlich zugleich diejenigen Fälle,
woraus in geist- und weltlichen Sachen bishero die Irrungen
entsprungen, da(zumalen) nun(mehro) beiderseits Religions-
verwandte miteinander, (und) wie Wir wünschten, schied-
und friedlich leben und sich begehen müssen, eigentlich spe-
zifizieret und der Billigkeit nach erläutert; und demnach
( - - nachdem) Wir nicht sehen können, daß bei jetzigem Unseres
Pfgr. Philipp Wilhelm hochgeehrten Herrn Baters:c. Wolf-
gang Wilhelm Pfgr. hohen Alter und Dero bekannter Ind is-
position die Abhandlung obbemeldter Differenzien zu erheben
möglich; jedoch aber bei längerem Aufschub dieses Vergleichs
nur mehr Zerrüttung und großes Unheil zu besorgen gewesen
Wäre: als haben Wir solchem allen bei Zeiten vorzukommen,
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um Unseres jetzt und künftigen hohen Interesse willen un-
umgänglich und höchst notwendig zu sein erachtet, UnS in
einen beständigen Vergleich mit einander ohn ferneren
Verzug einzulassen, welchen Wir auch vermittelst göttlicher
Verleihung, wie hernachfolget, getroffen, jedoch dabei Uns
vor a l l e n D ingen vo rbeha l ten , daß der nachfol-
gende ganze I n h a l t dieses Vergleichs n u r i n so
l a n g , a l s E ine r unter Uns Kontrahenten im Leben
vor k r ä f t i g und g i l t i g gehalten, nachUnser beider-
sei ts (!) Absterben aber und eher n i t , Unseren Erben
und Nachkommen f r e i und unbenommen sein sol le,
da sie Unsere allhie deklarierte gute Meinung nicht ngnoscieren
wollten, solche nach Bel ieben gänzlich aufzuheben
und zu kassieren, auch sich selbsten i n den S t a n d
wieder zu setzen, in welchem Wir beiderseits bei Auf-
richtung dieses Vergleichs Uns befunden und also keinen unter
Unfern.Erben und Cuccessoren dadurch präjudiziert sein solle.
Hernach ist unter Uns wohlbedächtlich, auch freundvetter-
und gutwilliglich verglichen uud zwar !.,lich. soviel die k o l i -
Uoa betrifft, wollen und sollen Wir M r . Philipp Wilhelm
Herrn Pfgr. Christian August L. an allen dero Oberherrlich-
und Gerechtigkeiten, Zinsen, Gilten, Renten, Einkommen,
Jagen u.dgl., wie das Namen haben mag, in dero Erbportion
nicht allein ganz keinen Eintrag noch Hinderung zufügen noch
geschehen lassen und von wegen solcher Erbämter alle Onera
und Beschwerden gegen der Rom. K. Maj. und dem h. Reich
ingemeinen oder sonderbaren Anlagen, Tributen, Steuern,
Lehensempfahung, Besuchung der Reichs- und Kreistage und
was dergl. mehr ist, allem ohne Zuthun S. Liebden als ein
regierender Fürst tragen und verrichten, auch Dieselbige deß-
wegen gänzlich entheben und vertreten, sondern auch yoch über
das Uns als Landesfürsten nichts reservieren noch ausnehmen
als was hienach in spMs folgt und deuMch ausgedrückt wird
als W ist
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1) die Landtags Halt- und Ausschreibung, doch mit fol-
gender Bescheidenheit zc.
2) Die Steuern, Anlagen und Umgelder, doch auch mit
spezifizierter Bescheidenheit:c.
3) Reservieren Wir Pfgr. PH. W. Uns auch diejenigen
Mandate, welche in Reichs- und Kreissachen zc. zu publizieren
an Uns PH. W. als den Landesfürsten gelangen möchten, daß
solche in Unser beiden Fürsten Namen und folgenden Ein-
gangs: „ W i r P h i l i p p W i l h e l m a ls regierender
Fürst und W i r C h r i s t i a n August a l s I n h a b e r und
E r b h e r r der Ämter N. und N., entb ie ten euch :c.,
publiziert werben sollen." Für den Todesfall des Pfgr. Wolfg.
Wilh. wird der dem Pfgr. Philipp Wilhelm zu leistenden
Landeshuldigung gedacht und die Form und der Modus der-
selben vorgesehen: W i r P fg r . Chr is t ian August wo l len
Ünsern Landständen und Unterthanen im Beisein der von
Pfgr. Phil. Wilh. dazu abgeordneten Kommissären den sich
zutragenden Todesfall vorhalten, die selbigen nicht allein
auf ihrer V o r f a h r e n d i e s f a l l s e r te i l t e Reversalen
und geleistete P f l i ch t , auch dem, was seither und in
diesem Vergleich zwischen Uns kontrahieret, weisen,
sondern auch ihnen au f t ragen , daß S i e :c. Pfgr .
P h i l i p p W i l h e l m fü r den regierendenFürsten des
F ü r s t e n t u m s Neuburg, dessen M i t g l i e d e r sie sein,
erkennen und Uns Pfgr. Christian August zu selbigem Ende
Handgelübde leisten so l len :c. :c.
„ A l l e Übr igen 8 t a t u t a , Ordnungen und Mandate
aber, w ie auch die A p p e l l a t i o n und was Uns Pfgr.
Phil. Wilhelm allhier in diesem Vergleich in specie nit vor-
behalten, es seien geist- oder weltliche Regalien, ^ura und
Gerechtigkeiten, wie die auch Namen haben oder von Uns
felbsten im übrigen Fürstentum genossen und exerziert werden
Wnnen oder mögen, resignieren Wir Pfgr. Philipp Wilhelm
Ms sonderbarer freund-vetter-und brüderlicher Affektion
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Sr . Pfgr. Christian August Lbd. völlig, allerdings und ledig-
lich, sich deren nach gutem Gefallen und Belieben ohne jemand«
Eintrag oder Hinderung zu gebrauchen und zu bedienen.
I I . „ D a h i n g e g e n und zum a n d e r n , sov ie l die
L o o i 6 8 l a 8 t i c a b e t r i f f t , wollen und sollen Wir Pfgr.
Christian August das s imu l tanckum e x o r o i t i u m der
katholischen R e l i g i o n in Unfern Erbämtern aus U r -
sachen und m i t ( ? 0 n 6 i t i 0 u , wie Eingangs mit mehrerem
ermeldet, i n t r o d u c i e l e n und zulassen; und soll es mit
solchem, nachfolgendem klaren Inhalt gemäß, verhalten und
dem festiglich nachgelebet werden, als
1) sollen inskünftig sowohl die Katholische als ^u^b .»
Konf. Verwandte i n allen und jeden P f a r r e n und F i l i a l -
kirchen (als welche neben den Schulen, Spitälern und Gottes-
äckern beider Religion Zugethanen zu gemeinem Gebrauch zu-
gehörig sein sollen) in Unsers Pfgr. Christian August Stadt
und Landgericht Sulzbach, wie auch Pftegamt Flossenbürg und
Gericht Vohenstrauß, sodann gemeinschaftl. Stadt- und Land-
gericht Parkstein und Weiden, auch denen jeden Ortes (ausge-
nommen denen in Unfern Schlössern) sich befindlichen Kapellen
ihr öffentliches Religions-Ezerzitium haben und verrichten.
Zum andern sollen, um allen Zwiespalt zu verhüten, die
Stunden also alternative abgeteilt sein, daß so einen Tag die
Katholischen die Frühstund bis um 9 Uhr und die H.-O. Ver-
wandte von 9 bis 2 Uhr Nachmittag gehabt, den andern Tag
die H..-0. Verwandte eben denselben Vorgang auch haben und
Gleiches mit den Katholischen von 9 bis 2 Uhr Nachmittag
gehalten; und also diese richtige Ordnung von dem ersten bis
zum letzten Tag der Woche fortan successive das ganze Jahr
aus und ein, unangesehen einfallenden Festes observiert werden.
3) Sollen alle zu diesen obbemeldten in Unfern :c. Erb-
ämtern gelegmen Kirchen, Filialen, Kapellen, Schulen und
Gottesäckern gest i f te te und gehör ige Ren ten , Zins,
GUten, Zehenten, um Verzinsung ausgeliehene A lmosen-
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g e l d e s - , auch S p i t a l - und andere dergleichen zu christ-
lichen und milden Gebräuchen gest i f tes E i n k o m m e n (doch
außer deme, was Unser in Gott ruhender Herr Pater Pfgr.
August und dessen H. Porfahrer Pfgr. Ott Heinrich dazu ver-
ordnet) i n gleiche T e i l e verteilt werden und beiden Reli-
gionsverwandten die A n w e n d u n g i h r e s A n t e i l s und
zwar ohne Verwendung außer Unfern :c. Erbämtern ungesperrt
und frei stehen, jedoch daß diejenigen Stiftungen, so zur Unter-
haltung Spitäler und anderer dergleichen Arbeitshäuser vor-
mals beschehen, zu keinem andern Ende als wohin sie angesehen,
dergestalt verwendet werden, daß zwar diejenigen, so in denselben
jetziger Zeit vorhanden und der ^ . O . zugethan, darin verbleiben;
die jetzt vacierende Stellen aber den Katholischen auf dero An-
melden vergönnet und hernach inskünftige die Aufnahme wechels-
weise und also ergehe, daß auf einen Katholischen jedesmal
ein H.-O. Verwandter und so fortan alternative wieder ein
Katholischer succedieren und damit so lang kontinuiert werden
solle, bis die gleiche Anzahl beider Religion Zugethaner er-
füllet worden ist; dabei es dann fürders sein beständiges Per-
bleiben haben wird.
4) Sollen a l l e geistliche E inkommen zweien Ver-
waltern beiderseits Religion untergeben, von denen aber quar-
talitftr in der Pfarrherren oder sonst dazu Verordneter beider
Religionsverwandten Beisein richtige Rechnung geleistet und
jeg l ichem Re l i g ionsgenossen davon die Halbscheid
zu gleicher I e i t zugestellet werden; einem jeden Teil aber
freistehen, davon seiner Religion verwandte Geistliche in be-
liebiger Zahl mit oder ohne Beischuß zu unterhalten.
5) Da irgendswoher, es sei von Pfgr. Philipp Wilhelm
oder fremden und Landes-Unterthanen, zu dem katholischen
Gottesdienst an Geld und Gefällen von dem Ihrigen ichtwas
gestiftet oder aber den Geistlichen kathol. Religion an Be-
soldung 6o pwprio vermehret werden möchte oder wollte,
W g e s alles ftll den Katholischen allein zuständig sein und
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bleiben; doch.da von Ausländern und Unterthanen neue Kirchen,
Spitäler und Klöster erbauet werden wollten, darüber Unser
Pfgr. Chnstian Augusts Consens (den Wir gestalter Sachen
nach nit abschlagen werden) vorher gesucht und auch bei solchen
Stiftungen Uns an Unfern Intraden und ^uribus kein A n -
trag und Abgang zugefüget werden; und hat es mit den Augsb.-
Konf. Verwandten auch ihresteils in dergleichen Fällen eben-
mäßige Meinung.
6) Sollen alle heil. Reliquien, wie auch die etwa noch
vorhandenen Monstranzen und Meßgewand und was die
Katholischen wieder mit sich bringen oder mit der Zeit noch
ferner gemacht oder ihnen verehrt werden möchte, ihnen den
Katholischen allein zuständig sein und verbleiben; allermstsfen
es auch im Gegenteil mit den ^ t? Verwandten gleiche
Meinung.
?) Obwohl Wir M r . Christian August etliche katholische
Priester, so kraft dieses Vergleichs hienächft oder inskünftige
durch Erledigung ihrer Stellen, über welche Wir die Kolla-
toren, neu zu installieren sein möchten, dem Ordinarlo zu
präsentieren hätten; dieweil jedoch Pfgr. Phllipp WUHelm Uns
repräsentieret, wasgestalt Wir der evangelischen Religion zu-
gethan und dannenhero zu Beruhigung der Unterthanen Ge-
müter, auch Abwendung alles Mißtrauens, ob möchten von
uns nit allerdings taugliche Priester erwählet und fürgeftellet
werden, Uns freundlich ersuchet, Wir möchten I h ro solche
Präsentation überlassen, also und zu Bezeugung Unseres recht-
schaffenen Vertrauens zu S . L. haben Wir deren verwWgt,
doch daß S . 8. Uns (Pfgr. Chr. Aug.) der Installation halber
sodann vorher anlangen, welche Wir nit diffitultieren werden.
M i t denen Landsassen, Städten und Märkten aber in Unserer
ErbporÜon, die das Mg praftsoutanäi oder oonkorWäl her-
Wbracht, soll es also gehalten werden, daß sie entweder, neben
bem sie Uns einen evangelischm Prediger, auch zugleich von
M s t Ämn latholWen Priester owr Religloftn, die Pfgr.
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W t i p p Wilhelm angenehm sein^ dem Ordinario präsentieren
oder da sie auf behörige rechtmäßige Zeit es nicht thun werden,
Pfgr. Philipp Wilhelm freistehen solle, dergleichm PersM von
sich selbsten zu erwählen und Uns sodattn zur Installation
ersteinverstandnermafsen zuschicken.
8) So l l den Katholischen unverwehrt sein, nachdem es
die Zeit und Observanz der katholischen Kirche mit sich bringt
öffentlich Prozessionen anzustellen.
^ 9) So den katholischen Priestern in- oder außerhalb ihres
Gottesdienstes einige Verschiffung ohne ihre eigene Ver-
schuldung, darunter gleichwohl das oxörcitium ihrer Religion
nit verstanden, begegnen sollte, sein Wir n. Christian August
erbietig, die Thäter exemplarisch abzustrafen sowohl als die-
jenigen katholischen Unterchanen, welche die Gebote der lath.
Kirche übertreten zu haben von den Priestern oder sonst je-
manden angezeigt werden möchten, mit verschuldeter Strafe
zu belegen.
10) Wann in geistlichen Sachen Unser (Chr. Aug.) katho-
lische Landsassen, Bürger und Untetthanen einer wider einen
katholischen Priester oder Religiösen zu klagen hat, so soll der-
selbe von Unserer Kanzlei oder Beamten zu seinem Oräiuanc)
gewiesen und, so derselbige Untexthan fällig erkannt würde.
Unsere Beamten von dem Oräiuano dessen berichtet und von
Unsertwegen durch unsere Beamten zu gebührender Exekution
gezogen werden. Gestalt wir auch, wenn ein oder ander ka-
thylische Geistlicher etwas Malefizifches begehen sollte, Wir
Uns Wa l t e r Sachen nach die Aphrehenston zwar vorbehalten^
jedoch denselben jeglichem Ordinario liefern wollen, und wann
mm Mensstrafe wider denselben erkannt ^^M^ Uns dessen
Zurücklieferung, um die gebührende Exekution an ihm zu voll-
ziehm^ unweigerlich erfolgen solle.
11) S o von dem Ordinario an die katholischen Geistlichen
Befehle abgingen, die den katholWen Gemeinen (nur daß in
solchen Uns P f M Christian August und diesem Vergleich nichts
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zuwider darin begriffen) vorzutragen wären, mögen solche
ungehindert von der Kanzel abgelesen und an die Kirchen,
auch Freudhöfe angeschlagen werden.
12) Sollen die Ehesachen, so katholische Parteien kon-
zernieren, dem Ordinario zur Erkenntnis überlassen, dieselben
aber jedesmal, so es eine politische Strafe an Leib und Gütern
mitbetreffen möchte, an Unsre Beamten wieder remittiert
werden.
13) Da ein oder anderer sich zur kathol ischen oder
auch evangelischen R e l i g i o n f r e i w i l l i g bekennen
w o l l t e , so soll es mit dem oder denen nach I n h a l t des
letzten Fr iedenssch lusses gehalten und l e i n e r dar-
über i n e in ige Weise beschwert werden.
14) Werden Wir Pfgr. Christian August Unser« zu Sulz-
bach hinterlassenen Räten befehlen, daß sie den Katholischen
die Freudhofskirche allda (doch ohne Nachteil der gemeinen
Begräbnisse) noch vor den herbeinahenden Ostern einräumen
und dieselben darin ihr Religionsexerzitium ungehindert ver-
richten lassen; gestalten Wir auch gleich nach Unserer Hinauf-
kunft, was uns in Kraft dieses Vergleichs, sonderlich des
siuMtauoi oxoroitü roliFiow» halber zu verordnen obliegt,
alsbald vollziehen und diejenigen tathol. Priester oder Reli-
giösen, welche Uns von :c. Pfg. Philipp Wilhelm zugeschickt
werden, zu Verrichtung ihres Gottesdienstes in allen und
jeden beliebigen Kirchen des Landgerichts Sulzbach, wie auch
zu Floß und Vohenstrauß auf Maß und Weise, wie eben ge-
meldt, admittieren wollen; doch dergestalt, daß die katholischen
Priester bis schienst künftigen Michaelis von :c. Pfgr. Philipp
Wilhelm a l l e i n unterhalten und wegen der schierst S . Iatobi
eingehenden Zehenten solchergestalt gehandelt, daß die evan-
gelischen Prediger in ihren Prätensionen nicht verkürzt werden;
diejenigen Renten, Ichenten, Zins und Gilten aber, welche
nach jetzt gedachtem S . Michaelistag verfallen, in zwei Teile
unter dm Katholischen und Wangelifchen
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geteilt; i n m i t t e l s t auch nach beiderseits Gutbeftnden wegen
gemeiner A b t e i l u n g derKirchen und dazu gehör igen
R e n t e n , laut dieses Vergleichs, r icht ige H a n d l u n g ge-
p f l o g e n werden s o l l e : gestalt auch bei Veränderung der
Pfarrdienste, wann ein oder anderer aus den evangelischen
Priestern möchte etwas in die Pfarr- oder Kapellen- (Kaplanei-)
Häuser aus dem Seinigen verbauet haben, mit dem oder den-
selben sich ihre Successores solcher Baukosten halber billigen
Dingen nach vergleichen oder Unfern Pfgr. Chr. Aug. Ent-
scheid darüber erwarbt sollen.
15) Und wiewohl nun, wie es i n dem gemeinschaft-
lichen A m t Parkste in und Weiden m ocolesiastiei» zu
halten, hie oben Vorsehung geschehen, weil aber auch bei diesem
allein in Konsideration gekommen, daß selbiges Gemeinschafts-
amt Parkstein-Weiden (so unter Unseres Pfgr. Chr. Aug.
hierin öfters benannten Erbämtern mitbegriffen und Uns auch
bis auf diese Stunde undisputierlich e rb - und e igentüml ich
als Gemeinschaftsherrn zusteht und von Uns besessen wird),
wegen der einen Halbscheid oder Gemeinschaft Uns Pfgr. Phi-
lipp Wilhelm von dem :c. Kurfürsten zu Heidelberg I r rung
und Rechtfertigung erwecket wird, dannenhero Wir Pfgr.
Christian August, insolang der Kurfürst die Stadt Weiden
besetzt hält, in Religionssachen diesem Vergleich und dessen
Exekution ein solches Genügen, wie im Sulzbachischen geschehen
kann und soll, zu leisten nicht vermögen; als werden Wir
zwar Unserm Landrichter wie auch Bürgermeister und Rat
in Stadt und Märkten bemeldten gem. Amts W. und P., was
Massen Wir mit :c. Unserm Vetter zu Neuburg Uns in Reli-
gionssachen wegen eines simult. Gxsrc verglichen, mit dem
Befehl schriftlich andeuten, daß sie Unsers Vetters L. oder dero
Bedienten nach Inhal t dieses Vergleichs in Einführung des
lathol. Gottesdienstes, auch gleicher Abteilung und Genießung
der geistlichen Gefälle, laut vorgehenden 14. Punktens einige
Hinderung nicht zufügen sollen; Wir wollen Uns aber zu
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einiger Opposition oder Assistenz wider Üur-Heidelberg nit
verbunden haben, inmassen Uns :c. Pfgr. Phil. Wilh. dabei
versprochen, hierin so zu verfahren, daß dadurch keine neue
Unruhe erwachsen und die forthin bedrängten Unterthanen
mehreres beschwert, auf den unverhofften widrigen Fall aber
Wir von S . L. deswegen vertreten und schadlos gehalten
werden sollen. Und wie auf nächftkünftige Ostern dieses 1652.
Jahres den Katholischen die Freudhofskirche zu Sulzbach ein-
geräumt wird, also wollen Wir (Christ. August) bemeldtem
Unserm Landrichter zu Parkstein befehlen, daß er auf solche
Zeit und bis zu Unserer Hinauflunft (die sich freilich bis in
den Jun i 1653 verzögerte!) die Kirchen in dem Markt Park-
ftein den Katholischen zu dem oxeroiüo smmitauoo eröffnen
solle. Soviel aber die koMicH in diesem Geme'mschaftsamt
betrifft, ist zwischen Uns verglichen, daß von nun an und wann
Wir (Phil. Wilh.) den mit Kur-Heidelberg strittig gemachten
halben TeU einbehalten und zu genießen haben, eben derselbe
moäu3 und Gelegenheit in allen gemeinherrschftl. Fällen
durchaus soll observiert werden, wie ein solches in dem Wei-
dauischen Rezeß, Burgfrieden und Frankfurter Vertrag, soviel
dieselbe diesem Vergleich nit entgegenlaufen, ausführlich ver-
sehen ;c., Garnison :c. ;c. Würde aber Seiner des Kurfürsten
zu Heidelberg (welches Wir Phil. Wilh. jedoch nit ermessen
können) vorgedachte Halbscheid per gbutsutigN zuerkannt, auf
solchen Fall bleibt es allerdings dieses GemeinfchaftsamtS halber
eben auch bei dem, was und wie es in einem oder andern der
übrigen Erb-Ämter halber sowohl in ooeisNagticig als p o
Utioi8 hierin abgeredet und verglichen worden.
Demnach auch der jüngst aufgerichtete Friedensschluß ver-
mag, daß die in währender Kriegsunruhe aufgewachsene I o l l -
fteigerung und neue Ausschläge gänzlich aufgehoben lc. sein
sollen:c.
(16) Letztlich versprechen Wi r lc. Christian August hiemit,
gleichwie die 4 . -0 . verwandte Prediger, also auch die
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kathol. Priester (sofern sie, wie Wir nicht zweifeln, in ge-
bührendem Respekt gegen Uns verharren) beschützen, handhaben
und denenselben allen guten Willen erzeigen, im wenigsten
aber verhängen wollen, daß denselben einige Unbild zugefügt
werde.
(1?) Hiernächst ist auch zwischen Uns beschlossen, daß alle
sowohl am kais. Hof als Kammergericht und sonsten zwischen
Uns oder Unfern Vorfahrern geführte aotionsg und Rechts-
sachen, es sei worüber oder worinnen es auch wolle, und Uns
etwa unbewußt dezidieret oder auch instünftige allda oder auf
bevorstehendem Reichstag zu Erkenntnis ausgesetzt sein oder
werden möchte, kraft dieses Vergleichs allerdings zessieren und
dieselben Sachen abgefordert, auch jetzt als dann und dann als
jetzt, so lang einer von Uns im Leben, weder heimlich noch
öffentlich, weder durch Uns noch durch andere von Unsertwegen
prosequiert, sondern alles und jedes b is nach Unser be i -
de rse i t s T o d e s f a l l gänzlich aufgehoben und annulliert sein
und bleiben solle.
(18) Nach Unserm beiderseits tätlichen Hintritt aber und
f a l l s nach solchem Unsere Erben und Nachkommen diesen
Rezeß oder Vergleich kassieren wollten, soll deren keinem durch
dies Unser beiderseits beschehenes Annehmen oder Verlassen,
Geben oder Nehmen, Cedieren oder Einräumen, als welches
von Uns aus sonderbaren Respekten, aus Lieb und Treu nur
aA äi68 v iwo (als ob eingangs und in nächstvorhergehendem
§ gemeldet) also geschehen, präjudiziert, sondern ein jeder der-
selben in eben dasjenige Recht und Stand, in welchem Wir
Uns vor Unterschreibung und Versiegelung dieses Rezesses
befunden, von selbsten zu treten guten Fug und Macht, auch
ferners alle unsre h i n t e r l e g t e und aufgehobene ^ o t i -
oubs und Rechtshändel wieder herfürzusuchen u n d z u
prosequ ie ren , frei und ungebundene Hand und Gewalt haben.
(19) Doch soll dieses alles, so in diesem Vergleich vermeldet
worden, denen traft altväterlicher Verordnungen und Unseres
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Hauses Pakten Uns beiderseits auf künftige Todesfall zu-
stehenden Anwartschaften, Erb-, An- und Successionsfällen
unverfänglich und unpräjudizierlich sein. Und versprechen Wir
;c. Philipp Wilhelm, wenngleich v o n U n s e r m H e r r n V a t e r
zu Schmälerung dieses Vergleichs etwas verordnet würde, daß
Wir dennoch alles das, so Wir einander in diesem Vergleich
versprochen, wie ein aufrichtiger deutscher Fürst wirklich halten,
vollziehen u. S . L. dabei manutenieren sollen und wollen:
und so l l d i e s e r V e r g l e i c h nicht eher v o l l z o g e n w e r -
den, bis Wir:c. Christian August vorehe wiederum in Unsere
Residenz Sulzbach angelangt sein werden.
(20) End l i ch und zum Beschluß haben Wir Pfgr.
Christian August einander mit Hand und Mund bei fürstl.
wahren Worten, Treuen und Glauben zugesagt und ver-
sprochen, solchem allen, wie diesem Vergleich buchstäblich von
Punkten zu Punkten einverleibt, ohne einige Weigerung, Behelf
und Widerrede getreulich jederzeit nachzukommen und dawider
so lange einer von Uns im Leben, nimmermehr weder für
Uns selbften zu thun, noch durch andere thun und geschehen
zu lassen, in keinerlei Weise oder Wege, wie die immer ge-
nannt oder erdacht werden mögen, alles mit wissentl. und
wohlbedächtlicher Verzeihung aller und jeder geistlichen und
weltlichen Benefizien, Recht und Gerechtigkeiten.
(21) Und wie insonderheit Wir Pfgr. Philipp Wilhelm Uns
gegen Unfern freundl. geliebten Bettern und Brüdern Pfgrz
Christian August anerbietig gemacht, wo S . L. in Ihren zu-
gehörigen Erbämtern, es sei im Geist- oder Weltlichen, ohne
Unterschied der Religionen, von Benachbarten oder sonsten
unbilliger Eintrag geschähe, dieselbe nach Unserm Vermögen
fteundvetterlich und brüderlich mit Gottes und getreuer Freund
Hilfe zu schützen und zu handhaben: also haben auch Wir Chri-
stian August gegen Pfgr. Phi l . Wilh. Uns nicht allein zu fteund-
vetterlicher und brüderlicher Liebe und Treue, sondern auch
in « M W erboten, da G. L. in dero Fürstentum'und Landen
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oder sonsten unbilliger Eintrag geschähe, gleichfalls nach Ver-
mögen ;c. beizuspringen.
Dessen allen zu wahrer Urkund, auch steter und fester
Haltung sind dieses Vergleichs zwei gleichlautende Exemvlaria
verfertigt und von Uns mit eigenen Händen unterschrieben,
auch Unsere gewöhnliche Sekreta fürgedruckt worden. So ge-
schehen und geben in Kölln den 22. Februar aimo 1652."
Kapitel II.
Die Einführung des Kölnischen Vergleichs in den S«h-
tachischen Amlern Znlzbach nnd Vohenstranß. Die
Stellungnllhme der Landstande daz«.
Die Heimkunft des Pfgr. Christian August in seine Re-
sidenz Sulzbach und damit der Vollzug des Vergleichs (ß 19)
erfolgte erst im Jun i 1653. Welche Gründe diesen Verzug
veranlaßten, ist uns unbekannt. Wie manche Hoffnung mag
der Pfalzgraf auf die politischen Konstellationen gesetzt haben,
die sich alle als trüglich erwiesen! Ob die Gottesackerkirche
in Sulzbach (ß 14) an Ostern 1652 zum oxoroitium 8inml-
t l M M N den Katholiken eingeräumt wurde, darüber fehlt jeder
Nachweis; dagegen spricht, daß nicht von Michaelis 1L52,
sondern von Reminiscere (Petri Stuhlfeier?) 1653 an die
Einkünfte zu teilen waren: es waren also frühestens mit diesem
Termin katholische Geistliche aufgestellt. Die Kirche zu Park-
stein dagegen wurde am bestimmten Termin (§ 15, Ostern)
den Katholiken zum Mitgehrauch übergeben. (S . Kap. 3.)
Der Inha l t des Vergleichs wurde lange geheim gehalten.
Die erste sichere Kunde brachte, wie aus einem Schreiben des
Superintendenten Wider in Sulzbach an den Sup.-Verweser
Knespel in Vohenstrauß vom 7. Oktober 1652 (Tretzel, Gesch.
d. Köln. Vgl . S . 34) hervorgeht, Pfgr. Philipp, der mit dem
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von seinem Bruder gethanen Schritt nicht einverstanden war,
am 25. Eeptember 1652, nicht erst Ende des Jahres, wie
a. a. O. S . 16 zu lesen ist, nach Sulzbach. Aber bereits am
30. August (a. a. O. S . 33) war eine Verfügung aus der
Sulzbacher Kanzlei nach Vohenstrauß und, wie aus dem
Schreiben Widers an Knespel hervorgeht, an die Pfarrer des
Landgerichts Sulzbach ergangen, worin ihnen der wesentliche
Inhal t des Vergleichs, die Einführung des Simultaneums
und die Abteilung der Einkünfte von Michaelis 1652 an zur
Kenntnis gebracht wurde. Wenn Pfgr. Ehr. Aug. sich in
einem Reskripte vom 8. Februar 1653 (ibiä. S . 21) auf eine
im M a i 1652 ergangene Entschließung gleichen Inhal ts berief,
„damals angefangen und seithero euch zugekommen," und vor
dem August 1652 nichts auslief und zukam, so haben wir
einen Beleg für das dilatorische Vorgehen vor uns.
Sollte man denken, die durch Prinz Philipp gebrachte
Kunde, wie die erste offizielle Mitteilung von der Bewilligung
des Simultaneums habe die Evangelischen, die bisher des
Widerstandes ihres Pfalzgrafen so sicher waren, in die höchste
Aufregung versetzt, so bieten sich dafür keine Anhaltspunkte
dar: man that gar nichts. Erst die Reskripte ä. ä. Düssel-
dorf 18./28. Ottober und vom 17./27. November 1652 rückten
die Gefahr drohender vor und in folge dessen erhoben sich
die Märkte Floß und Vohenstrauß (Tretzel, a. a. O. S . 36);
die Sulzbacher Landstände und Ritterschaft dagegen warteten
bis zum 12. Januar 1653; da ab^r „säumten sie nicht" (!),
eine „beweglichste" Vorstellung an den Pfalzgrafen nach Düssel-
dorf abgehen zu lassen; die Geistlichen hatten dies etwas früher
gethan bei der Übersendung ihres Neujahrswunsches, (ck. Tre-
tzel, a. a. D. V . 16 ff.)
Eine Rechtsverwahrung kann man jene Eingaben nicht
nennen, denn auch nicht mit Einem Wort machen sie ihr oder
des Landes Recht- oder, wie später so oft, den Wests. Friedens-
schluß geltend, sondern lediglich eine Porstellung, darin sie
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0166-1
167
unter Hinweis auf die durch Einführung des Simultaneums
und die Teilung der Pfarreinkünfte :c. ihnen, den Evangelischen,
erwachsenden Nachteile und sich ergebenden Inkonvenienzen
bitten, von dem Schluß der Traltation Abstand zu nehmen,
bis ihm die Sache nochmals von ihnen ausführlich dargelegt
worden sei; doch sagen sie selbst, daß „ ihr Schritt ohne einige
Maßgebung sein solle und sie ohne einige oder andere Wege
vorgreifen wollten."
Der Pfalzgraf erwiderte ihnen, den Edlen und Besten,
kurz und bündig (8. Febr. 1653, a. a. S . 19), die Sache sei
längst zum Schluß gekommen und versehe er sich ihres gehor-
samen Beifalls; der Geistlichkeit gegenüber verbat er sich in
einem weiteren Reskripte von demselben Tage (I. o. S . 21) „alle
unzeitige Einmischung, unnötige Lamentierung und überflüssige
Ängstlichkeit" und versah sich zu ihnen, daß sie hinsichtlich der
Abgabe der Hälfte ihrer Einkünfte zu keiner Beschwerde An-
laß geben würden.
D a er besorgte, sein Bruder Philipp, der, wie aus einem
Schreiben desselben an die Landstände und den Magistrat der
Stadt Sulzbach vom 14./24. M a i hervorgeht, gegen den
Kölnischen Vergleich protestiert hatte, möchte die beabsichtigte
Exekution desselben hintertreiben und die Sulzbacher möchten
ihm beipflichten, suchte er dem vorzubeugen und warnte letztere,
sich mit dem Prinzen irgendwie einzulassen, unter Androhung
gebührender Animadversiom
Gegen diesen Verdacht verwahrten die Landsassen, Bürger-
meister und Rat der Stadt sich in einer Eingabe vom 3. Jun i
1653 a. S t . (a. a. O. S . 24). Wohl sprachen sie in bewsg-
lichen Worten ihre Befürchtungen aus, aber daß ihre Zu-
stimmung zum Vergleich notwendig sei, davon sagten sie kein
Wort. Allerdings bestand bei einigen Landständen die Absicht,
dem Pfalzgrafen vorzustellen, wie der Vergleich mit Neuburg
außer ihrem Wissen getroffen sei, und ihn zu bitten, wenn
und weil er nicht davon abgehen wolle, wenigstens zu be-
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stimmen, daß die Katholischen ihre Geistlichen aus ihren eigenen
Mitteln unterhalten sollten, aber der bereits entworfene Auf-
satz ward wieder zurückgelegt.
Als endlich am 27. Jun i 1653 a. S t . (a. a. O. S . 31)
der Pergleich förmlich publiziert war, reichten die evangelischen
Landsassen am 28. Juni /8. J u l i nochmals eine Vorstellung
a. a. O. S . 28) ein, in der sie ihrer Gemütsstimmung über
den Inha l t tes Vergleichs und den gemessenen Befehl des
sofortigen buchstäblichen Vollzugs Ausdruck liehen und daß sie
sich eines leidlicheren und dem evangel. Kirchen- und Schulwesen
beträchtlicheren Erfolgs getröstet hätten, erklärten aber auch,
daß es in ihren Mächten nicht stehe etwas zu ändern und zu
wenden, dann, daß sie bei diesem höchst impor t ie r ten Wer!
nichts einraten und kooperieren könnten und hofften, ihre Be-
fürchtungen möchten nicht in dem Maße, wie sie es annehmen
müßten :c., in Erfüllung gehen. Zugleich versprachen sie, ihre
Geistlichen zu schuldigem Gehorsam gegen S . f. Gn. und zu
friedlicher Einigkeit und christlicher Sanftmut gegen die Oatko-
lieog anzuweisen.
Daß dieses Memorial anno 1736 einen Beweis dafür
abgeben mußte, daß das dem Kölner Partikularvertrag gemäße
Simultaneum mit Konsens der kandstände und Unterthanen
H.-l?. wohlbefugsam eingeführt worden sei, wundert uns nicht.
Von einer Rechtsverwahrung oder einem wirklich gethanen
Schritt zu einer solchen findet sich kejne Spur ; das bloße Be-
dauern hat keinen Rechtswert. Pfgr. Christian August mag
es wohl selbst bedauert haben, daß es war, wie es war.
Tretzel (a. a. O. S . 30) erklärt es wohl für einen voreiligen
Schluß, „weil diese Patrioten in ihren Memorialien sich nicht
ausdrücklich auf den Friedensschluß und die Restitution bezogen
hätten, deshalb hätten sie entweder an ihre darin gegründete
Rechte und Befugnisse nicht gedacht oder solche für ungegründet
gehalten." Mag sein, aber daß man in einem. Prozeß zu
rechter Zeit und am rechten Or t seine Zache anzubringen
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02641-0168-2
169
habe, war zu aller Zeit Rechtsregel und ebenso, daß, wer nicht
widerspricht, damit seine Zustimmung gibt.
Welch eine andere Sprache hatten sie geführt, als sie am
11. Apr i l 164? für ihren Erbfürsten, eben den Pfgr. Christian
August, sich gegen den Pfalzgrafen von Neuburg, der doch ihr
Landesherr war, in Osnabrück ans Brett legten. Da kannten
sie die Geschichte und den Zustand bis zum Jahre 1627,
wußten etwas von einem titulo ousrogo wegen der Schulden-
tilgung Ott Heinrich I., beriefen sich auf des Letzteren Schen-
kung, das Testament Wolfgangs und Philipp Ludwigs, die
Hausverträge :c. :c., daß das Successionsrecht von der Pro-
pagation der ^ .Oouf . abhängig sein solle :c. Hinterher, nach
50 und 70 Jahren kamen sie mit dem Entscheidungsjahr 1624,
der Restitution, dem Friedensschluß überhaupt; zur gegebenen
Zeit aber schwiegen sie, bezw. erklärten, sie hätten keine Be-
fugnis, etwas zu ändern oder Maß zu geben.
Etwas gar weit geht v. Dietrich in dem „Ungekränkten
evang. Religionsstand im Herzogtum Sulzbach 1794," welcher
das unbedingte Recht der beiden Pfalzgrafen zum Abschluß des
Köln. Vergleichs, bezw. zur Einführung des Simultaneums
im Tulzbacher Lande vertritt, wenn er Tretzels Ausspruch in
dessen Schriftchen von 1794, daß der Kölner Pertrag dem
Art. V. § 33 .^ ? . 0 . zuwider sei, entkräften und widerlegen
wil l . Er sagt (S . 40), der Köln. Vergleich sei erst i. 1.1652,
folglich nicht ehedem (antebao) errichtet worden und ein
älterer Vertrag, den ein Neuburgischer Herzog mit seinen
Sulzbachischen Unterthanen über die Religionsübung errichtet
habe und also aufrecht zu halten verpflichtet sei, soweit er
nicht dem Besitzstand von 1624 zuwider sei, sei nicht bekannt.
Er thut, als ob bloß „pacta" dastünde und allerdings, ein
Vertrag mit den Landständen und Unterthanen war nicht ge-
schlossen worden —die Verträge waren Haus- und Erbver-
träge — aber Vereinbarungen und Zugeständnisse (oonvsutioue»
und eonoessiones) waren unleugbar vorhanden, die feierlichsten
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Zusicherungen dem Lande gegeben, welche in den Bestimmungen
der Hausverträge über die Voraussetzung der Successions-
fähigkeit ihren förmlichsten Ausdruck erhielten. Diese Zuge-
ständnisse, vor dem Jahre 1624 gemacht und mit dem Stande
im Jahre 1624 im Einklang, hatten nach dem Friedensschlüsse
fest und unverbrüchlich — bis zu einer neuen, im gegenseitigen
Einvernehmen (mutuo eouseuLu) getroffenen neuen Verein-
barung zu bleiben. Da der Köln. Vergleich, so argumentiert
er weiter, erst 1652, nicht antebae, nicht v o r dem, sondern
nach dem errichtet worden sei, so stehe der §33 des«s. ?. 0 .
dem Rechte der Fürsten zum Vertragsabschlüsse nicht hindernd
im Wege!
Interessant ist auch, wie v. Dietrich den Art. XV I I § 3
des 3. ?. 0 . zu gunsten des Abschlusses des Köln. Vergleichs
heranzieht und verwertet. Er enthalte nichts mehr und nichts
weniger, als daß nichts, wie es immer Namen haben möge,
was demselben vorausgegangen sei, die Wirkung und Kraft
des Wests. Friedensschlusses hemmen solle (a. a. O. S . 40).
So richtig das ist, so konträr wird die Bestimmung geltend
gemacht. Und neben dem 8ivs praotoriti steht »ive luturi
wNpong! Und Art. V. § 31 heißt es: exeroitium, quoä
auno 1624 babusrunt, retiueaut 6t in p08terum eum au»
uoxi8 oto. § 32 turbati aut yuoouuyuo moäo äo8tituti in
3tatum 1624plsnali6le8tituauwr; § 31 kaeo oumia. 80wp6r
ot ndiquo ob8orvenwr!
Aus den Beilagen zu Dietrichs Schrift S . I^III ist Hie-
her noch anzuziehen die Verhandlung mit den sulzbachischen
Geistlichen anläßlich der Einführung des Simultaneums. Er
ließ wie die Landsassen und den Rat der Stadt, so auch sämt-
liche Geistliche auf den 4. J u l i ins Schloß entbieten, um ihre
Meinung zu vernehmen, wie die pfarrlichen Renten am besten
und in gutem Frieden abgeteilt werden könnten. Zum Ein-
gang wollte Superintendent Wider namens des ganzen Nmi-
steril — da hätte er wohl besser die Landsassen reden lassen —
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gegen das ganze Simultaneum protestieren, nicht zwar weil
solches gegen das bei jetzigen Zeiten so hoch aufgemutzte Nor-
maljahr oder gegen den Westf. Friedensschluß laufete, als von
welchen kein I o t a weder von den Prädilanten, noch den Land-
ständen und Bürgermeister und Rat bei Vorgang der . . Sache
gehört worden, sondern die Protestationen wurden nur aus
in die Mora l einschlagenden Ursachen gemacht, Indifferentismus
befürchtet :c., aber der Pfalzgraf fuhr ihm in die Rede und
herrschte ihn an, das Zeugen des Gewissens sei zweierlei; das
ihre werde nicht beschwert, ihnen wegen des Glaubens und der
Lehre nichts angesonnen, für die andern aber hätten sie nicht
zu sorgen, es stehe nicht in ihren Mächten, zu beratschlagen,
ob sie das Simultaneum annehmen wollten. ^Seien Hirten,
keine Herren! Die Unterthanen seien nicht ihrer; er könne
einlassen, wen er wolle, Juden, Türken, Weigelianer! Man
sieht, Christian August konnte hitzig werden, aber kann man
ihms verdenken? An den Westf. Friedensschluß Art. VI I .
Schlußsatz dachte er in der Hitze des Gefechtes nicht.
Gegenüber dem Verhalten der Landstände bei dieser Ge-
legenheit verlohnt es sich, die Geschichte der Einführung des
Neuen Kalenders zu betrachten. Vom Pfalzgrafen aufgefordert
übergeben sie ein Gutachten darüber am 21. Dezember 1654;
wie gründlich, wie gewissenhaft, umständlich und weitaussehend
ist es ausgearbeitet! Welche politischen und religiösen Momente
werden da ins Feld geführt l Die Reputation des Pfalzgrafen
als evangelischen Fürsten stehe auf dem Spiel, der gute Name
der evang. Kirche in der Pfalzgrafschaft ebenso, fast, fürchtet
man, das Seelenheil der evang. Bevölkerung. Für die Bei-
behaltung des alten Kalenders beriefen sie sich auf den Passauer
Vertrag, den Friedensschluß, das Normaljahr, ja sogar auf
den Köln. Vergleich. Wenn ja, sollte für den Kalender das
Simultaneum beobachtet werden! Seien sie durch das kirchliche
Simultaneum schon graviert worden, so solle man sie wenig-
stens mit dem Gregorianischen Kalender verschonen; diese
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Verschonung wollten sie als ein lindernde Salbe für jenes
gelten lassen! Ih re Geistlichen, die sich bisher des Schutzes
und Schirmes des Pfalzgrafen bezüglich ihrer Benefizien (! ?)
erfreut hätten, würden lieber zur Emigration als zur Annahme
des Kalmders sich entschließen!—Und wirklich verzögerte sich
die Herzog!. Entschließung bis zum 31./21. Oktober 1655. Die
Einführung des Neuen Kalenders ward mit dem 1. Advent
1655, dem Anfang des Kirchenjahrs angeordnet. Wegen der
Begehung der katholischen Feiertage wurden ihnen beruhigende
Zusagen gegeben. Die Doppeldaten finden sich trotzdem noch
eine gute Weile.
Kapitel III.
Die Einfiihrung des Kölnischen Vergleichs in dem
Gemeinfchaflsamt Weiden-Parkstem.
Aus § 15 des Köln. Vergleichs geht hervor, daß wegen
des Anteils an diesen Ämtern Pfalz-Neuburg mit der Kurpfalz
in einer I r r ung sich befand und die Sentenz, wem er gehören
sollte, abzuwarten war. (Die eine Hälfte gehörte zweifelsfrei
zu Sulzbach und damit unter die Oberherrschaft Neuburgs,
solange Sulzbach selbst unter letzterer stand, Neuburg hatte
die andere Hälfte, welche dem Kurfürsten von der Pfalz gehört
hatte, seit 1622 inne; Kurbayern erhob aber nun, da ihm die
Oberpfalz verblieb, auch Anspruch darauf, weil es bis 1622
zur Oberpfalz gehört hatte.) Die Stadt Weiden war von tur-
pfälzischen Truppen besetzt und in folge dessen vorsichtigerweise
der Vollzug des Köln. Vergleichs, die Einführung des S imul -
taneums, als einstweilen unausführbar dem Pfgr. Chr. Aug.
nicht auferlegt. Dagegen bestand das in Weiden obwaltende
militärische Hindernis in den übrigen Orten des Gemeinschafts-
amtes nicht und konnte im Vergleich dessen Vollzug da in
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ziemlich sichere Aussicht genommen und aufgebunden werden,
doch mußte man des Einspruchs der Kurpfalz auch da gewärtig
fein. Daß wenn Pf.-Neuburg den mit der Kurpfalz (Kur-
Heidelberg) strittigen Teil einzubehalten kommt und zu genießen
hat, die vollständige Durchführung des Vergleichs vereinbart
wi rd , kann man als selbstverständlich erklären, weniger
jedoch, wie im Fall des Gegenteils, wenn die Kurpfalz im
Mitbesitz blieb, es bei dem verbleiben sollte, was und wie es
in einem und andern Punkt der übrigen Erbämter halber in
eoel. et P o l i t i k verglichen war. Es zeigte sich auch sofort,
daß der eine zu viel verlangt, der andere zu viel zugesagt
hatte. Zwar in Parkstein, wo sich eine Sulzbachische Garnison
befand, wurde die Kirche bis Ostern 1652 an die Katholiken
zum simultanischen Gebrauch eingeräumt, wie aus der Be-
schwerde der Kurpfalz an den Kaiser ä. ä. 8. J u l i 1656
(Örtel, corp. S-av. LvavF. S . 663, Tretzel, a. a. O. S . 60)
hervorgeht. Sie erklärte, die Worte des Prager Rezesses vom
17. J u l i 1652 meldeten nur von einem bereits eingeführten,
nicht aber von einem einzuführenden (iutroäuoto, uou mtw-
äueouäo) sinmltanischen Exerzitium, und habe sie demnach
den Katholischen an ihrem Religionsexerzitium zu Partstein,
wo allein es vor dem Rezeß wirklich gewesen, kein Hindernis
in den Weg gelegt.
Laut dieses Rezesses vom l?. J u l i 1652 wegen der Halb-
scheid der Weidauischen und Parlsteinischen Gemeinschaftsämter
verkaufte die Kurpfalz ihren Anteil daran an Pfalz-Neuburg
um 200000 fl. mit dem Beding, daß bis zur Erlegung der
Summe der Kurfürst die Halbscheid daran, wie seine Vor-
fahren sie vor dem Kriege gebabt, hinfort zu seiner Versicherung
M o piguons ot autie!u'08O03 zu besitzen und zu genießen
habe, jedoch dem Pfgr. von Neuburg m simulwuso Gxeroitio
der katholischen Religion leine Hinderung thue, gleichwie Pf.-
Neuburg hingegen den Evangelischen in deren roliF
orchio ebenmäßig leine thun solle. M 3 des
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Örtel S . 660, Tretzel S . 60.) Wie der Kurfürst diesen
letzten Absatz, den er in der ersten Person „ich soll" zitiert,
in der obigen Weise deuten kann, in diesem Wortlaute seine
obige Meinung wiedergegeben und ausgedrückt wissen wil l,
erscheint rätselhaft. Weder die Worte „bereits eingeführt"
noch die „ in Parkstein" finden sich im Rezeß. Wenn man
etwas positiv vorhat, muß man dem auch einen adäquaten
Ausdruck leihen; die rvsorvatio moutali» hat keinen Wert ;
hier standen wohl zwei dergleichen einander gegenüber.
Infolge dieses Rezesses, durch welchen Pf.-Neuburg Eigen-
tümerin des halben Teils von Weiden-Parkftein wurde, die
Kurpfalz aber Besitzerin bis zur Erlegung des Kaufschillings
blieb, ergab sich ein eigentümliches Rechtsverhältnis. Die
Kurpfalz hatte einen Teil ihres Berfügungsrechtes aufgegeben,
denn wenn das M piFuon8 mit dem M rot6utiom8 zusam-
menfällt, kam ihr das M relorwauäi nach dem tz Zola ori-
wmalig (V. § 44) des Friedensschlusses nicht mehr zu, auf
der andern Geite hatte sie das Land noch in Nutznießung
(autiowosis) und im Besitz. I m Notfall konnte sie äo laeto
Neuerungen hindern und abstellen, andererseits konnte Pf.-
Neuburg ihr Recht als Käuferin und Eigentümerin geltend
machen. Das that denn auch der Pfalzgraf von Neuburg;
als Landesherr machte er von dem.jug i-olormauäi Gebrauch
und gingen da die beiden Vettern von Neuburg und von
Gulzbach im beiderseitigen Einvernehmen vor; im Jahre 1663
(s. u.) freilich nicht mehr.
Der Sulzbachische Landrichter in Parkstein erhielt zunächst,
jedenfalls gleichzeitig mit dem in Vohenstrauß am 30. August
1652, den Auftrag, gemäß dem Kölner Vergleich die Abteilung
des Einkommens der Geistlichen in Instruktion zu nehmen'
Der Kurfürst, davon in Kennwis gesetzt, verbot durch Reslript
<i. ä. Würzburg, 15. September 1652 an seinen Landrichter-
amtsverweser in Weiden, dem Inspektor und den übrigen
Pfarrern in ' beiden Ämtern, dem von Gulzbach aus einseitig
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ergangenen Befehl nachzukommen, was diese dem Vulzbachischen
Landrichter in Parkstein mit Eingabe vom 30. September zur
Kenntnis brachten. (Tretzel, a. a. O. S . 56 ff.)
Non Sulzbach und Neuburg aus müssen jedoch weitere
vorbereitende Schritte zur Einführung des Simultaneums
geschehen sein, denn die Kurpfalz berief sich am 8. J u l i 1656
auch auf eine Remonstration vom 28. Apri l 1653 wegen des
Vorgehens seitens Pf.-Neuburg, auf welche sie jedoch vom
Kaiser unter Hinweis auf den Prager Rezeß eine Abweisung
erhielt.
Von Neuburg wurde (Gack S . 305, Tretzel, S . 61,
Struve, Pfalz. Kirchenhistorie S . 625) das Simultaneum in '
Weiden nun mit Gewalt eingeführt. Neuburgische Kommissäre
erschienen am 22. M a i 1653, ließen die verschlossen gehaltenen
Kirchthüren unter dem Rufe: „dies ist des Kaisers Schlüssel l "
mit Äxten aufsprengen, durch zwei Jesuiten Messe lesen und
erklärten damit das Simultaneum als eingeführt.
Die Kurpfalz wendete sich wegen dieser Übergriffe be-
schwerend an die evangelischen Stände auf dem Reichstag m
Regensburg und wurde die Sache sodann an den Deputa-
tionstag gebracht (Örtel, S . 650); die Folge war die T i -
ftierung der weiteren Einführung des Simultaneums bis
zum Jahre 1656.
Was weiter in den Gemeinschaftsämtern geschah, geht
aus zwei Schriftstücken der evangelischen Deputierten auf dem
Reichstag zu Frankfurt vom 31. März/10. Apri l 1656, einer
Beschwerdeschrift an den Kaiser und einem Mahnschreiben an
den Pfalzgrafen von Sulzbach (Örtel S . 659 U t . v & L,
f. auch Gack S . 317, Tretzel S . 65 ff.) hervor. Letzterer,
welcher mittlerweile (am 1. Januar 1656) zur katholischen
Kirche übergetreten, durch den Neuburger Hauptvergleich vom
15. dess. Mts . souveräner Fürst geworden war und das
dem Neuburger zugestandene pfälzische Reluitionsrecht über die
Halhfcheid der beiden Amter abgetreten erhalten hatte, hatte
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sich am 4. März 1656 nach Weiden begeben, Neuerungen im
Kirchenwesen durch Änderung der Gottesdienststunden zum
Nachteil der Evangelischen vorgenommen, seine Absicht, die
simultanische Ausübung der katholischen Religion im ganzen
Gemeinschaftsamt weiter und nöllig durchzuführen, ausge-
sprochen, der Bürgerschaft in Weiden katholische Bürgermeister
und Räte mit Gewalt aufgedrängt. Die Deputierten der
evangelischen Stände machten insonderheit dem Pfalzgrafen
den Vorwurf, daß er als Gemeinschaftsherr im Gegensatz zum
Friedensschluß § In Ü8 loois (Art. V . H einseitig Neuerungen
vorgenommen habe, wo doch der Kurfürst gleiche Rechte und
Gewalt habe wie er, und daß die geschehene Einführung des
Simultaneums in geradem Widerspruch mit den früheren Er-
klärungen der Katholischen stehe, wornach die Einführung des
Simultaneums der kathol. Religion auf ihre, der Katholischen,
Kosten ohne Abbruch des Einkommens der Kirchen und Schulen
der anderen Konfession vor sich gehen solle. (Positiv wird
man das wohl kaum erklärt haben.) Weiter erinnerten sie
ihn an die von ihm selbst i. I . 1649 und 1650 zur Reichs-
deputatton in Nürnberg erhobenen und auch beim Reichstag
in RegettSburg (1653??) eingereichten Beschwerden. Was er
damals selbst aufs höchste mißbilligt habe, das nehme er jetzt
selbst vor. I m letzten Reichstagsabschiede sei es im tz „W i r
setzen und ordnen auch:c." dem Landesherrn schärfstens ver-
boten worden, in ihren eigenen Gebieten an der einmal voll-
streckten Restitution eigenmächtig etwas zu ändern, wie vielmehr
gelte das in gemeinschaftlichen — Sulzbachs erwähnt man
nicht l —, und fei bestimmt worden, daß dergleichen Sachen
vor dem Reichstage ausgetragen werden sollten. Sie drangen
deshalb auf Abstellung der Neuerungen und Einhaltung des
Standes vom Jahre 1624.
Die Kurpfalz besetzte sofort (18. Apri l) Weiden und Par l -
ftein mit Soldaten, erhielt aber ant 27. M a i vom Kaiser auf
Vulzbachs Klage den Befehl, die Völker wieder abzuführen.
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Das war sie nicht willens, so lange sie nicht von Sulzbach
Satisfaktion und bündige Versicherung wegen der Zukunft
erlangt hätte. Der Kaiser mußte wiederholten Befehl ergehen
lassen, die Truppen zurückzuziehen und den Pfalzgrafen und die
katholischen Unterthanen im 6x01 oitio smmltaueo ihrer Religion
dem Prager Rezeß gemäß zu belassen. (Örtel S . 650 f.)
Nun beschwerte sich die Kurpfalz ihrerseits wieder beim
Kaiser (6. J u l i 1656), das Simultaneum sei im Weidauifchen
über den Prager Vergleich hinaus (f. o.) ausgedehnt worden;
sie hätte das Recht gehabt, schon was Neuburg eingeführt,
ebenso äe taoto wieder abzuschaffen, habe aber nichts verfügen
wollen in der Hoffnung, die Sache werde auf dem Reichs-
oder doch dem dermaligen Deputationstag erörtert werden.
Weil diese Hoffnung nicht in Erfüllung gegangen sei, Sulzbach
sich weitere Übergriffe erlaubt habe, sei sie gezwungen gewesen,
ihr Recht mit Waffengewalt zu wahren.
Das am 7. Januar 165? erfolgte kaiserliche Reskript
enthielt wieder den Befehl wegen der Truppen, aber auch die
Erklärung, daß I . K. Maj . Pf.-Sulzbach dahin an- und darob
halten wollten, damit von diesem nach Abführung der lurpfäl-
zischen Völker nichts attentiert und innoviert werden solle.
(Tretzel S . 70, Struve S . 636.)
Bald darauf, am 13/23. März 1657 starb Kaiser Fer-
dinand I I I . Nun machte der Kurfürst von Bayern als Reichs-
verweser, da die Kurpfalz in Erwartung einer weiteren Ber-)-
sicherung mit dem Abzug der Truppen zögerte, von der Waffen-
gewalt Gebrauch, blockierte Weiden und Partstein und zwang beide
Plätze zur Übergabe. Eine weitere Einführung des Simulta-
neums, als wo es schon bestand, ward jedoch nicht vorgenommen.
Dies geschah erst (vgl. auch Härtung, das kirchliche Recht
der Protestanten im Hzgt.Sulzbach, 1872, S.31) i. I . 1663
und zwar am 28. April. (Örtel S . 660 I.it. I.) Bayern und
K p r W z hatten mit Neuburg am 1 2 . M . November 1662 zu
HMGerg einen Vergleich eingWWy, W t dessen alle
12
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spräche Kurbayerns und der Kurpfalz auf die gemeinschaftlichen
Ämter an Pf.-Neuburg übergingen (Örtcl S . 660 Li t . 6 ) und
enthielt derselbe u. a. die Bestimmung „was in den Ämtern
Weiden und Partstem bis äato vorgegangen, solle tot und
vergessen sein; im übrigen sollen sie im geistlichen und welt-
lichen Stand bei dem, wozu sie vermöge M8truwonti paois
befugt, gelassen werden!" Welch ein Beispiel billiger Redens-
arten! Man tann die evangelischen Landesherren des Vor-
wurfs nicht entledigen, daß sie ihre evangelischen Unterthanen
vielfach im Stiche gelassen haben.
Letztere wußten das wohl und thaten, was sie konnten,
aber was half es ihnen? Am 14. Januar 1663 (Örtel ibiä.
I^it. L ) ließen die evangelischen Landsassen, Städte und Märkte
des gemeinschaftlichen Amtes an die damalige Reichsversammlung
(zu Regensburg — das Datum zeigt, daß sie sofort nach deren
Zusammentritt es thaten—) abgehen, worin sie daran erin-
nerten, wie sie schon früher (1654) vor dem Reichstag in
Regensburg und dem Deputationstag in Frankfurt ihre Klagen
wegen gewaltsamer Aufhauung der Kirche zu Weiden und der
Einführung der Jesuiten angebracht, aber immer sich hätten
gedulden müssen. Sie müßten jetzt wieder bittlich kommen,
da wenn nicht durch die evangelischen Stände die bisher an-
geftMen katholischen Priester, welche dm Evangelischen in Stadt
und Land unter dem Schutz der turbayrischen inliegenden
Garnison großen Eintrag thun, abgeschafft würden, zu be-
fürchten fei, daß das evangelische Religionswesen besonders
bei der bevorstehenden Auslösung und Veränderung der Herr-
schaft hart gedrückt und gänzlich ruiniert werde, rsnoulum
in woral Fünf Jahre lang nach erfolgter Restitution feien
sie in völliger Possession gewesen. — Ihre Bitte verhallte
wirkungslos; ein Protest des oorpus svaußeliooruw war
nicht hoch zu rechnen.
Dem Protokoll (Örtel S. 660 l.it. l, Tretzel S. 74)
dk am 2s. « M l NS3 in Weiden — und dann in dm
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übrigen Kirchen des Amtes — vollzogene Einführung des S i -
multancums entnehmen wi r : Nachdem Bürgermeister, Rat
und Bürgerschaft bis früh 7 Uhr sich vor dem Rathause ver-
sammelt hatte und der lutherische Magistrat samt dem Syn-
dikus ergangenem Befehle gemäß vor dem Neuburgischen
Kanzler, Franz von Giese, erschienen waren, wurde diesen er-
öffnet, daß Pf.-Neuburg und Pf.-Sulzbach sich längst dahin
verglichen, das Simultaneum im Amte einzuführen. Es hätte
dies bereits vor 12 (10?) Jahren geschehen sollen, sei aber
anderweitig verhindert worden. Jetzt sei sein Pfalzgraf an
des Kurfürsten Stelle getreten, habe die kurbayrischen und
kurpfälzischen Ansprüche an sich gebracht; nun werde das Simul-
taneum traft solchen Vergleichs, mstrumeuti paoi8, Pragischen
Rezesses und kaiserlicher Reskripte wirklich eingeführt. W
werde erwartet, Rat und Bürgerschaft werde sich bequemen
und zwar um so lieber, weil der Pfalzgraf sie bei dem Simul-
taneum schützen und manutenieren wolle und die Bürgerschaft
dadurch zu Ruhe und Frieden kommen werde. — Die kaiser-
liche Genehmigung des Vergleichs, ä. ä. Wien, 18. Apri l '
wurde zur Bekanntgabe an die Bürgerschaft dem Magistrat
übergeben; zugleich sollte er sie versichern, daß sie ruhig bei
ihrer Religion und diesem Simultaneo gelassen werde.
, Der Magistrat tonnte, auch wenn er gewollt hätte, dieser
Weisung nicht ohne weiteres Folge leisten. Zwei Inhibitions-
schriften vom 9. und 20. Apri l waren von Sulzbach aus erst
an ihn gelangt, in denen Pfgr. Christian August auf grund
des tz 2 des Neuburger Hauptvergleichs vom 15. Januar
1656*) erklärte, bei den Verhandlungen über die Auslösung
* ) Durch denselben hatte Pf.-Neuburg sein ihm laut Pragischen
Rezeß von 1652 zustehendes Reluitionsrecht bezüglich Weiden-Parkstein
an Pf.-Sulzbach abgetreten. Dennoch schloß Neuburg mit Bayern uud
der Pfalz auno 1662 den Heidelberger Vergleich. § 2 des Neubnrger
Hauptvergleichs lautet: „ W i r übergeben unferm Vettern die uns ge-
W e n d e Neluition der Halbscheid, welche jetzt jms »ntsobrWvo» sur-
12*
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sei mit ihm fehr verfänglich verfahren worden; deshalb könne
er bis zu erlangter Satisfaktion wegen des plsuario cedierten
Reluitionsrechtes in dergleichen Einführung des Simultane!
nicht konkurrieren noch dasselbige verwilligen. Er ließ dem
Bürgermeister und Rat darin zugleich wissen, sie sollten sich
in nichts mit Neuburg einlassen; gegen etwaige Präjudizien
wolle er gesichert fein. Hierauf berief sich der Magistrat und
bat, den Gemeinschaftsunterthanen, die keinem Teil präjudi-
zieren könnten, in diesem Falle nichts zuzumuten.
Bon Giese nahm darauf nur so viel Rücksicht, daß er
erklärte, Pf.-Neuburg wolle nichts präjudizieren, sondern nur
den zwifchen ihm und Pf.-Sulzbach getroffenen Vergleich zur
Ausführung bringen. Dem Viagistrate führte er zu Gemüte,
wie er vordem der Neuburgischen Inhibitionen ungeachtet der
Heidelberg innen und bis auf die verglichene Ablösung von 200000 st.
l . Prag. Rezeß zu genießen haben, welche ebenfalls Wir auch Pfgr.
Aug. völlig und durchgehende abtreten oum oiuni ^ure, allermassen
uns diese Reluition von I . K. Maj . zc. vergönnet worden Und da-
mit Pfgr. Chr. Aug. mit I . K. Maj. , Kurpfalz oder fonsten, was ihm
am füglichsten gelegen, desto leichter traktieren und die Halbfcheid von
Kurpfalz wieder einlösen 2c. mögen, haben wir auch die von der K.
Maj . zu diefer Ablösung uns :c. verwilligte Summe von 200000 f l ,
jedoch mit Ausnahm, was unsre beide daniedrige Fürstentümer Ii l l ich
und Berg an den Miinsterischen Römermonateu beizutragen hätten, über-
geben und die darüber erhaltene Kais. Resolution samt den bisher des-
halb gewechselten Schriften und Akten in oi-ißinaU extrahieren lassen.
Gestalt wir dann von nun an die tc. Hure antiokr. verhoffte und uns
undisputierlich gehörige Halbscheid 3c. und deren anklebende Hura »u-
xvrioritaüs, regalia vto. S . Lbb. und dero tathol. Erben zc. gänzlich
und nichts ausgenommen schenken uad übertragen." Die Sache fand
ihr Ende erst durch den Rezeß vom 24. Ma i 1714, wornach Psgr.
Theodor von Sulzbach an Pf.-Neuburg (mittlerweile Kurpfalz geworden)
statt etwa« zu bekommen, 260000 fi. — außer den eigentlichen Reluitions-
geldern war noch eine namhafte Summe an Bayern zur Tilgung von
liquidierten Exekutionskoften vor der Räumung von Weiden und Park-
stein zu zahlen gewesen — an zwei Terminen abzuführen sich verpflichtete,
WÄcher Verpstichwng Pf.-Vulzbach bald nachlam.
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Kurpfalz zu Gefallen die Katholischen gänzlich ausgeschlossen
und zurückgesetzt habe.
Nun wurde vom Magistrate der Bürgerschaft, jedoch unter
Verschweigung des einen und anderen Umstandes Mitteilung
von den getroffenen Anordnungen Neuburgs gemacht, während
der Neuburgische Sekretär den Schutz in »imultaneo hervor-
hob, aber auch vom Magistrat die Erklärung abgegeben, wegen
des Sulzbachischen Einspruchs zwar nicht mitwirken zu können,
aber auch der augenscheinlichen Gewalt — das Rathaus war
von Truppen umringt — nicht widerstehen zu wollen. Der
Kommissär entgegnete, zwingen wolle er sie zu keiner Pflicht,
aber so lange sie diese nicht gutwillig ablegen wollten, müßte
er sie vom Rat und Regiment ausschließen und den katholischen
Rat allein regieren lassen, worauf sie den Eid leisteten, wie
auch der von v. Giese bestellte katholische Syndikus und die
katholischen Stadträte in Pflicht genommen wurden. Die
beiden Shndici wurden angewiesen, alle Stadtämter mit der
gleichen Anzahl von katholischen und evangelischen Personen zu
besetzen, die Stellen, für die nur eine Person nötig war, wie
Medikus und Stadtarzt, alternieren und selbst im Vorsitz des
Rats alle Vierteljahre abzuwechseln, die Uhrrichter alle halbe
Jahre abwechseln zu lassen. Dem katholischen Gottesdienst
sollte die Zeit früh bis 9 Uhr, dem lutherischen bis 12 Uhr
zur Verfügung stehen, nachmittags es bei der bisherigen Ob-
servanz (12 — 1 kath., 1 — 2 evang., 2 — 3 kath., von da an
wieder evang.) verbleiben. Ferner wurde die Abteilung der
Sakristei, der Kelche, des Pfarrhofs, der Gärten, des Alum-
nats, des Schulhauses und der geistlichen Gefälle angeordnet.
Von weiteren Schritten Pf.-Sulzbachs hören wir nichts.
Materiell mußte es dem Kölnischen Vergleich gemäß mit den
getroffenen Anordnungen einverstanden sein.
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Nenn hiemit der 2. Teil zu seinem Schluß gekommen
ist, so keineswegs die Arbeit über den Kölnischen Vergleich.
Es folgen vielmehr noch ein 3. und 4. Teil, welche die Rechts-
beständigkeit des Vergleichs gegenüber der mehrfachen Erklärung,
er sei von vorneherein rechts- und geltungslos gewesen, und
dessen Aus- und Durchführung im 17. und 18. Jahrhundert
behandeln. Der 3. Teil, weil fast ausschließlich juristisch ge-
halten, kann nicht Gegenstand der „Verhandlungen eines histo-
rischen Vereines" sein. Hieher ist nur zu bemerken, daß die
Bestimmung des Köln. Vergleichs „aä 6io8 vi tas" durch den
Neuburger Hauptvergleich
vom 15. Januar 1656, durch welchen die Pfalzgrafschaft Sulzbach
ein se lbs tänd iges Fürstentum, der Pfalzgraf ein souve-
r ä n e r Landesherr, reichsunmittelbarer Fürst wurde, alle und
jede Bedeutung verlor. Die Nachfolger der Kontrahenten von
1652 hatten nichts mehr zu bestätigen oder aufzuheben, was
auch die Gerichtshöfe übersehen haben. Die Rechtsgiltigleit
des Köln. Vergleichs hat, so lange es ein Herzogthum Sulz-
bach und eine eigene Sulzbachische Regierung gab, niemand in
Abrede gestellt und ist insbesondere, als die Regierung von
Sulzbach mit der der Oberpfalz vereinigt wurde, die Auf-
stellung einer „simultanischen Religions- und Kirchendeputation"
in Sulzbach 1791 die tatsächliche offizielle Anerkennung der
fortdauernden Rechtsgiltigkeit des Kölnischen Vergleichs gewesen.
— Ob der 4. Teil späterhin Gegenstand der Verhandlungen
sein wird, steht dahin.
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